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Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 haben Sie uns eingeladen, zum Entwurf des Bundes­
gesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung Stellung zu 
nehmen. Wir danken Ihnen für diese Gelegenheit und äussern uns wie folgt:
Wir begrüssen den Gesetzesentwurf und die damit einhergehende Flexibilisierung der be­
stehenden Förderinstrumente. Vor dem Hintergrund der komplexen Beziehungen der 
Schweiz zur Europäischen Union (EU) befürworten wir insbesondere, dass die Förderung 
von internationaler Mobilität und Kooperationsaktivitäten von der Beteiligung an EU- 
Bildungsprogrammen abgekoppelt wird. Nachfolgend finden Sie unsere Bemerkungen 
zu einzelnen Gesetzesbestimmungen.
Art. 4 Abs. 1 Bst.b: Es erscheint uns wichtig, dass der Bund neben den europäischen 
Kooperations- und Mobilitätsprogrammen (namentlich Programme der EU) auch seine 
eigenen thematischen und geografischen Prioritäten setzen kann. Wir verstehen die unter­
schiedlichen Formen der nationalen, europäischen und aussereuropäischen Mobilität und 
Zusammenarbeit als komplementär zueinander. Sie verfolgen verschiedene Zwecke und 
sollen sich deshalb im Hinblick auf den finanziellen Rahmen nicht konkurrenzieren. Dass 
die Schweiz kein eigenes Bundesprogramm neben einem europäischen Programm im 
gleichen Tätigkeitsbereich führen darf, erachten wir als problematisch. Die aussereuro- 
päische Mobilität und Zusammenarbeit für jetzige und zukünftige Programme soll nicht 
beschränkt werden. Aussereuropäische Projekte bzw. solche ausserhalb der EU sollen z. B. 
auch bei einer Assoziierung der Schweiz an das Bildungsprogramm Erasmus+ weiterhin 
möglich sein. Dies wird insbesondere im Hinblick auf den EU-Austritt von Grossbritannien 
von Bedeutung sein.



Art. 2 Abs. 1: Weder der Gesetzestext noch die Erläuterungen geben darüber Auskunft, 
was der Begriff der «internationalen Lernmobilität» im Detail umfasst. Es ist wichtig, dass 
dieser Begriff möglichst breit ausgelegt wird, damit beispielsweise Semesteraustausche, 
sogenannte Summer/Winter Schools und Praktika auch dazu zählen.
Art. 4 Abs. 1 Bst.d: Gemäss derh erläuternden Bericht (S. 14) sollen die Institutionen im 
Sinne dieser Bestimmung einen «besonderen bildungspolitischen Mehrwert für die Exzel­
lenzförderung bieten». Was genau darunter zu verstehen ist, ist in der Ausführungsver­
ordnung zu verdeutlichen. Swissuniversities ist dabei in die Erarbeitung der Liste der ent­
sprechenden Institutionen einzubeziehen.
Wenn auch der erläuternde Bericht sich klar äussert («Durch die Totalrevision wird nicht 
die politische Entscheidung vorweggenommen, ob die Förderpolitik sich in der Periode ab 
2021 vorwiegend auf eine Assoziierung an die EU-Bildungsprogramme stützen soll oder 
ob eigene Schweizer Programme mit gleicher Zielsetzung finanziert werden sollen», S. 9, 
Ziff. 1.3), möchten wir festhalten, dass die vorliegende Totalrevision in keiner Weise die 
Bemühungen um eine zukünftige Assoziierung der Schweiz an die europäischen Program­
me für die neue Programmlaufzeit 2021-2027 beeinträchtigen sollte. Für den Fall, dass 
keine Assoziierung zustande kommt, sollten die EU-Bildungsprogramme bei der Umset­
zung eigener Bundesprogramme aufgrund der engen Verflechtung mit dem europäischen 
Bildungsraum berücksichtigt werden.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat,
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates

Die Staatsschreiberin:

Dr. Thomas Heinigi

//.A
Dr. Kathrin Arioli
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Vernehmlassung  des  Bundes: Bundesgesetz über  die  internationale Zusammenarbeit 
und Mobilität  in der  Bildung (BIZMB). 
Stellungnahme  des  Kantons Bern 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Brief vom  13.  Februar  2019  wurde  der  Kanton Bern eingeladen, zum Entwurf  des  Bundes-
gesetzes über  die  internationale Zusammenarbeit und Mobilität  in der  Bildung (BIZMB) im 
Rahmen  des  Vernehmlassungsverfahrens Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für  die  
Möglichkeit, uns zum Entwurf zu äussern.  

Der  Kanton Bern kann  der  Totalrevision  in der  Vorlage grundsätzlich zustimmen.  Der  Regie-
rungsrat nimmt zur Kenntnis, dass damit keine neuen Fördertatbestände geschaffen werden, 
sondern dass  die  bestehenden Förderinstrumente gezielt flexibilisiert werden, um grössere 
Kohärenz zu erreichen.  Er  begrüsst, dass  die  Mandatierung einer nationalen Agentur  von der  
Beteiligung  an  internationalen Programmen entkoppelt werden soll und damit auf  die  internati-
onale Zusammenarbeit und Mobilität fokussiert wird, anstelle einer starren Anbindung  an die  
EU-Programme.  

Ebenso ist wichtig, dass eine solche Beteiligung auf derselben Rechtsstufe verankert wird wie 
eigene Schweizer  Programme. Dies  erhöht  die  Handlungsfähigkeit  des  Bundes, um auf Ent-
wicklungen im Bereich  der  internationalen Bildungszusammenarbeit reagieren zu können, und 
stützt  die  Gleichwertigkeit  von  akademischer Bildung und Berufsbildung.  Der  Kanton Bern legt 
Wert auf  die  Feststellung im erläuternden Bericht, dass durch  die  Totalrevision nicht  der  politi-
sche Entscheid vorweggenommen wird, ob sich  die  Förderpolitik  in der  Periode ab  2021  vor-
wiegend auf eine Assoziierung  an die  EU-Bildungsprogramme stützen soll, oder ob eigene 
Schweizer  Programme  mit gleicher Zielsetzung finanziert werden sollen. 
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Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern  

Die  im Entwurf vorgeschlagene Klärung  der  Rechtsgrundlage für  die  Mandatierung einer nati-
onalen Agentur ist aus Sicht  des  Kantons Bern wichtig, um  die  Kohärenz  der  Förderung  der  
internationalen  und  der  nationalen Bildungsmobilität zu gewährleisten. Letztere ist für  die  
Schweiz als mehrsprachiges, kulturell vielfältiges  Land  ebenfalls  von  grosser Bedeutung.  Die  
im erläuternden Bericht  in  Aussicht gestellte Überführung  der  Rechtsform  der  bereits heute 
nnandatierten nationalen  Organisation von  einer privatrechtlichen Stiftung  in  eine öffentlich-
rechtliche Anstalt wird begrüsst.  Mit  ihrer beratenden  und  unterstützenden Funktion kann sie 
einen wesentlichen Beitrag zur Koordination  und  Kooperation,  aber  auch zur Nutzung  von  Sy-
nergien  und  der  Verbreitung  von good practice  leisten.  Die  Herausforderung dürfte  hier  ein ef-
fizientes Vorgehen bei  der  Umsetzung  sein.  

Zu  den  einzelnen Artikeln haben wir folgende Bemerkungen: 

Artikel  4  Buchstabe  d  des  Entwurfs 

Bezüglich  der  Individualstipendien für herausragende Institutionen im Bildungsbereich sind 
mindestens auf Verordnungsstufe  die  Kriterien für  die  Bestimmung  von  Exzellenz zu nennen 
und  der  Fächerfokus ist zu überprüfen (im  Moment  sind  es  Brügge, Natolin und Florenz). 

Artikel  5  Absatz  2 des  Entwurfs  

Die  Formulierung für eine Beitragsberechtigung ist restriktiv (nur für diejenigen,  welche  das 
Schweizer Bildungssystem durchlaufen haben)  und  nicht kongruent  mit  dem erläuternden Be-
richt  (mind,  einen wesentlichen Teil ihrer bisherigen Ausbildung). Wir regen  hier  eine weniger 
enge Formulierung  an,  damit namentlich Unterbrechungen oder befristete Mobilität -  die  ja ge-
wünscht werden -  in der Praxis  nicht zum Ausschlussgrund werden können. Eventuell kann  die  
Bestimmung  mit  dem Wort «überwiegend» ergänzt werden, oder  es  könnte eine Formulierung 
gewählt werden,  die  sich auf  die  Bildungsabschlüsse bezieht. 

Besten Dank für Ihre Kenntnisnahme. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  Regierungsrates  
Der  Präsident 	 Der  Staatsschreiber 

Christoph Neuhaus 	 Christoph  Auer  

Verteiler 
• Erziehungsdirektion 
• Volkswirtschaftsdirektion 
• Jerome  Hügli, Eidg. Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF, 

jerome.huegli@sbfi.admin.ch   
• Gaétan  Lagger, Eidg. Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 

gaetan.ladderesbfi.admin.ch   
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KANTON Dor{platz 2, Postfach 1246,6371 Stans
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PER E-MAIL
Eidg. Departement für Wirtschaft, Bildung und
Forschung WBF
Herr Bundesrat Guy Parmelin
Bundeshaus Ost
3003 Bern

Telefon 041 61879 02
staatskanzlei@nw,ch
Stans, 13. Mai 2019

Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung.
Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Brief vom 13. Februar 2019 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen , zum Bundes-
gesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung BG Stellung zu
nehmen. Gerne lassen wir uns wie folgt vernehmen.

1 Allgemeine Bemerkungen

Grundsätzlich befürworten wir den vorliegenden Entwurf zum BG, der im Einklang mitder 2017
verabschiedeten Schweizerischen Strategie Austausch und Mobilitäf von Bund und Kantonen
steht. Wir gehen in diesem Zusammenhang auch davon aus, dass der Bund ausreichende
Finanzmittel für Austausch und Mobilität auf nationaler und internationaler Ebene bereitstellen
wird.

Spezifische Hinweise

Zum Wortlaut des Entwurfs des BG möchten wir folgende Bemerkungen anbringen:

1. Bezüglich der nach geltendem Recht gesprochenen Kredite gehen wir davon aus, dass die
Bestimmungen gemäss Entwurf BG keine Anderungen bewirken werden, Da die Berufsbil-
dung nach geltendem Recht über kein spezifisches Budget verfügt, nehmen wir an, dass
für diesen Bereich nach der Verabschiedung des neuen BG ein zusätzlicher Kredit vorge-
sehen wird.

2. Bei zwei Punkten sind unsererseits gewisse Vorbehalte anzubringen:

- Art. 4 Abs. 1 Bst. b des BG-Entwurfs sieht Beiträge für eigene Bundesprogramme vor,
<sofern die Schweiz nicht an ein internationales Programm im gleichen Tätigkeitsbe-
reich assoziiert ist>. Die damit verbundene Absicht, Doppelspurigkeiten zu vermeiden,
ist nachvollziehbar. Allerdings sollte diese Bestimmung in finanzieller Hinsicht nicht rest
riktiv ausgelegt werden: Eine Assoziierung der Schweiz an ein internationales Pro-
gramm (2.8, ERASMUS) könnte den Bund daran hindern, ein ähnliches Programm mit
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Stans, 13. Mai 2019

anderen Weltregionen aufzubauen (2,8. akademischerAustausch mit Nordamerika, Ja-
pan, China usw.). Diesbezüglich möchten wir daran erinnern, dass bereits fast 50 o/o der
Austauschaktivitäten ausserhalb der europäischen Bildungsprogramme erfolgen. Eine
solche restriktive Auslegung wäre für das schweizerische Bildungssystem verheerend
und könnte vom Regierungsrat des Kantons Nidwalden nicht unterstützt werden.

- lm Einklang mitder Bundesverfassung verleihen Art.8 und 13 des Entwurfs des BG-
Entwurfs dem Bundesrat die Zuständigkeit, völkerrechtliche Verträge sowie internatio-
nale Vereinbarungen im Bereich der Anerkennung ausländischer Diplome abzuschlies-
sen. Diesbezüglich ist jedoch daran zu erinnern, dass die Kantone in derVergangenheit
teilweise nicht angehört wurden (2. B. Unterzeichnung der Bologna-Vereinbarungen zur
Hochschulreform). Die Wiederholung einer solchen Situation gilt es zu verhindern, ins-
besondere beiVerträgen im Zuständigkeitsbereich der Kantone. Deshalb verlangen wir,
dass die Anhörung der Kantone beim Abschluss solcher Verträge und Vereinbarungen
eruvähnt wird. ln diesem Sinne ersuchen wir Sie, im erläuternden Bericht unter einer
Rubrik <Auswirkungen auf die Kantone> einen entsprechenden Hinweis einzufügen.

Wir bedanken uns für die Kenntnisnahme unserer Bemerkungen und des Ergänzungsvor-
schlags.

Wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme und bitten Sie, unsere Vorschläge, und
Hinweise bei der weiteren Bearbeitung der Vorlage zu berücksichtigen.

Freundliche Grüsse
NAM ERUNGSRATES
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lic. iur. Hugo Murer
Landschreiber
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Geht an:
- jerome.huegli@sbfi.admin.ch
- gaetan.lagger@sbfi.admin.ch
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Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus

Eidgenössisches Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung
WBF
3003 Bern

Glarus, 21. Mai 2019
Unsere Ref: 2019-203

Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit
und Mobilität in der Bildung

Hochgeachteter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie gaben uns in eingangs genannter Angelegenheit die Möglichkeit zur Stellungnahme.
Dafür danken wir und lassen uns gerne wie folgt vernehmen.

Wir begrüssen den Entwurf zum neuen Bundesgesetz über die internationale
Zusammenarbeit, welcher in Einklang mit der entsprechenden Strategie von Bund und
Kantonen steht. Wir erlauben uns dazu jedoch anvei Hinweise:

Bei den Beiträgen des Bundes für eigene Programme im Sinne von Artikel 4 Absatz 1

Buchstabe b des Entwurfes wäre darauf zu achten, dass eine allfällige Assoziierung zu
Programmen einer Weltregion nicht den Aufbau ähnlicher Programme in weiteren
Regionen verhindert. Die entsprechende Bestimmung dürfte damit nicht restriktiv
verstanden werden.

Weiter weisen wir darauf hin, dass bei der Aushandlung von völkerrechtlichen Verträgen
und internationalen Abkommen die Kantone dann unbedingt anzuhören sind, wenn die
Regelungsgegenstände in deren Zuständigkeit fallen. Was als Selbstverständlichkeit
gelten müsste, ist in der Vergangenheit nicht in jedem Fall eingehalten worden.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.



Freundliche Grüsse
Für den Regierungsrat

M,,. jörg Dürst
Ratsschreiber

E-Mai I an : gaetan. lagger@sbfi.ad m in. ch und jerome. hueg I i @sbfi.ad min.ch

versandt am 21. Mar 20lg
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Herr Bundesrat Guy Parmelin
Bundeshaus Ost
3003 Bern

Zug, 14. Mai 2019 sa

Vernehmiassung zur Totairevision des Bundesgesetzes über die internationale Zusam
menarbeit und Mobilität in der Bildung

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 laden Sie uns ein, zur Totairevision des Bundesgesetzes
über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung Stellung (BIZMB) zu neh
men. Unsere Stellungnahme umfasst die Mitberichte der Direktion für Bildung und Kultur und
der Volkswirtschaftsdirektion.

Vorbemerkung
Wir begrüssen den Vorentwurf zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und
Mobilität in der Bildung. Dieser entspricht einer logischen Weiterentwicklung der seit über zwan
zig Jahren gängigen Praxis im Bereich der internationalen Mobilität in der Bildung. Insbesonde
re die Auflösung der starren Kopplung mit den europäischen Bildungspragrammen schafft die
notwendige Autonomie und Flexibilität im sich rasch verändernden Umfeld des Bild ungsbe
reichs. Die einseitige Ausrichtung auf die europäischen Bildungsprogramme hat sich spätestens
mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative als problematisch für die konkrete Umset
zung von Mobilitätsaktivitäten erwiesen. Eine grössere gesetzliche Flexibilität begrüssen wir.
Dennoch möchten wir uns klar dafür aussprechen, eine erneute Beteiligung an den europäi
schen Bildungsprogrammen, insbesondere an Erasm us+, anzustreben. Unter anderem profitiert
die Pädagogische Hochschule Zug stark von der Mobilität und Kooperation mit europäischen
und internationalen Partnern. Die gegenwärtigen Möglichkeiten der «Schweizer Lösung» sind
dabei im Vergleich zum europäischen Programm reduziert und gewährleisten lediglich eine mi
nimale Umsetzung von Aktivitäten. Eine Wiederassoziierung am kommenden europäischen
Programm wäre zentral, um die Qualitätsentwicklung der Schweizer Hochschulen weiter zu un
terstützen. Der vorliegende Entwurf BIZMB steht im Einklang mit der 2017 verabschiedeten
schweizerischen Strategie Austausch und Mobilität von Bund und Kantonen. In diesem Zusam
menhang gehen wir davon aus, dass der Bund ausreichende Finanzmittel für Austausch und
Mobilität auf nationaler und internationaler Ebene bereitstellen wird, da die Berufsbildung nach
geltendem Recht über kein spezifisches Budget verfügt.

Regierungsgebäude, Seestr. 2, 6300 Zug
T+41 417283311
www.zg.ch
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Ergänzend stellen wir folgenden

Antrag
Im erläuternden Bericht sei ein Abschnitt «Auswirkungen auf die Kantone)> aufzunehmen, wel
cher sich dazu äussert, dass die Kantone beim Abschluss von Verträgen, die in deren Zustän
digkeitsbereich gehören, anzuhören sind.

Begründung
Im Einklang mit der Bundesverfassung verleihen die Artikel 8 und 13 des Entwurfs des BIZMB
dem Bundesrat die Zuständigkeit, völkerrechtliche Verträge sowie internationale Vereinbarun

gen im Bereich der Anerkennung ausländischer Diplome abzuschliessen. Diesbezüglich ist zu
erinnern, dass die Kantone in der Praxis teilweise nicht angehört wurden (z.B. Unterzeichnung

der Bologna-Vereinbarungen zur Hochschulreform). Die Wiederholung einer solchen Situation

gilt es zu verhindern, insbesondere bei Verträgen im Zuständigkeitsbereich der Kantone. Des
halb fordern wir, dass die Anhörung der Kantone beim Abschluss solcher Verträge und Verein

barungen im erläuternden Bericht in einem Abschnitt «Auswirkungen auf die Kantone‘> erwähnt

wird.

Ergänzender Hinweis
Bezüglich Art. 4 Abs. 1 Bst. b BIZMB haben wir folgende Bedenken: Diese Bestimmung sieht

Beiträge für eigene Bundesprogramme vor, «sofern die Schweiz nicht an ein internationales

Programm im gleichen Tätigkeitsfeld assoziiert ist». Die damit verbundene Absicht, Doppelspu

rigkeiten zu vermeiden, ist nachvollziehbar. Eine Assoziierung der Schweiz an ein internationa

les Programm (z.B. ERASMUS) könnte den Bund daran hindern, ein ähnliches Programm mit

anderen Weltregionen aufzubauen (z.B. akademischer Austausch mit Nordamerika, Japan, Chi

na etc.). Diesbezüglich möchten wir daran erinnern, dass bereits fast 50 % der Austauschaktivi

täten ausserhalb der europäischen Bildungsprogramme erfolgen. Eine solche restriktive Ausle

gung wäre für das schweizerische Bildungssystem verheerend und könnte von uns nicht unter

stützt werden.

Auf Ihren Wunsch in Bezug auf allfällige Rückf ragen zu unserer Stellungnahme halten wir die

Angaben der entsprechenden Kontaktperson fest: Carla Dittli, stv. Generalsekretärin der Volks

wirtschaftsdirektion, carla.dittli@zg.ch.

Für die Möglichkeit der Stellungnahme danken wir Ihnen.
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Freundliche Grüsse
Regierungsrat des Kantons Zug

Stephan Schleiss Tobias Moser
Landammann Landschreiber

Kopie per E-Mail an:
- jerome.huegli@sbfi.admin.ch (Word und PDF)
- gaetan.lagger@sbfi.admin.ch (Word und PDF)
- Direktion für Bildung und Kultur (info.dbks@zg.ch)

- Amt für Berufsbildung (berufsbildung@zg.ch)
- Volkswirtschattsdirektion (info.vds @ zg.ch)
- Eidgenössische Parlamentarier des Kantons Zug
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JKANTONsoÊothurn

Herr Bundesrat 
Guy Parmelin 
Vorsteher WB F 
Schwanengasse 2 
3003 Bern

14. Mai 2019

Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit 
und Mobiiität in der Bildung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Bundesgesetz über die internatio­
nale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung.

Der Kanton Solothurn ist sich der zentralen Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit und 
Mobilität im Bildungsbereich für die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz bewusst und unterstützt 
sie. So sieht beispielsweise der Staatsvertrag zwischen den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, 
Basel-Stadt und Solothurn über die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) explizit vor, dass 
die FHNW den Austausch von studierenden, lehrenden und forschenden Personen aus dem In- 
und Ausland fördert (§ 3 Abs. 3).

Der Kanton Solothurn begrüsst das Ziel der Totalrevision, namentlich die bestehenden und er­
probten Instrumente durch mehr Flexibilität und Kohärenz anzupassen und zu aktualisieren, 
ohne neue Fördertatbestände zu schaffen. Er erachtet es als sinnvoll, dass dabei die Assoziierung 
an internationale Programme und die Finanzierung von eigenen Schweizer Programmen als al­
ternative und gleichwertige Instrumente vorgesehen sind. Begrüsst wird in diesem Zusammen­
hang auch, dass die Mandatierung der nationalen Agentur von einer Assoziierung an internatio­
nalen Programmen entkoppelt wird und sie damit auch Umsetzungsaufgaben wahrnehmen 
kann, die bei einem vom Bund initiierten Schweizer Programm anfallen.

Auch wenn die Entkoppelung von der Beteiligung an europäischen Bildungsprogrammen be­
grüsst wird, liegt dem Kanton Solothurn viel daran, die Teilnahme an Erasmus+ und selbstver­
ständlich auch an den Forschungsrahmenprogrammen fortzuführen. Die Teilnahme am europäi­
schen Bildun.0s-, Forschungs-, Innovations- und Wissenstransfer ist zentral.

EN DES REGIERUNGSRATES

RdÜc nd Fürst 
Lan lammann

Andreas Eng 
Staatsschreiber
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Herrn Bundesrat
Guy Parmelin
Vorsteher des Eidgenössischen Departe-
ments für Wirtschaft, Bildung und Forschung
Bundeshaus Ost
3003 Bern

Basel, 15. Mai 2019

Vernehmlassung zur Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale Zusam-
menarbeit und Mobilität in der Bildung: Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 laden Sie uns zur Vernehmlassung betreffend die Totalrevi-
sion des Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung
ein. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Der Regierungsrat ist mit der Schaffung der verbesserten gesetzlichen Grundlage für verschiede-
ne im Moment nicht gesetzlich abgesicherte Fragen einverstanden. Insbesondere begrüssen wir
die Stossrichtung einer erhöhten Flexibilität und Handlungsfreiheit. Dabei gehen wir davon aus,
dass bei den Aktivitäten, die gemäss Art. 3 und 4 des Vernehmlassungsentwurfs vom Bund ge-
fördert werden können, die betreffenden Ausbildungsinstitutionen einbezogen werden.

Die internationalen - insbesondere die trinationalen - Beziehungen sind für unseren grenznahen
Wissens- und Wirtschaftsraum von eminenter Bedeutung. So wichtig die Entkoppelung von der
Beteiligung an europäischen Bildungsprogrammen auch ist, liegt dem Regierungsrat in hohem
Mass daran, dass die Partizipation an Erasmus+ und selbstverständlich auch an den europäi-
sehen Forschungsförderungsprogrammen künftig aufrechterhalten werden kann. Die Teilnahme
am europäischen Forschungs-, Innovations- und Wissenstransfer ist für den schweizerischen
Hochschulplatz zentral.

In diesem Sinne stimmen wir dem vorgelegten Entwurf zur Totalrevision des Bundesgesetzes
über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung zu.

Für Rückfragen steht Ihnen Herr Joakim Rüegger, joakim.rueflQer(3)bs.ch, Tel. 061 267 84 04,
zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

£. y^c^lc^»—.^
Elisabeth Ackermann
Präsidentin

^ /]/W^ |Y^/'
Barbara Schüpbach-Guggenbühl
Staatsschreiberin
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Reoierunasrat. Rathausstrasse 2. 4410 Liestal

Herr Bundesrat
Guy Parmelin
Bundeshaus Ost
3003 Bern

Liestal, 21. Mai 2019

Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung; Ver-
nehmlassungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Wir danken lhnen für die Einladung zur Stellungnahme im Rahmen der Vernehmlassung betref-
fend das Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung.

lm Sinne der Aufrechterhaltung bzw. Förderung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstand-
orts Schweiz möchte der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft zunächst die Relevanz der
internationalen Zusammenarbeit und Mobilität im Bildungsbereich Schweiz unterstreichen. Mit ei-
nem international ausgerichteten Bildungssystem positioniert sich die Schweiz als attraktive Part-
nerin auf europäischer Ebene. lm Rahmen der angestrebten nachhaltigen Förderpolitik spielt somit
auch die Beteiligung an europäischen Förderprogrammen eine bedeutende Rolle für die zukünftige
Entwicklung des Bildungsstandorts Schweiz. Der Regierungsrat erachtet es als sinnvoll, die beiden
Hauptinstrumente (internationale und schweizerische Mehrjahresprogramme zur Förderung der
individuellen Mobilität und der Kooperation zwischen lnstitutionen und Organisationen) als gleich-
wertig anzusehen und somit auf gleicher Stufe zu verankern. Begrüsst wird in diesem Zusammen-
hang auch, dass die Beauftragung der nationalen Agentur von einer Beteiligung an internationalen
Programmen entkoppelt wird und die nationale Agentur damit auch Umsetzungsaufgaben wahr-
nehmen kann, die bei einem vom Bund initiierten Schweizer Programm anfallen.

Dem Ziel der Revision, eine den bildungspolitischen Anforderungen entsprechende gesetzliche
Grundlage für die Förderaktivitäten des Bundes in der internationalen Zusammenarbeit zu schaf-
fen, wird durch die Enreiterung des strategischen Handlungsspielraums, insbesondere durch die
gleichwertige Verankerung der alternativen Förderinstrumente, vollumfänglich Rechnung getragen

Hochachtungsvoll

€ t@s AqP";(il\
Elisabeth Heer Dietrich
LandschreiberinReg ieru ngspräsidentin
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Appenzell Ausserrhoden

Regiemngsrat, 9102 Herisau

Eidg. Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung 
3003 Bern

Regierungsrat

Herisau, 17. Mai 2019
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Regierungsgebäude
9102 Herisau
Tei. +41 71 353 61 11
Fax +41 71 353 68 64
kantonskanziei@ar.ch
www.ar.ch

Dr. lur. Roger Nobs
Ratschreiber
Tei. +41 71 353 63 51
roger.nobs@ar.ch

Eidg. Vernehmlassung; Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität 
in der Bildung; Stellungnahme des Regierungsrates von Appenzell Ausserrhoden

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 wurden die Kantonsregierungen vom Eidgenössischen Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) eingeladen, im Rahmen der Eidgenössischen Vernehmlassung zur 
Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung 
(BIZMB, SR 414.51) Stellung zu nehmen.

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung:

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden ist mit dem Vorentwurf des Bundesgesetzes über die interna­
tionale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung einverstanden. Er begrüsst die Entkoppelung der Förder­
instrumente von den EU-Bildungsprogrammen und die Möglichkeit, internationale oder eigene Förderpro­
gramme zu unterstützen und Individualstipendien für Ausbildungen ausserhalb von Europa zu gewähren. Beim 
Vollzug des Bundesgesetzes ist sicherzustellen, dass die betroffenen Kantone rechtzeitig einbezogen und 
angehört werden. Die Bestrebungen, den weltweiten Spitzenplatz der Schweiz in den Bereichen Bildung, For­
schung und Innovation zu erhalten und die Schweiz als international anerkannten und wettbewerbsfähigen 
Denk- und Werkplatz zu stärken, werden unterstützt.

gescannt
^ t Mai
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Appenzell Ausserrhoden

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Freundliche Crûsse

Im Auftrag des Regierungsrates,

Roger Nobs, Ratschreiber
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1  KANTON 
2  APPENZELL INNERRHODEN 

Landammann und Standeskommission 

Sekretariat Ratskanzlei 
Marktgasse 2 
9050 Appenzell 

Telefon +41 71 788 93 11 

infoOrk.ai.ch 
www.ai.ch 

Ratskanzlei, Marktgasse 2, 9050 Appenzell 

Eidg. Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung 
3003 Bern 

Appenzell, 17. Mai 2019 

Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung 
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh. 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zum 
Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung zukom-
men lassen. 

Grundsätzlich befürwortet die Standeskommission den vorliegenden Entwurf für das Bundes-
gesetz, der im Einklang mit der 2017 verabschiedeten schweizerischen Strategie Austausch 
und Mobilität von Bund und Kantonen steht. Die Standeskommission geht in diesem Zusam-
menhang davon aus, dass der Bund ausreichende finanzielle Mittel für den Austausch und 
die Mobilität auf nationaler und internationaler Ebene bereitstellen wird. 

Zum Bundesgesetz bringt die Standeskommission folgende Bemerkungen an: 

Bezüglich der nach geltendem Recht gesprochenen Kredite geht die Standeskommission da-
von aus, dass die Bestimmungen gemäss dem Entwurf keine Änderungen bewirken werden. 
Da die Berufsbildung nach geltendem Recht über kein spezifisches Budget verfügt, nimmt 
die Standeskommission an, dass für diesen Bereich nach der Verabschiedung des neuen 
Bundesgesetzes ein zusätzlicher Kredit vorgesehen wird. 

Bei zwei Punkten bringt die Standeskommission Vorbehalte an: 

Art. 4 Abs. 1  lit.  b des Entwurfs des Bundesgesetzes sieht Beiträge für eigene Bundespro-
gramme vor, sofern die Schweiz nicht an ein internationales Programm im gleichen Tätig-
keitsbereich assoziiert ist. Damit sollen Doppelspurigkeiten vermieden werden. Allerdings 
sollte diese Bestimmung in finanzieller Hinsicht nicht restriktiv ausgelegt werden. Eine Asso-
ziierung der Schweiz an ein internationales Programm (z.B. ERASMUS) könnte den Bund 
daran hindern, ein ähnliches Programm mit anderen Weltregionen aufzubauen (z.B. akade-
mischer Austausch mit Nordamerika, Japan, China usw.). Diesbezüglich möchten wir daran 
erinnern, dass heute fast 50% der Austauschaktivitäten ausserhalb der europäischen Bil-
dungsprogramme erfolgen. Eine restriktive Auslegung wäre für das schweizerische Bildungs-
system verheerend und könnte von der Standeskommission nicht unterstützt werden. 
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Im Einklang mit der Bundesverfassung verleihen Art. 8 und Art. 13 des Entwurfs des Bun-
desgesetzes dem Bundesrat die Zuständigkeit, völkerrechtliche Verträge sowie internatio-
nale Vereinbarungen im Bereich der Anerkennung ausländischer Diplome abzuschliessen. 
Diesbezüglich ist jedoch daran zu erinnern, dass die Kantone in der Vergangenheit teilweise 
nicht angehört wurden (z. B. Unterzeichnung der Bologna-Vereinbarungen zur Hochschulre-
form). Die Wiederholung einer solchen Situation gilt es zu verhindern, insbesondere bei Ver-
trägen im Zuständigkeitsbereich der Kantone. Deshalb verlangt die Standeskommission, 
dass die Anhörung der Kantone beim Abschluss solcher Verträge und Vereinbarungen in der 
Botschaft in der Rubrik «Auswirkungen auf die Kantone» erwähnt wird. In der Vernehmlas-
sungsbotschaft fehlt ein solcher Hinweis. 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 

Im Auftrage von Landammann und Standeskommission 
De iRatsc reiber: 

/ 
Markus Dörig 

Zur Kenntnis an: 
- jerome.huegli@sbfi.admin.ch 
- gaetan.lagger@sbfi.admin.ch 
- Erziehungsdepartement Appenzell I.Rh., Hauptgasse 51, 9050 Appenzell 
- Ständerat Ivo Bischofberger, Ackerweg 4, 9413 Oberegg 
- Nationalrat Daniel Fässler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell 
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Regierung des Kantons St.Gallen

Regiorung dos Kanlons Sl.Gâllon, Regiorungsgôbàudo, 9001 St,Gallen

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft ,

Bildung und Forschung
Bundeshaus Ost
3003 Bern

Regierung des Kantons St,Gallen
Regierungsgebåude
9001 St.Gallen
T +41 58 2293260
F +41 58 229 38 96

St.Gallen,23. Mai 2019

Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit und
Mobilität in der Bildung ; Vernehm lassungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 laden Sie die Regierung des Kantons St.Gallen ein,
zur Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobi-
lität in der Bildung (SR 414.51) Stellung zu nehmen. Gerne äussern wir uns dazu wie
folgt:

Grundsätzlich erachtet der Kanton St.Gallen die Gesetzesrevision als ausgewogen und
den heutigen Gegebenheiten angemessen. Wir begrüssen insbesondere die Erhöhung
der Flexibilität durch die Öffnung der Fördermöglichkeiten ausserhalb des EU-Raums so-
wie die Gleichstellung nationaler und internationaler Programme. Aus unserer Sicht ist es
jedoch wichtig, dass die neue Gesetzesvorlage eine zukünftige Assoziation der Schweiz
mit dem europäischen Rahmenprogramm Erasmus+ für den Zeitraum 2021-2027 nicht
gefährdet. Würde die aktuelle Praxis der Nicht-Assoziierung an Erasmus+ fortgesetzt, ver-
unmöglichte dies Teilnahmen an der Europäischen Universitäten lnitiative. Durch ein Ab-
seitsstehen bei Erasmus+ würde die Stellung des Schweizer Bildungsraums in Europa
nachhaltig geschwächt. Wir regen daher an, die strategische Bedeutung der Europäi-
schen Universitäten lnitiative sowie die Teilnahme an bestehenden Programmen der
grenzuberschreitenden Bildungszusammenarbeit im Bericht stärker hervorzuheben. Aus
unserer Sicht wäre es zudem wünschenswert, wenn nicht nur Studierende und Dozie-
rende, sondern auch das Verwaltungspersonal der Hochschulen von Austauschprogram-
men profitieren könnte.

Gemäss Art, 4 Abs. 2 des Gesetzesentwurfs gewährt der Bund nur dem Schweizer Haus
in Paris finanzielle Unterstützung. Unseres Erachtens müsste der Artikel so angepasst
werden, dass die Unterstützung auch für andere Bildungsinstitutionen wie etwa das Wis-
senschaftskolleg Berlin, das lstituto Svizzero in Rom, das New Europe College in Buka-
rest oder das Centre for Advanced Study in Sofia offensteht. Zu begrüssen wäre zudem
die Klärung des Verhältnises zu Swissnex.

RR-232 RRB_20'19_387_1lt_1898.d0cx 1t2



Bisher waren die lndividualstipendien für die Ausbildung an ausgewählten, exzellenten ln-
stitutionen im Ausland auf den europäischen Raum beschränkt. Die Ausweitung auf an-
dere ausgewählte lnstitutionen im Ausland erachten wir mit Blick auf das Förderziel als
zweckmässig. Der Bericht verzichtet auf Erläuterungen zur Zahl der geförderten Projekte,
zu Zahl und Höhe der gewährten lndividualstipendien, zur Höhe der Beiträge an geför-
derte Programme, zur Zahl der geförderten Netzwerke und zur Zahl der geförderten lnsti-
tutionen usw. Ebenso fehlt eine kritische Auseinandersetzung mit der Frage, ob die bishe-
rige (und zukünftige) Förderung geeignet war bzw. ist, den Förderzweck zu erreichen. Um
künftig ein Bild über die Erreichung des Förderzwecks zu erhalten, regen wir folgende Er-
gänzung von Art. 9 des Gesetzesentwurfs an:

Att. 9 Aufsicht und Controlling1 Der Bundesrat beaufsichtigt den Vollzug dieses Gesetzes. Er sorgt für die Kontrolle der
Ven¡rendung der gewährten Beiträge.2 Der Bundesrat sorgt für eine regelmässige Überprüfung der Ergebnisse der För-
dertätigkeit.

lm Übrigen unterstützen wir die Stellungnahmen von Swissuniversities und der Schweize-
rischen Konferenz der kantonalen Erzieh u ngsd i rektoren (E D K).

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unse-
rer Anliegen.

m Namen der Regierung

Kölliker
Präsident

Can un
Staatssekretär

Zustellung auch per E-Mail (pdf- und Word-Version) an:
jerome. h ueg I i@sbfi. ad m i n. ch ; gaetan. lag ger@sbfi. ad m i n. ch
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Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der 

Bildung 

Vernehmlassung 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Für die uns eingeräumte Möglichkeit zur Stellungnahme in vorbezeichneter Angele-

genheit danken wir Ihnen. 

 

Die Regierung des Kantons Graubünden begrüsst den vorgeschlagenen Gesetzes-

entwurf. Das neue Gesetz, in welchem gemäss den Vernehmlassungsunterlagen ge-

genüber dem bestehenden und aufzuhebenden Bundesgesetz von 1999 keine 

neuen Fördertatbestände geschaffen werden, verfolgt für den Hochschul- und For-

schungsstandort Graubünden wichtige Zielsetzungen, namentlich durch die Förde-

rung der internationalen Zusammenarbeit in der Bildung und der internationalen Mo-

bilität. Auch entspricht der in Art. 3 Bst. b aufgeführte Förderbereich der Interessen-

lage der Fachhochschule HTW Chur und weiterer Bündner Hochschul- und For-

schungsinstitutionen. In diesem Zusammenhang ist das ARGE ALP Projekt "Online 

Campus Alpenraum" zu nennen, in welchem die HTW Chur Graubünden als Leading 

mailto:jerome.huegli@sbfi.admin.ch
mailto:gaetan.lagger@sbfi.admin.ch
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House vertritt und welches eine internationale Vernetzungsplattform schafft. Die nach 

dem Projektablauf im September 2020 vorgesehene Fortsetzung dieser Plattform 

kann vom neuen Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobili-

tät in der Bildung profitieren, sofern dies die noch nicht bekannten Ausführungsbe-

stimmungen des Bundes zulassen. Immerhin lässt sich für den Hochschul- und For-

schungsstandort Graubünden mit Sicherheit feststellen, dass künftig die internatio-

nale Zusammenarbeit und Vernetzung im Sinne dieses neuen Bundesgesetzes ei-

nen wichtigen Stellenwert einnehmen werden.

 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

  

Dr. Jon Domenic Parolini  Daniel Spadin 
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KANTON AARGAU

REGIERUNGSRAT

^^scannt
Mai

Regierungsgebäude, 5001 Aarau 
Telefon 062 835 12 40, Fax 062 835 12 50 
regierungsrat@ag.ch 
www.ag.ch/regierungsrat

A-Post Plus
Staatssekretariat für Bildung, 
Forschung und Innovation 
Einsteinstrasse 2 
3003 Bern

22. Mai 2019

Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung; Vernehm­
lassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 hat das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung (WBF) die Kantone eingeladen, zur Totalrevision des Bundesgesetzes über die inter­
nationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung (BIZMB; SR 414.51) Stellung zu nehmen. Der 
Kanton Aargau bedankt sich beim Bundesrat für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum genannten 
Geschäft.

Bisher waren die Hauptförderinstrumente der Schweiz relativ starr an eine Beteiligung an europäi­
sche Bildungsprogramme gekoppelt. Dies betraf auch die Möglichkeit der Beauftragung einer natio­
nalen Agentur mit wesentlichen Umsetzungsaufgaben. Damit die Schweiz zukünftig im Bereich der 
internationalen Zusammenarbeit und Mobilität funktionstüchtig agieren kann, sollen die Flexibilisie­
rungen der bestehenden, erprobten Förderinstrumente erreicht werden. Die Totalrevision des Bun­
desgesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung sieht vor, eine ver­
besserte Grundlage für eine langfristige und nachhaltige Förderpolitik zu schaffen.

Grundsätzlich begrüsst der Kanton Aargau das im Entwurf vorliegende totalrevidierte Bundesgesetz 
über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. Zu den einzelnen Artikeln äus- 
sert sich der Kanton Aargau wie folgt:

Die Schweizerische Stiftung für Austausch und Mobilität (SFAM) soll weiterhin die nationale Agentur 
unter dem Namen "Movetia" unterstützen. Diese designierte Institution hat explizit die Förderung der 
Zusammenarbeit und der Mobilität auf nationaler und internationaler Ebene zum Zweck. Sie nimmt 
aber auch auf Grundlage des Sprachengesetzes Umsetzungsaufgaben für die Förderung der natio­
nalen Mobilität über alle Bildungsstufen wahr. Die Unterstützung durch "Movetia" im Sinne einer Ver­
besserung der Kooperation und Koordination zwischen den verschiedenen Akteuren wird begrüsst.

Im Bereich der Sekundarstufe 1 hat im Kanton Aargau der Austausch von Klassen und Schülerinnen 
und Schülern eine lange und erfolgreiche Tradition. Auf Sekundarstufe II liegt die Verantwortung zur 
Umsetzung von Austauschprogrammen bei den einzelnen Berufsfach- und Mittelschulen. Wenn die 
Förderinstrumente des Bundes durch die erneuerte Gesetzesgrundlage flexibilisiert werden und die 
Schulen vom entsprechenden Koordinationsaufwand der Agentur "Movetia" profitieren können, ist 
dies grundsätzlich zu begrüssen. Zudem sieht der Staatsvertrag zwischen den Kantonen Aargau, 
Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn über die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) in



§ 3 Abs. 3 vor, dass die Fachhochschule Nordwestschweiz den Austausch von studierenden, lehren­
den und forschenden Personen aus dem In- und Ausland fördert. Die Fachhochschule Nordwest­
schweiz wird von der designierten nationalen Agentur also in dieser Aufgabe unterstützt.

Das Bundesgesetz besagt im Art. 6 Abs. 1, dass der Bundesrat "eine privatrechtiiche oder öffentlich- 
rechtliche Institution oder Organisation mit Sitz in der Schweiz als nationale Agentur bezeichnen" 
kann. In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass die gegenwärtig privatrechtliche Stiftung SFAM 
"mittelfristig in eine öffentliche-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtsgrundlage umgewandelt werden" 
soll. Aus Sicht des Kantons Aargau ist die Schaffung einer öffentlich-rechtlichen Anstalt nicht anstre­
benswert. Die heutige privatrechtlich-organisierte Stiftung gewährleistet den Einbezug der Kantone 
besser.

Die genannten Aufgaben einer nationalen Agentur entsprechen der von Bund und Kantonen gemein­
sam verabschiedeten "Schweizerischen Strategie Austausch und Mobilität" vom 2. November 2017. 
Diese hält fest, dass Austausch und Mobilität auf Tertiärstufe eine zentrale Komponente der internati­
onalen Bildungszusammenarbeit bildet. Dabei wurde ebenfalls festgelegt, dass eine effektive und 
konstruktive Kooperation und Koordination zwischen Bund und Kantonen im Bereich von Austausch 
und Mobilität geschaffen wird. Die Rolle der Kantone ist daher von grosser Bedeutung und sollte wei­
terhin gestärkt werden. Aus Sicht des Kantons Aargau wird dieser Beziehung zu wenig Gewicht bei­
gemessen und sollte in den Erläuterungen stärker verankert und explizit betont werden.

Antrag

1.
Die privatrechtliche Organisation der nationalen Agentur sei beizubehalten.

2.

Die Zusammenarbeit von Bund und Kantonen insbesondere betreffend den Bereich der obligatori­
schen Volksschule in den Erläuterungen sei stärker zu verankern und zu betonen.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung.

Jngsrats

Urs Hofmann 
Landammai^n

Copie
jerome.huegli@sbfi.admin.ch
gaetan.lagger@sbfi.admin.ch

Vincenza Trivigno
Staatsschreiberin
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Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 16. MAI 2019

Thurgau
Staatskanzlei. ReQlerunQSQebflude. 8510 Frauenfeld

Eidgenössisches
Departement für Wirtschaft, Bildung und 
Forschung (WBF)
Herr Guy Parmelin 
Bundesrat 
3003 Bern

Frauenfeld, 14. Mai 2019

gescannt
* ^ Mai 20)9

Entwurf des Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit und 
Mobilität in der Biidung (BIZMB)

Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zum Entwurf des Bundesgesetzes über die inter­
nationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung (BIZMB) Stellung nehmen zu 
können. Aus unserer Sicht sind folgende Bemerkungen anzubringen:

I. Allgemeine Bemerkungen
Die vorgeschlagene Totalrevision und die damit intendierte Flexibilisierung und Kohä­
renz der Regelung werden begrüsst. Das Gesetzgebungsprojekt ist auch im Zusam­
menhang mit der Nicht-Assoziierung der Schweiz am EU-Programm Erasmus+ nach 
Annahme der Masseneinwanderungsinitiative zu sehen. Die seither laufenden Bemü­
hungen des Bundes, die Mobilität im Hochschulbereich durch Massnahmen auf nationa­
ler Ebene zu gewährleisten, finden Eingang in die vorliegende Totalrevision. Dabei ist 
zu bemerken, dass die Assoziierung der Schweiz am Nachfolgeprogramm von Eras- 
mus+ durch ein rein national getragenes Förderprogramm mindestens im europäischen 
Hochschulraum nicht gleichwertig ersetzt werden kann. Erasmus+ fördert neben dem 
Austauschprogramm für Studierende auch den Austausch von Hochschulpersonal und 
strategische Partnerschaften zwischen Hochschulen. So ist auch die EU-Initiative zur 
Bildung von Europäischen Universitäten, verbunden mit der Ausrichtung namhafter 
Fördermittel, an das Erasmus-Programm geknüpft. Pläne der Internationalen Boden­
see-Hochschule (IBH) für eine Bewerbung als Europäische Universität sind deshalb so 
lange blockiert, wie die Schweiz bei Erasmus+ abseitssteht. Ohne Erasmus+ sind die 
Schweizer Hochschulen zudem für Kooperationsprogramme auf europäischer Ebene

Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 
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auf den Goodwill potenzieller Partnerhochschulen angewiesen und müssen Vereinba­
rungen bilateral aushandeln.

II. Bemerkungen zu einzelnen Artikeln
Mit den Anpassungen im Rahmen der Totalrevision können wir uns einverstanden er­
klären. Zu begrüssen ist insbesondere die Ausweitung von Individualstipendien auf wei­
tere Institutionen im Ausland in Art. 4 Abs. 1 lit. d. Einverstanden sind wir auch mit der 
Neuregelung der Übertragung der Aufgaben im Bereich der internationalen Zusammen­
arbeit und Mobilität an eine nationale Agentur (Art. 6).

Art. 8 und 13 verleihen dem Bundesrat die Kompetenz, völkerrechtliche Verträge und 
internationale Vereinbarungen im Bereich der Anerkennung ausländischer Diplome ab- 
zuschliessen. Diesbezüglich ersuchen wir Sie, die Anhörung der Kantone beim Ab­
schluss solcher Verträge und Vereinbarungen in der Botschaft im Kapitel "Auswirkun­
gen auf die Kantone" explizit zu erwähnen. Diese Anhörung ist von sehr hoher Bedeu­
tung.

Mit freundlichen Grüsseri

Die Präsidentin des Regierungsrates

Der Staatsschreiber

/ ^ Uj. l-hfiL-
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Consultazione progetto  di  legge federale sulla cooperazione e  la  mobilità 
internazionale  in  materia  di  formazione (LCMIF) 

Gentili signore, egregi signori, 

vi ringraziamo  per  averci dato l'opportunità  di  esprimere  la  nostra opinione  in  merito 
alla summenzionata procedura  di  consultazione. 
Qui  di  seguito formuliamo  le  nostre osservazioni, che si fondano sulla nostra lunga 
esperienza nel campo della promozione della mobilità e della cooperazione 
internazionale  in  materia  di  formazione. 

Considerazioni generali  

In  generale il progetto  di  legge appare  molto  pertinente, e si configura come atto 
finalizzato  a  dare basi legali più  solide  all'azione congiunta  di  Confederazione e 
Cantoni nel campo della mobilità e degli scambi internazionali. Salutiamo dunque 
l'iniziativa  in  modo positivo, poiché crea  le  premesse  per la  promozione  di  attività e il 
finanziamento  di  interventi  non  unicamente legati alla partecipazione  a  programmi 
europei  di  mobilità,  ma  ispirati alla volontà  di  mettere  in opera  una strategia svizzera 
complessiva e autonoma, attuando misure coerenti nel campo della mobilità e degli 
scambi. 
Nelle osservazioni specifiche richiamiamo tuttavia alcuni punti  di  miglioramento, 
finalizzati  a  coordinare lo strumento  di  legge  con le  indicazioni derivanti dalla "Strategia 
svizzera  in  materia  di  scambi e mobilità",  del 2.11.2017,  congiuntamente promossa 
dalla SEFRI e dalla CDPE. Il coordinamento tra strategia e basi legali prefigurate  dal  
progetto va  a  nostro avviso perfezionato e rafforzato,  in  particolare  in  riferimento  al  
ruolo dei Cantoni nel governo  delle  misure. 
Inoltre sottolineamo come il sostegno alla mobilità debba includere, come previsto 
dalla strategia, anche  le  iniziative che promuovono gli scambi e  la  mobilità sul suolo 
nazionale, ove pertinenti e coerenti.  
A  questo scopo si suggerisce  di  estendere il campo  di  applicazione della legge alla 
cooperazione e  la  mobilità internazionale e nazionale  in  materia  di  formazione.  
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Osservazioni specifiche e proposte  di  modifica / integrazione 

Cambiamento  del  titolo e  del  campo  di  applicazione:  
"Legge federale sulla cooperazione e  la  mobilità internazionale e nazionale  in  materia  
di  formazione 

Sezione  1  — disposizioni generali  

Art. 1  — scopo della cooperazione internazionale  
Si  propone  di  riformulare l'articolo  in  "Scopo della cooperazione internazionale e 
nazionale" e il testo  in "La  cooperazione internazionale e nazionale  in  materia  di  
formazione  ha  lo scopo  di...". 

Art. 2  — definizione e campo  di  applicazione  
L'attuale formulazione  fa  ritenere che gli interventi  a  favore della mobilità dei giovani, 
soprattutto neo-diplomati della formazione professionale, oggi sostenuti nella  forma di 
stage in  impresa integrati dalla formazione linguistica, siano esclusi  dal  campo  di  
applicazione della legge.  Si  propone dunque  di  riformulare  l'art.  2,  inserendo una 
specificazione  più  ampia  del  sostegno alla "... mobilità internazionale e nazionale  a  fini  
di  formazione presso istituzioni  educative,  imprese, associazioni senza fini  di  lucro, 
associazioni giovanili'. 

Sezione  2  — sostegno della Confederazione  

Art. 3  — aree  di  intervento oggetto  del  sostegno  
Cpv.  1  lettera  a):  l'attuale formulazione  fa  ritenere che gli interventi  a  favore della 
mobilità, oggi rivolti anche ai giovani neo-diplomati della formazione professionale, 
possano essere esclusi  dal  campo  di  applicazione della legge; va chiarito dunque che 
il sostegno riguarda  "...la  mobilità internazionale  delle  persone  in  formazione (durante  
la  formazione o  al  momento della loro transizione  verso  il mondo  del  lavoro)...", come 
richiamato anche  dal  Comunicato stampa della CDPE  del 2.11.2017.  
Cpv.  1  lettera  c):  va chiarito cosa si intende  per  sostegno  a  strutture e processi, tanto  
a  livello nazionale che internazionale.  In  particolare si ritiene importante assicurare  la  
promozione e il sostegno alle strutture cantonali  di  coordinamento e incoraggiamento 
alla mobilità,  al fine di  metterle  in  rete tra loro,  al di  là  delle  funzioni attribuite all'Agenzia 
nazionale  di  cui all'art.  6. 

Art. 4  — tipi  di  sostegno  
Cpv.  1  lettera  b): in  riferimento  a  quanto sostenuto nelle considerazioni generali, si 
concorda sulla necessità  di  esplicitare  la  possibilità  di  sostenere attraverso  la  legge 
programmi messi  in opera  dalla Confederazione, anche  al di  fuori dei programmi 
europei  di  mobilità,  ma  si ritiene necessario eliminare il vincolo che impedisce  di  
sostenere programmi e iniziative  di  scala nazionale qualora  la  Svizzera sia associata  
ad  un programma internazionale nel medesimo campo  di  attività.  Si  deve inoltre 
garantire  la  possibilità  di  sostenere  la  mobilità  al di  fuori della dimensione europea, e 
anche promuovere  la  mobilità sul suolo nazionale ai fini  di  rafforzare  le  competenze 
linguistiche e professionali. 



Inoltre cpv.  2.  Oltre alla Maison  suisse sise à  la  Cité internationale universitaire  de 
Paris  si pensa che  in  futuro ci possano essere  altre  iniziative simili che meritano il 
sostegno. Proponiamo  di  ampliare questo concetto etendendolo  a  
"istituzioni/organizzazioni simili riconosciute dalla Confederazione". 

Sezione  3  — delega  di  compiti  a  un'agenzia nazionale  

Art. 6  — nella sua interezza  
Sarebbe probabilmente opportuno citare l'importanza che un'Agenzia nazionale 
risponda congiuntamente alla Confederazione e alla CDPE, considerata  la  rilevanza 
dei Cantoni nella costruzione e nell'implementazione della Strategia svizzera  in  
materia  di  mobilità e scambi. 

Vogliate gradire, Signor Presidente, Signora segretaria generale, l'espressione della 
nostra stima.  

PER IL  CONSIGLIO  Dl  STATO  

Il Cancelliere: 

Christian Vitta  

Cpc:  

- Consiglio  di  Stato dss-dir@ti.ch, dfe-dir@ti.ch, decs-dirPti.ch, dt-dir@ti.ch, can-sceti.ch); 

- Divisione della formazione professionale (decs-dfpeti.ch); 
- Deputazione ticinese alle camere federali (can-relazioniesterneeti.ch); 
- Pubblicazione su internet 
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Réf. : MFP/15025302 Lausanne, le 22 mai 2019

Consultation fédérale : loi fédérale sur la coopération et la mobilité 
internationales en matière de formation

Monsieur le Conseiller fédéral.

Le Conseil d'Etat du Canton de Vaud a bien reçu le projet de loi fédérale sur la 
coopération et la mobilité internationales en matière de formation (LCMIF) et vous 
remercie de l'avoir associé à cette consultation.

Après lecture du projet et examen de son contenu, le Gouvernement vaudois salue, 
avec quelques réserves et recommandations exposées ci-après quant à sa mise en 
œuvre, la révision totale de la loi fédérale du 8 octobre 1999 relative à la coopération 
internationale en matière d’éducation, de formation professionnelle, de jeunesse et de 
mobilité, permettant sa mise en conformité avec les mutations récentes et rapides du 
domaine de la formation. Il saisit cette occasion pour encourager la Confédération à 
s’engager avec la même détermination en faveur de la mobilité confédérale en la 
matière. Il exprime à cet égard le souhait que la Confédération mette à disposition, à 
l’avenir, les moyens suffisants pour les échanges et la mobilité au niveau national et 
international.

Remarques générales

Cette révision apparaît tout particulièrement opportune en tant qu’elle permet de 
supprimer le lien existant entre l’instrument d’encouragement des programmes 
pluriannuels en matière de coopération et de mobilité internationales et la participation 
aux programmes de formation de l’UE. Elle donne ainsi la possibilité à la Confédération 
de mener une politique d’encouragement plus autonome et de renforcer la mobilité tant 
européenne qu’extra-européenne, notamment par la clarification et l’élargissement des 
missions de l’agence nationale en charge de la mise en œuvre des mesures 
d’accompagnement. Cette évolution positive contribue à clarifier et élargir les missions 
de l’agence nationale en charge de financer les mobilités (Movetia), qui pourra ainsi 
définir une stratégie pérenne de soutien aux échanges en Europe et en dehors de celle- 
ci. Une telle collaboration avec des institutions extra-européennes se révèle

CONSEIL D'ETAT
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Stratégiquement essentielle pour certaines hautes écoles dont la plupart des mobilités 
s’exercent en dehors d’Europe (hors Erasmus).

Dans ce cadre, le Conseil d’Etat est également favorable à la révision de la disposition 
sur l’octroi de bourses à des personnes effectuant leurs études dans des institutions 
d’excellence hors de Suisse, ne limitant ainsi plus cette possibilité aux seules institutions 
européennes.

Il salue enfin la valorisation plus équitable de la formation professionnelle et continue 
par rapport à la formation académique.

Pour le surplus et en ce qui concerne la future ordonnance d’exécution de cette loi, le 
Gouvernement vaudois se réjouit de l’occasion qui lui sera à nouveau donnée de faire 
part de sa position à l’autorité fédérale lorsque celle-ci fera l’objet d’une consultation 
auprès des diverses parties concernées.

Remarques spécifiques sur des articles du projet de loi

Art. 2 - Définition et champ d’application

Nonobstant le large éventail ouvert quant au champ d’application, la notion de 
collaboration internationale n’est pas clairement définie et mériterait d’être précisée.

Art. 4 - Types de soutien
De manière générale, si le Gouvernement vaudois se réjouit de l’étendue des formes de 
soutien qui permettent de répondre à des besoins divers, il s’interroge néanmoins sur 
l’origine des fonds que la Confédération sera amenée à verser. La formation engendre 
en effet des coûts considérables pour les employeurs. C’est le lieu de relever en tant 
que de besoin que les entreprises, notamment dans le domaine de la construction, 
doivent déjà assumer de nombreuses taxes et contributions pour la formation, 
notamment par le biais des mécanismes prévus par les conventions collectives de 
travail applicables et la législation cantonale.
En ce qui concerne plus spécifiquement l’exclusion, prévue à l’alinéa 1, lettre b, de 
toutes contributions alternatives au cas où la Suisse serait « associée à un programme 
international dans le même champ d’activité », le Conseil d’Etat n’y est pas favorable. Il 
lui apparaît en effet contre-productif de se priver ainsi de toute autre collaboration au 
sein de l’UE ou au-delà lorsque la Suisse vient à être associée à un programme 
européen (p.ex. Erasmus).

Art. 6 - Délégation de tâches à une agence nationale
Dans la mesure où l’alinéa 1 prévoit que c’est le Conseil fédéral qui désigne l’agence 
nationale chargée de la mise en œuvre des tâches fixées par la loi, la Confédération 
conserve le choix de cette agence nationale, sans laisser aux cantons une garantie 
future de représentation dans le mécanisme d’encouragement de la mobilité.
Le Gouvernement vaudois est dès lors d’avis que la présente révision doit être 
l’occasion d’inscrire la participation des cantons dans ce processus, et ce, dans l’esprit

CONSEIL OETAT
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qui a prévalu lors de l’approbation de la stratégie commune par la Confédération et les 
cantons et dans leur communication à ce sujet le 2 novembre 2017.

Modification de l’art. 68 al. 2 de la loi fédérale sur la formation professionnelle (LFPr)
Au sujet de cette disposition qui touche la reconnaissance des diplômes et des 
certificats étrangers, le Conseil d’Etat vaudois appelle la Confédération à s’investir 
davantage dans ce domaine pour favoriser l'intégration des personnes étrangères, et 
ce, par une reconnaissance accrue de leurs formations accomplies à l'étranger.
A cet égard, il soutient l'ajout de l'alinéa 2 selon lequel le Conseil fédéral peut conclure 
de sa propre autorité des accords internationaux dans le domaine de la reconnaissance 
des diplômes. En revanche, il ne souhaite pas que la Confédération, de son propre 
chef, rende cette reconnaissance plus restrictive, alors que ce sont les cantons qui sont 
chargés de la mise en œuvre - comme du financement dans une large mesure - de 
l'intégration.

En remerciant les autorités fédérales de l’attention qu’elles porteront à ces lignes, nous 
vous prions de croire. Monsieur le Conseiller fédéral, à l’assurance de notre 
considération distinguée.

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT
LA PREStpENTE

Nuria Gorrite

LE CHANCELIER
/

nt Graridjean

Copies 
O OAE 
• SG-DFJC
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RÉPUBLIQUE ET CANTON DE GENÈVE

(GESCANNT
Le Conseil d’Etat

2006-2019

0 a MAI 2019
Genève, le 8 mai 2019

Département fédéral de l'économie,
de la formation et de la recherche DEFR
Monsieur Guy Parmelin
Conseiller fédéral
Palais fédéral est
3003 Berne

Concerne : consultation fédérale : loi fédérale sur la coopération et la mobilité
internationales en matière de formation

Monsieur le Conseiller fédéral.

Notre Conseil salue le projet de loi fédérale sur la coopération et la mobilité internationales 
en matière de formation qui favorise l'autonomie de la Suisse dans la poursuite de ses 
objectifs dans les domaines concernés. Ce nouveau texte maintient les instruments 
d'encouragement qui ont fait leurs preuves et ancre plus explicitement la participation de la 
Suisse à des programmes non seulement européens mais également extra-européens.

La plus grande souplesse qui est proposée par cette loi revêt une importance particulière 
pour les Hautes écoles qui sont fortement impliquées dans la mobilité internationale et la 
coopération transfrontalière entre les institutions et organisations. Les contributions fédérales 
pour les échanges entre étudiants, enseignants et les partenariats entre institutions font 
partie des conditions-cadres essentielles, offrant à ces écoles la possibilité d'évoluer au 
meilleur niveau dans un contexte de compétitivité internationale visant l'excellence.

Par ailleurs, en complément des possibilités offertes par la présente proposition de loi 
d'élargir les mobilités internationales, il nous paraît indispensable de renforcer les possibilités 
de financement de mobilités individuelles en Suisse dans le cadre de la formation 
professionnelle. Ainsi, la Suisse pourrait se doter de mécanismes structurels et financiers 
propres à permettre, par exemple, aux apprentis en voie professionnelle duale et plein-temps 
de réaliser un stage professionnel dans une entreprise ou école professionnelle hors de leur 
canton.

Enfin, notre Conseil se félicite de la volonté du Conseil fédéral de renforcer sa politique de 
coopération internationale en matière d'éducation dans le but de maintenir une position de



pointe de notre pays en matière de formation, de recherche et d'innovation, et de garantir 
une prospérité scientifique qui va de pair avec une place économique suisse compétitive.

En vous remerciant de nous avoir consultés, nous vous prions d'agréer. Monsieur le 
Conseiller fédéral, l'expression de notre très haute considération.

AU NOM DU CONSEIL D'ÉTAT

La chancelière ;

Anton







Herrn Bundesrat 
Guy Parmelin 
Vorsteher des WBF 

16. Mai 2019
per E-Mail an: 
gaetan.lagger@sbfi.admin.ch und 

201-24 Wi jerome.huegli@sbfi.admin.ch 

Entwurf für das BG über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung: 
Stellungnahme der EDK 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum oben erwähnten Entwurf des Bundes-
gesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung (BG).  

Grundsätzlich befürworten wir den vorliegenden Entwurf für das BG, der im Einklang mit der 2017 verab-
schiedeten Schweizerischen Strategie Austausch und Mobilität von Bund und Kantonen steht.  

Wie Bund und Kantone in ihrer gemeinsamen Strategie festgehalten haben, leisten Austausch und Mobilität 
auf gesellschaftlicher Ebene einen wichtigen Beitrag zur Verständigung zwischen Kultur- und Sprachgemein-
schaften, zur Qualität und Weiterentwicklung des Bildungsraumes Schweiz, zur Erhaltung der Wettbewerbs- 
und Innovationsfähigkeit der Schweiz und zu ihrer Einbindung in den europäischen und globalen Kontext. 
Wir gehen daher auch davon aus, dass der Bund ausreichende Finanzmittel für Austausch und Mobilität auf 
nationaler und internationaler Ebene bereitstellen wird. 

Zum Wortlaut des Entwurfs des BG möchten wir folgende Bemerkungen anbringen: 

1. Bezüglich der nach geltendem Recht gesprochenen Kredite gehen wir davon aus, dass die Bestim-
mungen gemäss Entwurf BG keine Änderungen bewirken werden. Da die Berufsbildung nach gelten-
dem Recht über kein spezifisches Budget verfügt, nehmen wir an, dass für diesen Bereich nach der
Verabschiedung des neuen BG ein zusätzlicher Kredit vorgesehen wird.

2. Bei drei Punkten sind unsererseits gewisse Vorbehalte anzubringen:

- Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b des Entwurfs eines BG sieht Beiträge für eigene Bundespro-
gramme vor, «sofern die Schweiz nicht an ein internationales Programm im gleichen Tätigkeits-
bereich assoziiert ist». Die damit verbundene Absicht, Doppelspurigkeiten zu vermeiden, ist
nachvollziehbar. Allerdings sollte diese Bestimmung in finanzieller Hinsicht nicht restriktiv aus-
gelegt werden: Eine Assoziierung der Schweiz an ein internationales Programm (z. B. ERASMUS)
könnte den Bund daran hindern, ein ähnliches Programm mit anderen Weltregionen aufzubauen
(z. B. akademischer Austausch mit Nordamerika, Japan, China usw.). Diesbezüglich möchten wir
daran erinnern, dass bereits fast 50 % der Austauschaktivitäten ausserhalb der europäischen
Bildungsprogramme erfolgen. Eine solche restriktive Auslegung wäre für das schweizerische
Bildungssystem verheerend und könnte von uns nicht unterstützt werden.

mailto:gaetan.lagger@sbfi.admin.ch
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- Bezüglich der Bemerkung in den Erläuterungen zu Artikel 6 Absatz 2: "Die SFAM ist gegenwärtig
eine privatrechtliche Stiftung. Sie soll mittelfristig in eine öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener
Rechtsgrundlage umgewandelt werden. Die entsprechenden Abklärungen und Prozesse werden
2019 in Angriff genommen." Die EDK, die zur Trägerschaft der SFAM gehört und im Stiftungsrat
vertreten ist, muss Teil des Prozesses zur Umwandlung der SFAM in eine neue Rechtsform sein.
So ist es aus Sicht der Kantone zwingend, dass
a. die neue Organisationsform geeignet ist, Austausch und Mobilität langfristig zu gewährleisten,
b. die für die Umsetzung des Auftrags notwendigen Mittel vom Bund sichergestellt werden bzw.

auch in der Zukunft sichergestellt werden können,
c. die Mitfinanzierung der Kantone weiterhin ausschliesslich über die Organisation, Durchführung

und Finanzierung von Austausch- und Mobilitätsaktivitäten auf allen Bildungsstufen in ihrem
Zuständigkeitsbereich erfolgt,

d. die Stellung der Kantone geklärt sein muss, und insbesondere gesichert wird, dass die Kan-
tone bei der Festlegung der strategischen Ziele mitbestimmen können.

- Im Einklang mit der Bundesverfassung verleihen die Artikel 8 und 13 des Entwurfs eines BG dem
Bundesrat die Zuständigkeit, völkerrechtliche Verträge sowie internationale Vereinbarungen im
Bereich der Anerkennung ausländischer Diplome abzuschliessen. Diesbezüglich ist jedoch daran
zu erinnern, dass die Kantone «in der Praxis» teilweise nicht angehört wurden (z. B. Unterzei-
chnung der Bologna-Vereinbarungen zur Hochschulreform). Die Wiederholung einer solchen
Situation gilt es zu verhindern, insbesondere bei Verträgen im Zuständigkeitsbereich der Kantone.
Deshalb verlangen wir, dass die Anhörung der Kantone beim Abschluss solcher Verträge und
Vereinbarungen in der Botschaft in der Rubrik «Auswirkungen auf die Kantone» erwähnt wird.
In der Vernehmlassungsbotschaft fehlt ein solcher Hinweis.
Wir ersuchen Sie, einen entsprechenden Hinweis neu einzufügen.

Wir bedanken uns für die Kenntnisnahme unserer Bemerkungen und des Ergänzungsvorschlags. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerische Konferenz der  
kantonalen Erziehungsdirektoren 

Dr. Silvia Steiner 
Präsidentin 

Susanne Hardmeier 
Generalsekretärin 



Monsieur le Conseiller fédéral 
Guy Parmelin 
Chef du DEFR 

Berne, le 16 mai 2019 
par courriel à 
gaetan.lagger@sbfi.admin.ch et 

201-24 Wi jerome.huegli@sbfi.admin.ch 

Projet de LF sur la coopération et la mobilité internationales en matière de formation: 
Prise de position de la CDIP 

Monsieur le Conseiller fédéral, 

Nous vous remercions de nous consulter sur le projet de loi fédérale (LF) susmentionné. 

De manière générale, nous approuvons le projet de LF qui est en cohérence avec la Stratégie de la Confé-
dération et des cantons pour la promotion des échanges et de la mobilité adoptée en 2017.  

En effet, comme la Confédération et les cantons l’ont souligné dans cette stratégie, sur le plan social les 
échanges et la mobilité contribuent grandement à la compréhension entre les communautés culturelles et 
linguistiques, à la qualité et au développement de l’espace suisse de la formation, au maintien de la compéti-
tivité et de la capacité d’innovation de la Suisse ainsi qu’à l’ancrage du pays dans son contexte européen et 
mondial. Dans cette perspective, nous considérons donc que les moyens financiers suffisants seront mis à 
disposition par la Confédération pour les échanges et la mobilité au niveau national et international. 

Concernant le texte du projet de LF, voici nos commentaires: 

1. S’agissant des crédits concernés par la loi actuelle, nous partons de l’idée qu’ils demeurent inchangés
dans le projet de LF. En outre, la formation professionnelle n’ayant pas de budget spécifique dans la loi
actuelle, nous partons également de l’idée qu’un crédit sera prévu dans ce domaine, une fois que la
nouvelle LF aura été approuvée.

2. Trois points suscitent toutefois certaines réserves de notre part:

- L’art. 4, al. 1, let. b, du projet de LF prévoit des contributions pour des programmes initiés par la
Confédération elle-même, «à condition que la Suisse ne soit pas associée à un programme interna-
tional dans le même champ d’activité». On comprend la volonté d’éviter les doublons. Mais il ne fau-
drait pas en tirer une interprétation restrictive en termes financiers: une association de la Suisse à
un programme international (p.ex. ERASMUS) pourrait empêcher la Confédération d’initier un pro-
gramme similaire avec d’autres régions du monde (p.ex. échanges académiques avec Amérique du
Nord, Japon, Chine, etc.). Rappelons à cet égard que d’ores et déjà près de 50 % des échanges se
déroulent en dehors du cadre des programmes européens d’éducation-formation. Une telle interpré-
tation restrictive serait fâcheuse pour le système éducatif suisse et n’aurait pas notre soutien.
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- Concernant l’art. 6 al. 2, le Rapport explicatif précise: «La FSEM est actuellement une fondation de
droit privé. A moyen terme, elle est appelée à être transformée en établissement de droit public doté
d’une base légale propre. Les études préalables et les processus voulus seront lancés en 2019.»
Etant donné que la CDIP fait partie des autorités à la base de la FSEM et se trouve représentée
dans le conseil de fondation, elle doit faire partie de ce processus de transformation en une nouvelle
forme juridique. C’est pourquoi aux yeux des cantons, il est impératif que,
a. la nouvelle forme d’organisation permette de garantir les échanges et la mobilité dans le long

terme;
b. les ressources nécessaires à la mise en œuvre de ce mandat soient assurées par la Confédéra-

tion maintenant et pour l’avenir;
c. le co-financement des cantons se poursuive, comme c’est d’ores et déjà le cas, exclusivement

à travers l’organisation, la réalisation et le soutien des échanges et de la mobilité à tous les ni-
veaux scolaires sous responsabilité cantonale;

d. la position des cantons soit clarifiée et, en particulier, la garantie que ceux-ci pourront participer
à la fixation des objectifs stratégiques.

- Conformément à la Constitution fédérale, les art. 8 et 13 donnent au Conseil fédéral la compétence
de conclure des accords internationaux et de reconnaissance des diplômes. En la matière, il importe
cependant de rappeler que «dans la pratique», il est arrivé que les cantons ne soient pas consultés
(p. ex. signature des accords de Bologne sur la réforme universitaire). Afin d’éviter la répétition de
telle situation, en particulier dans ce domaine de compétence cantonale, nous demandons que la
consultation des cantons lors de la conclusion de tels accords fasse l’objet d’un paragraphe spéci-
fique dans le message sous une rubrique Conséquence pour les cantons qui n’existe pas dans la
version du projet de message mis en consultation.
Nous demandons donc l’ajout d’une telle rubrique.

En vous remerciant de prendre note de nos commentaires et proposition d’ajout, nous vous adressons, 
Monsieur le Conseiller fédéral, l’assurance de notre haute considération. 

Conférence suisse des directeurs  
cantonaux de l’instruction publique 

Silvia Steiner 
Présidente 

Susanne Hardmeier 
Secrétaire générale 
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Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung WBF 

Geht per Mail an: jerome.huegli@sbfi.admin.ch 

gaetan.lagger@sbfi.admin.ch  

20.5.2019 

Vernehmlassung: Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der 

Bildung   

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Bürgerlich-Demokratische Partei (BDP) bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme in 

obgenannter Vernehmlassung. 

Die BDP stimmt einer Flexibilisierung der Instrumente zur Förderung der internationalen 

Zusammenarbeit in der Bildung zu. Allerdings weist sie auf zweierlei hin: Trotz der flexibleren 

Gestaltung der internationalen Bildungszusammenarbeit muss der Fokus weiterhin in erster Linie 

auf Europa ausgerichtet werden. Auch muss festgehalten werden, dass innenpolitische 

Entwicklungen der vergangenen Jahre die Schweiz im internationalen bildungspolitischen Kontext 

unter Zugzwang gebracht haben. 

Bildung ist einer der wenigen Rohstoffe, über den die Schweiz verfügt. Es muss demnach im ureigenen 

Interesse des Landes liegen, diesem Rohstoff die bestmöglichen Entwicklungsbedingungen zu 

schaffen. Auch kennt Bildung keine Grenzen – gerade in der Forschung ist der Austausch über 

Landesgrenzen hinweg unabdingbar. 

In diesem Sinne ist es richtig, dass die Schweiz das aktuelle Bundesgesetz einer Totalrevision 

unterzieht, die Schweiz muss in der Bildungszusammenarbeit flexibel und autonom agieren können. 

Das derzeitige Gesetz ist geprägt durch eine zu starre Bindung der Förderinstrumente an europäische 

Bildungsprogramme.  

Insbesondere die gleichwertige Verankerung auf Gesetzesebene der Assoziierung an internationale 

Förderprogramme sowie der Umsetzung von eigenen Schweizer Programmen gibt der Schweiz mehr 

Spielraum. Auch die Mandatierung einer nationalen Agentur wird von einer Assoziierung an 

internationale Programme entkoppelt. Ein weiteres Element dieser neuen Flexibilisierung ist die 

Ausrichtung von Individualstipendien auch für Institutionen im aussereuropäischen Raum.  

Es kann damit festgehalten werden, dass eine Entkoppelung von europäischen Bildungsprogrammen 

und eine damit einhergehende Flexibilisierung der Instrumente der Schweiz mehr Handlungsoptionen 

verschafft.  
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Allerdings muss ebenso festgestellt werden, dass die meisten Hochschulen und Universitäten, die dem 

hohen Anspruch der Schweiz gerecht werden, in Europa liegen. Die Schweiz ist demnach gut beraten, 

in der Bildungspolitik weiterhin den Fokus hauptsächlich auf Europa zu richten. 

Des Weiteren muss darauf hingewiesen werden, dass diese Totalrevision und die damit einhergehende 

Flexibilisierung notwendig geworden sind, weil innenpolitische Entwicklungen die Schweiz dazu 

zwingen: Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative bedeutete eine Zäsur für die 

internationale Zusammenarbeit in der Bildung. Die Schweiz war in der Folge gezwungen zu reagieren 

statt zu agieren. Obwohl also die Totalrevision des Bundesgesetzes ein richtiges und wichtiges Anliegen 

umzusetzen gedenkt, darf man sich ob der Motivation dazu keinerlei Illusionen hingeben.  

Es bleibt also deutlich festzuhalten, dass die europäische Anbindung höher zu gewichten ist als rein 

schweizerische Lösungen.  

Wir danken für die Prüfung und Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

      

Martin Landolt       Rosmarie Quadranti 

Parteipräsident BDP Schweiz     Fraktionspräsidentin BDP Schweiz 
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Per Mail an: 

jerome.huegli@sbfi.admin.ch  

gaetan.lagger@sbfi.admin.ch 

 

 

 

 

Bern, 24. Mai 2019 

 

Vernehmlassung: Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und 
Mobilität in der Bildung 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns eingeladen, zur obengenannten Vernehmlassung Stellung zu nehmen. Für diese 

Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 

Allgemeine Bemerkungen 

Internationale Zusammenarbeit in der Bildung ist wichtig und für eine zukunftsorientierte Bildungspolitik 

der Schweiz essentiell. Die CVP unterstützt den Bundesrat darin den weltweiten Spitzenplatz der 

Schweiz in den Bereichen Bildung, Forschung und Innovation zu erhalten und die Positionierung der 

Schweiz als international anerkannter wettbewerbsfähiger Denk- und Werkplatz zu stärken. Die CVP 

erachtet es als richtig, dass dazu die langfristige Sicherung und Erweiterung der internationalen 

Zusammenarbeit in der Bildung gehört und ist mit der Totalrevision des Bundesgesetzes vom 8. Oktober 

1999 über die internationale Zusammenarbeit im Bereich der Bildung, der Berufsbildung, der Jugend 

und der Mobilitätsförderung (SR 414.51) einverstanden. 

Wir begrüssen, dass der Bundesrat die Möglichkeit schafft, eigene Projekte zur Förderung der Mobilität 

in der Bildung aufzugleisen und unterstützen zu können. Der Fokus liegt nicht mehr alleine auf 

Programmen der EU. Künftig soll sich die Schweiz auch anderen internationalen Programmen 

anschliessen können. Die EU-Programme bleiben für die Schweiz dennoch die wichtigsten 

Partnerprogramme. 

Die CVP begrüsst, dass die Vorlage nicht der Entscheidung über die strategische Ausrichtung und 

Finanzierung der Förderpolitik des Bundes oder einer allfälligen Assoziierung an die nächste Generation 

der europäischen Bildungsprogramme ab 2021 vorgreift. Dennoch hält die CVP an ihrer Forderung fest, 

dass der Bundesrat weiterhin eine Assoziierung an den EU-Bildungsprogrammen ab 2021 anstreben 

soll und dafür einen verhältnismässigen finanziellen Beitrag aushandelt. 

mailto:info@cvp.ch
http://www.cvp.ch/
mailto:jerome.huegli@sbfi.admin.ch


 2 

Eine rasche Behandlung und Beratung dieser Vorlage ist insofern wichtig, als es sie für eine allfällige 

weitere Zusammenarbeit mit Bildungspartnern des Vereinigten Königreichs nach einem harten Brexit 

bedingt.  

Im Bericht wird leider nicht nachvollziehbar dargelegt, wieso die privatrechtliche Stiftung Movetia in eine 

öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtsgrundlage umgewandelt werden soll. Die CVP regt eine 

vertiefte Prüfung dieses Punktes an.  

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grüssen. 

 

CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ 

 

Sig. Gerhard Pfister Sig. Gianna Luzio 
Präsident der CVP Schweiz Generalsekretärin CVP Schweiz 
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Par email: jerome.huegli@sbfi.admin.ch        

gaetan.laager@sbfi.admin.ch 

 Berne, le 20 mai 2019/ nr 

VL_Mobilité internationale 

 

 

Loi fédérale sur la coopération et la mobilité internationales en matière de formation 

Prise de position du PLR.Les Libéraux-Radicaux 

 

Madame, Monsieur, 

 

Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de nous exprimer dans le cadre de la 
consultation de l’objet mentionné ci-dessus. Vous trouverez ci-dessous notre position. 

 

PLR.Les Libéraux-Radicaux soutient le projet de loi fédérale sur la coopération et la mobilité internationales 
en matière de formation. L’accès à la formation internationale est centrale pour la Suisse afin de permettre 
aux personnes d’acquérir les compétences nécessaires . Cependant, un assouplissement des instruments 
d’encouragement et diverses autres adaptations ponctuelles ont été rendues nécessaires suite aux 
récentes évolutions. Le PLR salue particulièrement la volonté d’inscrire dans la loi et non plus dans 
l’ordonnance la possibilité pour la Suisse de mettre en œuvre ses propres programmes d’encouragement 
en tant que mesure à part entière. Cela permettra donc de mettre au même plan l’association à des 
programmes internationaux et les programmes suisses.  
 
Suite à l’adoption de l’initiative populaire contre l’immigration de masse, le domaine de la formation a dû 
trouver de nouvelles solutions afin de pouvoir proposer des programmes de mobilité internationale. La 
solution alternative lancée par le Conseil fédéral a fait ses preuves en tant que solution provisoire. Le 
Parlement a adopté la motion 17.3630 chargeant le Conseil fédéral de reprendre le plus rapidement 
possible les négocations avec l’UE pour une association à pleine entière à partir de 2021. L’association ne 
doit cependant pas se faire à n’importe quel prix. L’art. 4, let. b prévoit que des contributions à des 
programmes internationaux et à des programmes initiés par la Confédération ne puissent avoir lieu dans 
le même champ d’application et en même temps. La loi ne prévoit cependant pas de mesures transitoires 
lorsqu’une telle situation se présente.  
 

En vous remerciant de l’attention que vous porterez à nos arguments, nous vous prions d’agréer 

l’expression de nos plus cordiales salutations. 
 

PLR.Les Libéraux-Radicaux   

La Présidente    Le Secrétaire général 

 

 

 

 
Petra Gössi  Samuel Lanz 
Conseillère nationale 
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Grünliberale Partei Schweiz 
Monbijoustrasse 30, 3011 Bern 
 
 
 
Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung 
Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation 
3003 Bern 
 
Per E-Mail an: jerome.huegli@sbfi.admin.ch und gaetan.lagger@sbfi.admin.ch 
 
22. Mai 2019 
Ihr Kontakt: Ahmet Kut, Geschäftsführer der Bundeshausfraktion, Tel. +41 31 311 33 03, E-Mail: schweiz@grunliberale.ch  
 
 
Stellungnahme der Grünliberalen zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit 
und Mobilität in der Bildung 
  
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Vorlage und den erläuternden Bericht zum Bundesgesetz über die internationale Zu-
sammenarbeit und Mobilität in der Bildung (BIZMB) und nehmen dazu wie folgt Stellung: 
 
Für die Zukunft der Schweiz ist von herausragender Bedeutung, dass sie ihre führende Rolle in den Bereichen 
Bildung, Forschung, und Innovation erhalten und ihre Position als international anerkannter und wettbewerbsfä-
higer Denk- und Werkplatz stärken kann. Die langfristige Sicherung und Erweiterung der internationalen Zusam-
menarbeit und Mobilität in der Bildung leistet dazu einen wichtigen Beitrag. 
 
Die Grünliberalen begrüssen daher, dass die bestehenden Förderinstrumente des Bundes im Bereich der inter-
nationalen Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung flexibler und kohärenter ausgestaltet werden, und sind 
mit der Vorlage einverstanden. Konkret soll die Verknüpfung mit der Beteiligung an den europäischen Bildungs-
programmen aufgelöst werden. Im Gegenzug wird die Möglichkeit eigener Förderprogramme der Schweiz als 
eigenständige Massnahme im Gesetz verankert. 
 
Für die Grünliberalen steht das Ziel – die Gewährleistung der internationalen Mobilität – im Vordergrund und nicht 
die dafür verwendeten Instrumente. Was die Mobilität in Europa betrifft, fordern die Grünliberalen den Bundesrat 
daher auf, diese mittels Beteiligung am EU-Programm ERASMUS+ bzw. dessen Nachfolgeprogramm oder mit 
Hilfe anderer geeigneter Instrumente sicherzustellen. 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Prüfung unserer Anmerkungen. 
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Bei Fragen dazu stehen Ihnen die Unterzeichnenden sowie unser zuständiges Fraktionsmitglied, Nationalrat Isa-
belle Chevalley, gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüssen 

                    
 
Jürg Grossen Ahmet Kut 
Parteipräsident Geschäftsführer der Bundeshausfraktion 
 







 
Loi fédérale sur la coopération et la mobilité internationales en matière de 
formation 
Procédure de consultation 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
Madame, Monsieur, 
 
Nous vous remercions d’avoir sollicité notre prise de position concernant l’avant-
projet de révision totale de la loi fédérale sur la coopération et la mobilité interna-
tionales en matière de formation et de nous avoir transmis les documents y affé-
rents. 
 
Appréciation générale 
 
La coopération et la mobilité internationale en matière de formation a fortement 
gagné en importance ces dernières décennies avec la mondialisation. La Confé-
dération mène depuis plus de 20 ans une politique d’encouragement dans le 
domaine sur la base de la loi fédérale relative à la coopération internationale en 
matière d'éducation, de formation professionnelle, de jeunesse et de mobilité. 
Pour le Parti socialiste suisse (PS), la mobilité et l’échange revêtent un intérêt 
particulier, d’un point de vue non seulement économique, mais également cultu-
rel. De fait, la mobilité favorise la compréhension d’autres cultures et langues. 
C’est pourquoi nous estimons essentiel que la Confédération poursuive et déve-
loppe son engagement en la matière pour permettre aux personnes d’acquérir 
des compétences toujours plus demandées sur le marché du travail à l’échelle 
internationale et pour promouvoir la compréhension mutuelle.  
 
Les incertitudes quant au statut de la Suisse au sein du programme de forma-
tion de l’UE et celles en lien avec le Brexit ont fait valoir la nécessité d’un tel en-
gagement. Aussi le PS accueille-t-il favorablement l’objectif principal de la révi-
sion totale, soit de donner plus de flexibilité aux instruments d’encouragement 
de la Confédération. Les principales dispositions remaniées portent sur l’encou-
ragement de la mobilité internationale en matière de formation et sur l’encoura-

Secrétariat d’Etat à la formation, à la recherche et à l’inno-
vation SEFRI 
Division Coopération en matière de formation 
Einsteinstrasse 2 
CH-3003 Berne 
 
Envoi par courriel : jerome.huegli@sbfi.admin.ch et  
gaetan.lagger@sbfi.admin.ch  

Berne, le  23 mai 2019 

Parti socialiste 
Suisse 
 
Theaterplatz 4 
Case postale · 3011 Berne 
 
Téléphone 031 329 69 69 
Téléfax 031 329 69 70 
 
info@pssuisse.ch 
www.pssuisse.ch 
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gement de la coopération internationale entre institutions dans le cadre de pro-
grammes pluriannuels. Actuellement, les mesures d’encouragement ne sont dé-
finies dans la loi qu’en lien avec la possibilité d’une participation aux pro-
grammes de formation de l’UE moyennant une contribution. Le financement di-
rect de programmes d’encouragement compatibles lancés par la Suisse est ins-
crit dans l’ordonnance relative à la coopération internationale en matière d’édu-
cation, de formation professionnelle, de jeunesse et de mobilité en tant que me-
sure secondaire. En somme, ces deux instruments sont inscrits dans deux actes 
différents (une loi et une ordonnance), ce qui constitue une incohérence à la-
quelle la révision totale propose de remédier.  
 
Aux yeux du PS, cela ne changera rien au fait que la pleine association aux pro-
grammes de formation et de recherche de l’UE reste indispensable à l’avenir 
pour que la place suisse de formation et de science demeure performante. 
Aussi est-il impératif que l’association à part entière à Erasmus+ et Horizon Eu-
rope soit réalisée pour la période de 2021 à 2027. Ces programmes offriraient 
davantage de possibilités pour les écoles suisses et faciliteraient grandement la 
participation à des échanges par rapport à la solution transitoire en vigueur de-
puis 2014. Il est donc impératif que cette révision totale ne compromette pas 
une future association de la Suisse. Ceci dit, le PS tient à relever que les trois 
formes de mobilité existantes (nationale, européenne et internationale) sont com-
plémentaires et ne doivent pas être mises en concurrence. Les objectifs poursui-
vis par les différentes formes de mobilités restent différents et il convient d’y al-
louer des moyens suffisants.  
 
Commentaire des dispositions 
 
Champ d’application (art. 2) 
Le champ d’application de l’avant-projet repose sur une notion large de la forma-
tion. Elle comprend aussi bien la formation formelle que non formelle. Aux yeux 
du PS, la loi devrait également s’appliquer à la petite enfance. En effet, les insti-
tutions et professionnel-le-s de ce domaine peuvent apprendre des bonnes pra-
tiques ou bénéficier d’un transfert de savoir au travers de la mobilité internatio-
nale. Ces activités d’échanges devraient jouir d’un soutien financier de la Confé-
dération. 
 
Domaines soutenus (art. 3) et conditions d’octroi (art. 5) 
Comme dans le droit en vigueur, la Confédération pourra continuer d’encoura-
ger la coopération internationale en matière de formation. Selon l’avant-projet, 
trois catégories principales pourront être soutenues : les mobilités internatio-
nales à des fins de formation, les activités de coopération d’institutions et organi-
sations actives dans le domaine de la formation et les structures et processus 
appuyant la réalisation des buts de la loi et la mise en œuvre des deux premières 
catégories d’activités.  
 
Selon le rapport explicatif relatif à l’avant-projet, les institutions et organisations 
menant des activités de coopération (art. 3 let. b) sont les établissements d’en-
seignement de tous les domaines de la formation, les entreprises formatrices, 
les organisations du monde du travail, les autorités locales ou régionales en 
charge de la formation et d’autres organismes actifs dans la formation. Nous ju-
geons qu’il y a un risque d’interprétation trop restrictive dans les notions d’insti-
tutions et organisations. Des collaborations avec les associations doivent être 
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possibles, notamment les associations d’étudiant-e-s, de professeur-e-s ou d’en-
seignant-e-s, de même qu’avec les organisations actives dans le domaine extra-
scolaire ou de la petite enfance. Si nécessaire, le PS exige que la disposition soit 
formulée dans ce sens. Cette remarque concerne aussi l’art. 5 sur les conditions 
d’octroi. 
 
Types de soutien (art. 4) 
Le soutien de la Confédération pourra prendre différentes formes. Il pourra s’agir 
de contributions allouées à des programmes internationaux ou des programmes 
initiés par la Confédération ainsi qu’à des projets et activités de coopération in-
ternationale complémentaires. Des bourses individuelles pour des études dans 
des institutions étrangères d’excellence pourront également être octroyées ; des 
contributions aux charges de fonctionnement de ces institutions pourront être 
versées. Enfin la Confédération pourra aussi verser des contributions pour le fi-
nancement de mesures d’accompagnement qui aident les acteurs/trices à con-
cevoir et réaliser des actions de mobilité et de coopération internationale ou qui 
permettent de défendre les intérêts de la Suisse dans le domaine de la formation 
au niveau international (par ex. Swisscore à Bruxelles). Le PS manifeste son 
plein soutien à ces mesures. 
 
L’avant-projet propose de dissoudre le lien qui existe entre l’instrument d’encou-
ragement des programmes pluriannuels et la participation aux programmes de 
formation de l’UE. Par conséquent, la mise en œuvre de programmes d’encoura-
gement par la Suisse ne sera plus définie dans l’ordonnance à titre de mesure 
secondaire, mais dans la loi en tant que mesure à part entière. L’objectif con-
siste à présenter les deux instruments, soit l’association à des programmes inter-
nationaux et le financement de programmes lancés par la Suisse, comme alter-
natifs et équivalents. Le PS approuve cette volonté sans réserve, toutefois nous 
relevons que le but recherché est en contradiction avec la formulation de l’art. 4, 
al. 1, let. b de l’avant-projet. En effet, les contributions pour mettre en œuvre des 
programmes initiés par la Confédération pourront uniquement être versées si la 
Suisse n’est pas associée à un programme international dans le même champ 
d’activité. Autrement dit, en cas d’association complète à Erasmus+, certains 
programmes développés durant ces dernières années risquent d’être suppri-
més. D’autre part, il y a un danger qu’Erasmus+ et les programmes suisses 
soient opposés l’un à l’autre et que, partant, les subventions fédérales au titre de 
la coopération et la mobilité internationale soient réduites. Par conséquent, le PS 
exige que la condition inscrite en deuxième partie de la let. b soit biffée. Cela 
permettra de développer en parallèle d’autres programmes internationaux de 
coopération et de mobilité hors Europe, ce qui laisserait place à une certaine 
flexibilité. 
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En vous remerciant de l’attention que vous porterez à ces quelques lignes, nous 
vous prions d’agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, Madame, Monsieur, l’assu-
rance de notre haute considération. 
 
 
Parti socialiste 
suisse  
       
 
 
 
 
Christian Levrat Jacques Tissot 
Président Secrétaire politique 
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Bern, 16. Mai 2019 

Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung: 

Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit, zu oben genannter Vernehmlassung Stellung nehmen 

zu können. Der Schweizerische Städteverband vertritt die Städte, städtischen Gemeinden und Agglo-

merationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer Bevölkerung. 

Der Städteverband stimmt der Vorlage grundsätzlich zu. Wir verzichten jedoch auf eine differenzierte 

Stellungnahme, da die städtische Bildungspolitik nur am Rande von den vorgesehenen Änderungen 

bezüglich internationaler Zusammenarbeit in den Bereichen «Kooperation von Institutionen und Orga-

nisationen im Bildungsbereich» und «Lernmobilität» betroffen ist. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Städteverband 

Präsident Direktorin 

Kurt Fluri, Nationalrat Renate Amstutz 

Stadtpräsident Solothurn 

Kopie Schweizerischer Gemeindeverband 
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An das 

Eidgenössische Departement 

für Wirtschaft, Bildung und Forschung 

Bundeshaus Ost 

CH-3003 Bern 

 

 

7. Mai 2019 

 

Vernehmlassung zur Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit 

und Mobilität in der Bildung (BIZMB, SR 414.51)  

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 haben Sie uns eingeladen, an der Vernehmlassung zur 

Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung 

Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für diese Möglichkeit der Meinungsäusserung, die wir sehr 

gerne wahrnehmen. 

 

 

economiesuisse unterstützt die Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale 

Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. Es ist wichtig, dass mit der Revision keine neuen 

Fördertatbestände geschaffen werden und das Parlament weiterhin die strategischen und 

finanziellen Entscheide über die Ausrichtung der Förderpolitik trifft. 

 

 

economiesuisse unterstützt die Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale 

Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. Die Entflechtung der Hauptförderinstrumente von den 

europäischen Bildungsprogrammen ist zu begrüssen. Dies ermöglicht Alternativen wie die in den 

letzten Jahren umgesetzte Schweizer Lösung zu Erasmus auf gesetzlicher Stufe zu verankern. Somit 

werden die beiden Instrumente der Beteiligung an europäischen Bildungsprogrammen und autonome 

Eigenlösungen gesetzlich einander gleichgestellt. Wir möchten an dieser Stelle jedoch klar festhalten, 

dass die Schweiz sich, wenn immer möglich, sinnvoll und finanziell tragbar, an den europäischen und 

den internationalen Förderprogrammen beteiligen sollte. Denn die Einbindung in ein solches Netzwerk 

bringt gegenüber einem Alleingang meistens zahlreiche Vorteile mit sich.  

 

Für den Dachverband der Schweizer Wirtschaft ist es wichtig, dass mit der Revision keine neuen 

Fördertatbestände geschaffen werden. Auch erachten wir es als essenziell, dass die Kompetenzen für 



die strategischen und finanziellen Entscheide über die Ausrichtung der Förderpolitik weiterhin bei der 

Bundesversammlung bleiben. 

 

Die Revision entkoppelt die Mandatierung einer nationalen Förderagentur mit Umsetzungsaufgaben 

von der Beteiligung an einem europäischen Bildungsprogramm. Mit der Einführung von Schweizer 

Alternativlösungen als eigenständiges Instrument auf Gesetzesebene, erachtet economiesuisse diese 

Entkoppelung als zielführend. Gemäss dem Erläuterungstext zur Gesetzesrevision gilt die 

Schweizerische Stiftung für Austausch und Mobilität (SFAM / Movetia), welche vom Bund und den 

Kantonen getragen wird, als einzige Organisation, welche die Voraussetzungen zur Übernahme der 

Aufgaben einer nationalen Förderagentur erfüllt. Sie ist gegenwärtig als privatrechtliche Stiftung 

organisiert und soll künftig in eine öffentlich-rechtliche Anstalt überführt werden.  

 

Die als nationale Förderagentur mandatierte Institution muss neben Fachexpertise und Kapazitäten 

auch möglichst kosteneffizient arbeiten. Daher ist zu prüfen, ob die öffentliche Ausschreibung und 

Vergabe der Aufgaben möglich und zielführend wären. In diesem Zusammenhang ist auch die die 

Überführung der SFAM von einer privatrechtlichen zu einer öffentlich-rechtlichen Organisation 

gründlich zu prüfen und nur falls sinnvoll durchzuführen.  

  

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen für weitere 

Ausführungen sehr gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

economiesuisse 

 

 

 

 

Prof. Dr. Rudolf Minsch  

Stv. Vorsitzender der Geschäftsleitung /  

Chefökonom 

 

Dr. Ensar Can 

Projektleiter Allgemeine Wirtschaftspolitik & 

Bildung 
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Vernehmlassung: Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der 

Bildung BIZMB 

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 

sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 haben Sie uns eingeladen, zum obgenannten Bundesgesetz 

Stellung zu nehmen. Für diese Möglichkeit danken wir Ihnen bestens und machen gerne davon Ge-

brauch. Wir stützen unsere Ausführungen dabei auf eine interne Umfrage bei unseren Mitgliedorgani-

sationen, und bitten Sie höflich, von dieser Seite direkt eingegangene Stellungnahmen ebenfalls zu 

berücksichtigen. 

Einleitende Bemerkungen 

Als grösste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband 

sgv über 230 Verbände und gegen 500 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unterneh-

men in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachver-

band der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie 

für ein unternehmensfreundliches Umfeld ein. 

Bildungsfragen gehören seit jeher zum Kerngeschäft des sgv. Dies betrifft insbesondere sämtliche Be-

reiche der beruflichen Grundbildung und der höheren Berufsbildung. Dabei unterstützt der sgv seine 

Mitgliedorganisationen mit Rat und Tat und vertritt sie in verschiedenen Gremien der schweizerischen 

Berufsbildung. Zudem setzt sich der sgv dafür ein, dass die Berufsbildung innerhalb des schweizeri-

schen Bildungssystems als gesamtschweizerisches Konzept wahrgenommen und gleichwertig zum 

akademischen Bereich anerkannt und respektiert wird. 

Zu einzelnen Punkten der Vorlage und des erläuternden Berichts 

Der Schweizerische Gewerbeverband sgv befürwortet grundsätzlich die Mobilität von jungen Men-

schen in Ausbildung. Dies gilt aber nicht nur über die Landesgrenzen hinaus, sondern auch innerhalb 

der Schweiz zwischen den verschiedenen Sprachregionen. So gibt es Branchen, z. B. das Gastge-

werbe, die besonderen Wert auf die Bereitschaft zur Mobilität ihres Berufsnachwuchses legen. Da in 

http://www.sgv-usam.ch/
mailto:jerome.huegli@sbfi.admin.ch
mailto:gaetan.lagger@sbfi.admin.ch
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den letzten Vernehmlassungen im Zusammenhang mit der Förderung der Mobilität in der Bildung 

zwar immer sämtliche Bereiche erwähnt wurden, im Detail aber meist nur Studierende an Hochschu-

len gemeint waren, halten wir auch an dieser Stelle fest, dass die Förderung der Mobilität in der Bil-

dung explizit auch für die duale Berufsbildung und insbesondere für die höhere Berufsbildung zu gel-

ten hat. 

Ja zur Totalrevision 

Die Absicht, das heute geltende Bundesgesetz total zu revidieren, ist angesichts der Entwicklung auf 

der europäischen und internationalen Ebene zweifellos richtig. Auch die Absicht, die Bestimmungen 

zur Förderung der internationalen Bildungsmobilität und von internationalen Kooperationen zwischen 

Institutionen im Rahmen von mehrjährigen Programmen zu überarbeiten, wird begrüsst. Ebenso 

stösst der Vorschlag, die direkte Finanzierung von kompatiblen, von der Schweiz selbst initiierten För-

derprogrammen auf Gesetzesebene zu regeln, auf Zustimmung. 

Schweizer Berufsbildungssystem besser bekannt machen 

Die internationale Zusammenarbeit in der Bildung soll unter anderem auch dazu beitragen, den Bil-
dungsraum Schweiz in seiner Qualität und Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und weiterzuentwickeln. 
Dem stimmt der sgv zu. Zu ergänzen ist aber, dass die internationale Zusammenarbeit auch den Be-
kanntheitsgrad insbesondere des dualen Berufsbildungssystems und der höheren Berufsbildung stär-
ken soll (Art. 1 lit. c). 

Ja zur Umsetzung eigener Bundesprogramme, auch wenn bereits eine internationale Zusam-

menarbeit besteht 

Besonders begrüsst der sgv, dass Handlungsoptionen des Bundes künftig nicht mehr starr an die Be-

teiligung an einem, von externen Akteuren definierten internationalen Förderprogramm gebunden sein 

müssen, wie es im erläuternden Bericht heisst. Unter Art. 4 Abs. 1 lit. b wird allerdings erwähnt, dass 

Beiträge für die Umsetzung eigener Bundesprogramme nur möglich sind, sofern die Schweiz nicht an 

ein internationales Programm im gleichen Tätigkeitsbereich assoziiert ist. Unseres Erachtens besteht 

hier ein Widerspruch, der noch geklärt werden müsste. Hier braucht es eine gleichwertige Veranke-

rung beider Beitragsmöglichkeiten, die sich ergänzen und nicht ausschliessen (Assoziierung an inter-

nationale Förderprogramme und Umsetzung von eigenen Schweizer Programmen). 

Verbundenheit mit der Schweiz auch als Beitragsbedingung für Institutionen 

In Art. 5 Abs. 2 wird festgehalten, dass nur Einzelpersonen, die das Schweizer Bildungssystem 
durchlaufen haben, einen Stipendienantrag stellen können. Im Bericht heisst es dazu, dass diese Per-
sonen mindestens einen wesentlichen Teil ihrer bisherigen Ausbildung in der Schweiz absolviert ha-
ben. Was heisst das nun konkret? Auch wird ausgeführt, dass mehr als zwei Jahre im Schweizer 
Hochschulsystem erforderlich sind oder im Fall einer Tertiärausbildung im Ausland ein starker Bezug 
zur Schweiz bestehen muss. Diese Formulierungen sind verwirrend, denn sowohl die höhere Berufs-
bildung als auch die Hochschulen sind auf der Tertiärstufe angesiedelt. 

Bei den Beiträgen an Institutionen oder Organisationen im Bildungsbereich (Art. 5 Abs. 1) fehlt diese 
Verbundenheit mit der Schweiz als Beitragsvoraussetzung. Gerade wenn es darum geht, Schweizer 
Programme, ergänzende Aktivitäten und Projekte oder Beiträge an ausgewählte Institutionen im Aus-
land zu fördern, erachten wir den engen Bezug zur Schweiz als notwendig. Ein entsprechender Pas-
sus ist noch einzufügen. 

Aufgaben der nationalen Agentur 

Als Voraussetzung für die Bezeichnung nationale Agentur wird unter anderem in Art. 6 Abs. 2 lit. a 

erwähnt, dass sie auch die nationale Mobilität in der Bildung fördern muss. Dies ist zwar inhaltlich kor-

rekt und sicher auch angebracht, doch wird nirgends erläutert, was dies konkret heisst. So ist u. E. of-

fen, wie weit diese Förderung der nationalen Mobilität gehen soll und ob und wie ein Kostenabgleich 
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zwischen internationalen und nationalen Aktivitäten zu erfolgen hat. Hier wäre eine Regelung im Ge-

setz zwingend angebracht. Zudem hat der sgv bereits bei der Einführung der Stiftung Movetia im Jahr 

2017 festgestellt, dass die Systemkenntnisse im akademischen Bereich zwar vorhanden sind, nicht 

aber so im Bereich der Berufsbildung. Wir bitten deshalb eindringlich, dass für alle Projekte im Bereich 

der beruflichen Bildung (Grund- und höhere Berufsbildung) die betroffenen Branchen und Organisatio-

nen der Arbeitswelt jeweils von Anfang an zwingend einzubeziehen sind. 

Wir danken für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen jederzeit gerne für Fragen und Er-
läuterungen zur Verfügung. Mit Interesse sehen wir dem weiteren Verlauf dieses Geschäfts entgegen. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Gewerbeverband sgv 

 

 

 

 

 

Hans-Ulrich Bigler  Christine Davatz 

Direktor, Nationalrat  Vizedirektorin 



 

 
Monbijoustrasse 61, 3007 Bern, www.sgb.ch  

031 377 01 01, Fax 031 377 01 02, info@sgb.ch 

Madame, Monsieur, 

L’Union syndicale suisse (USS) vous remercie de l’avoir invitée à s’exprimer sur la Loi fédérale sur 

la coopération et la mobilité internationales en matière de formation. Elle vous transmet par la pré-

sente sa position. 

L’USS estime que la mobilité internationale dans le domaine de la formation revêt une très grande 

importance. Elle considère indispensable que la Suisse soit associée à part entière aux pro-

grammes européens tels qu’Erasmus+, qui permet des avancées significatives dans le domaine 

de la formation professionnelle initiale, ce que la Suisse ne pourrait pas faire seule. 

L’USS salue la décision de dissocier l’instrument d’encouragement de la participation à des pro-

grammes de formation européens. Cela permet de donner plus de latitude à la Suisse dans ce 

domaine et de disposer d’outils plus flexibles. 

L’USS soutient également l’octroi de bourses pour suivre des formations dans des institutions non 

européennes.  

L’USS apprécie la mention explicite des trois domaines visés par l’encouragement à la coopération 

internationale, à savoir les personnes, les institutions et organisations ainsi que les structures et 

processus. Elle salue également la définition large du terme « formation » englobant les différents 

niveaux et voies de formation formelle ainsi que la formation informelle, continue et extrascolaire. 

L’USS est d’avis qu’il conviendrait de mettre davantage l’accent sur la mobilité internationale dans 

la formation professionnelle, qui est certes mentionnée, mais qui nécessite davantage de soutien. 

Il s’agit notamment d’assurer que le financement correspondant soit bel et bien octroyé.  

S’agissant de la mise en place de programmes nationaux de substitution aux programmes interna-

tionaux, il est très important de privilégier le développement de partenariats avec les pays euro-

péens, et dans la mesure du possible avec l’Union européenne, car la Suisse est très liée à ses 

voisins européens et fait physiquement partie de l’Europe. 

  

Monsieur 

Jérôme Hügli 

Secrétariat d'Etat à la formation,  

à la recherche et à l'innovation 

Einsteinstrasse 2 

3003 Berne 

 

 

jerome.huegli@sbfi.admin.ch   
Berne, 17 mai 2019

Consultation sur la Loi fédérale sur la coopération et la mobilité internationales en matière de 

formation 



En vous remerciant de bien vouloir prendre note de nos remarques, nous vous prions d’agréer, 

Madame, Monsieur, nos salutations distinguées. 

UNION SYNDICALE SUISSE 

 

Pierre-Yves Maillard  Laura Perret Ducommun 

Président   Première secrétaire adjointe 
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Bundesgesetz über die  
internationale Zusammenarbeit 
und Mobilität in der Bildung  
Stellungnahme des Kaufmännischen Verbands 

 

24. Mai 2019 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und 
Mobilität in der Bildung Stellung nehmen zu können. Der Kaufmännische Verband ist die grösste schwei-
zerische Berufsorganisation im kaufmännisch-betriebswirtschaftlichen Umfeld und er ist Mitträger von 
über 20 Berufsbildnern in der Grundbildung und der Höheren Berufsbildung. In der Funktion als Organi-
sation der Arbeitswelt, aber auch als Bildungsanbieter und als nationaler Arbeitnehmerverband ist uns eine 
gute internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung ein wichtiges Anliegen – insbesondere 
in den Bereichen berufliche Grundbildung und Höhere Berufsbildung. 
 
Wir stimmen dem vorliegenden Gesetzesentwurf im Grundsatz zu und anerkennen den Handlungsbedarf, 
das Bundesgesetz einer Totalrevision zu unterziehen. In einer globalisierten Arbeitswelt ist die Schaffung 
geeigneter Rahmenbedingungen zur Förderung der internationalen Zusammenarbeit und Mobilität in der 
Bildung eine wichtige Aufgabe des Bundes. Eine Flexibilisierung und bessere Abstimmung der bestehen-
den Förderinstrumente ist somit für die Stärkung der Handlungsoptionen der Schweiz und für die verschie-
denen Akteure dringend notwendig und zu begrüssen. 
 
Zu den einzelnen Artikeln nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Art. 2, Abs. 2 – Begriff und Geltungsbereich 
Wir unterstützen die ganzheitliche Begriffsdefinition von "Bildung" in der Vorlage und die Aufführung 
aller formalen Bildungsstufen der Schweiz. Insbesondere freut uns auch die Berücksichtigung der non-
formalen Bildung im Bundesgesetz. Entsprechend stimmen wir auch der Titelanpassung des Bundesgeset-
zes zu. 
 
Art. 4 – Beitragsarten 
Grundsätzlich werten wir die gesetzliche Entkoppelung von EU-Programmen und die damit verbundene 
gewonnene Flexibilität bei der Beteiligung der Schweiz an anderen internationalen Programmen und die 
Möglichkeit der Umsetzung von eigenen Programmen als positiv. Insbesondere auf Stufe der Höheren Be-
rufsbildung und im Weiterbildungsbereich gestaltet sich die Umsetzung solcher Förderprogramme im Ver-
gleich zu Austauschprogrammen auf Hochschulstufe jedoch schwieriger. Studierende in der Höheren Be-
rufsbildung bereiten sich in der Regel berufsbegleitend auf eidgenössische Prüfungen vor beziehungsweise 
studieren berufsbegleitend an einer Höheren Fachschule. Diese zusätzliche Verpflichtung gegenüber dem 
Arbeitgeber erschwert den Studierenden eine Teilnahme an Mobilitäts- oder Förderprogrammen. Gleich-
zeitig werden Auslandserfahrung auf dem heutigen Arbeitsmarkt sehr geschätzt. Um Studierende aus dem 
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Tertiärbereich B gegenüber A nicht zu benachteiligen, sind eigene Bundesprogramme zugeschnitten auf 
die Bedürfnisse der dualen Berufsbildung zu lancieren, idealerweise in Zusammenarbeit mit entsprechen-
den Bildungsinstitutionen und den Sozialpartnern. Ebenfalls wünschenswert ist die weitere Förderung von 
Mobilitätsprogrammen in der beruflichen Grundbildung. 
 
Art. 5, Abs. 1 – Beitragsvoraussetzungen 
Der Bund setzt seit dem 1.1.2018 auf eine subjektfinanzierte Unterstützung zur Stärkung der eidgenössi-
schen Prüfungen im Tertiärbereich, gleichzeitig werden im vorliegenden Bundesgesetz Förderbeiträge aus-
schliesslich an Bildungsinstitutionen und -organisationen vergeben. Damit Studierende, welche sich für 
eine eidgenössische Prüfung vorbereiten, ebenfalls die Möglichkeit haben an Mobilitätsprogrammen teil-
zunehmen, müssen für Bildungsinstitutionen geeignete Bedingungen für die Lancierung eigener Pro-
gramme geschaffen werden – beispielsweise durch eine Anpassung der Förderinstrumente der Subjektfi-
nanzierung (Anerkennung/Förderung von Vorbereitungskursen mit Austauschprogrammen). Ausserdem 
müssen für die Stärkung der Höheren Berufsbildung auch bundeseigene Mobilitätsprogramme entwickelt 
werden. Diese tragen zudem zum besseren Verständnis für die Wertigkeit des dualen Bildungswegs im 
Ausland bei. 
 
Wir danken Ihnen herzlich für die wohlwollende Prüfung unserer Anliegen. 
 
Freundliche Grüsse 
Kaufmännischer Verband Schweiz 

  
Christian Zünd 
CEO 

Michael Kraft 
Leiter Bildung 

 



 

  

 
 
 

Paudex, le 23 mai 2019 
BM/mra 
 

Consultation – Loi fédérale sur la coopération et la mobilité internationales en 
matière de formation 

Madame, Monsieur, 
 
Nous avons étudié avec attention le projet de loi fédérale sur la coopération et la mobilité 
internationales en matière de formation. 
 
 
Objectifs du projet 
 
La présente révision de la loi poursuit plusieurs objectifs. Premièrement, la mise en place 
d’instruments d’encouragement de la Confédération ne doit plus être conditionnée à la 
participation à des programmes de formation de l’Union Européenne. Ainsi, les deux 
instruments d’encouragement possibles (association aux programmes d’encouragement 
internationaux / mise en œuvre de programmes suisses) sont mis sur un pied d’égalité. 
 
Le deuxième objectif est d’amener des compléments formels, sur la forme et le fond, et 
de préciser certaines notions. 
 
Enfin, il est précisé que cette révision ne poursuit pas l’objectif de créer de nouvelles 
mesures d’encouragement, mais vise à assouplir les instruments existants qui ont fait 
leurs preuves et à améliorer la cohérence entre eux. 
 
 
Des échanges aussi bénéfiques que nécessaires 
 
Un système de formation performant est la clé d’une économie forte et d’une société 
épanouie. En particulier, l’adéquation entre les besoins des entreprises et le contenu des 
formations doit être un principe de base. 
 
La mobilité des étudiants et la coopération entre instituts de formation sur le plan 
international répondent à ce principe. La découverte d’autres lieux, d’autres gens, 
d’autres approches est enrichissante et apporte une véritable plus-value dans le cadre de 
la formation. L’ouverture d’esprit, la capacité de remise en question, d’innovation, et 
l’aptitude à évoluer dans un environnement multi-culturel sont des compétences 
essentielles dont les entreprises ont besoin face à l’évolution de la société et en 
particulier du monde du travail. En ce sens, des conditions-cadres permettant la 
poursuite de ces objectifs sont aussi nécessaires que souhaitables. 
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Une nécessaire égalité… 
 
La loi actuellement en vigueur ne prévoit pas d’ancrage équivalent pour les deux 
instruments possibles (association aux programmes d’encouragement internationaux / 
mise en œuvre de programmes suisses) visant à encourager la mobilité internationale.  
 
L’élément principal de ce projet est de faire en sorte que la mise en place d’instruments 
d’encouragement de la Confédération ne soit désormais plus conditionnée à la 
participation à des programmes de formation de l’Union Européenne. Les deux 
instruments possibles sont donc désormais comparables. 
 
Cette évolution est bienvenue, permettant ainsi la mise en œuvre de programmes 
suisses lorsque la participation à des programmes européens est menacée, s’agissant 
d’une mesure de rétorsion régulière de l’UE envers notre pays dans le cadre des 
relations bilatérales. 
 
 
…qui ne doit pas être un oreiller de paresse 
 
La mise sur un pied d’égalité de ces deux instruments ne doit pas empêcher le Conseil 
fédéral de continuer à s’engager activement en faveur de la participation de la Suisse aux 
programmes européens tels qu’Erasmus+. 
 
Depuis 2014, la nouvelle génération du programme Erasmus+ ne se limite plus à aux 
étudiants des hautes écoles, mais a élargi son accès à tous les niveaux, de l’école 
obligatoire au secteur tertiaire en passant par la formation professionnelle, la formation 
des adultes et le domaine extrascolaire. 
 
La participation à ces programmes est nécessaire pour garantir la compétitivité de nos 
instituts de formation et offrir des possibilités de formation ainsi que de développement 
des softs skills aux personnes en formation. 
 
 
Position du Centre Patronal 
 
Le Centre Patronal est convaincu que l’adéquation entre les besoins des entreprises et le 
contenu des formations doit être un principe de base. Le système de formation doit 
préparer de manière appropriée les jeunes au monde du travail, afin que les entreprises 
puissent trouver les collaborateurs et les compétences dont elles ont besoin. 
 
Cela passe aussi par l’encouragement de la mobilité des étudiants et par la coopération 
entre instituts de formation sur le plan international, permettant le développement de 
compétences et le renforcement de la compétitivité de notre système de formation. La 
mise sur pied d’égalité des principaux instruments (association aux programmes 
d’encouragement internationaux / mise en œuvre de programmes suisses) est bienvenue 
au vu du contexte international et pour sert la poursuite des objectifs précités. 
 
Considérant ce qui précède, nous approuvons le présent projet. 
 
En vous remerciant de l’attention portée à la présente réponse, nous vous prions de 
croire, Madame, Monsieur, à l’expression de nos sentiments les meilleurs. 
 
 
Centre Patronal 
 

 
Baptiste Muller 









 
 

hotelleriesuisse Monbijoustrasse 130 Tel. +41 31 370 42 61 www.hotelleriesuisse.ch 

Schweizer Hotelier-Verein Postfach Fax +41 31 370 44 44  

 CH-3001 Bern bildung@hotelleriesuisse.ch 

 

 
 

 
 

 
 
Vernehmlassung: Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in 
der Bildung (BIZMB) 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrter Herr Hügli 

Sehr geehrter Herr Lagger 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 
Wir danken für die Möglichkeit, zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und 
Mobilität in der Bildung (BIZMB) Stellung zu nehmen. Als nationaler Arbeitgeberverband einer 
Branche mit starker internationaler Orientierung interessiert sich hotelleriesuisse sehr für die 
Vernetzung der Schweiz mit dem Ausland im Bereich der Bildung. 
 

1. Vorbemerkung 
 

hotelleriesuisse ist das Kompetenzzentrum für die Schweizer Beherbergungsbranche und 
vertritt als Unternehmerverband die Interessen der innovativen und nachhaltigen 
Beherbergungsbetriebe der Schweiz. Seit 1882 steht hotelleriesuisse gemeinsam mit seinen 
rund 3'000 Mitgliedern, davon über 2'000 Hotelbetriebe, für eine qualitätsbewusste und 
vorausschauende Schweizer Beherbergungswirtschaft. Allein die klassische Hotellerie, als 
standortgebundene Exportbranche und Rückgrat des Tourismus, erwirtschaftet einen jährlichen 
Umsatz von über 7,5 Mrd. Franken und beschäftigt knapp 80'000 Mitarbeitende. Gemäss 
Satellitenkonto 2017 erzielt der Tourismus mit einer Nachfrage von 44 Mrd. Franken eine 
direkte Bruttowertschöpfung von über 18 Mrd. Franken – was einem Anteil von 2,9 Prozent an 
der gesamtwirtschaftlichen direkten Bruttowertschöpfung der Schweiz entspricht. Der 
Tourismus gehört zudem zu den fünf wichtigsten Exportbranchen der Schweiz. Die 
Mitgliederbetriebe von hotelleriesuisse verfügen über zwei Drittel des diesbezüglichen 
Schweizer Bettenangebotes und generieren damit rund drei Viertel der entsprechenden 
Logiernächte. Als Dachverband von 13 regionalen Verbänden ist hotelleriesuisse in allen 
Landesteilen und Sprachregionen präsent und beschäftigt rund 100 Mitarbeitende. 
 
Die Bildung für das Gastgewerbe ist ein zentrales Tätigkeitsfeld von hotelleriesuisse. Neben 
dem Angebot von neun verschiedenen beruflichen Grundbildungsberufen, einige davon in den 
Schulhotels von hotelleriesuisse, pflegen wir eine enge Beziehung zu den höheren Fachschulen 
der Branche. hotelleriesuisse ist Gründerin der Hotelfachschule Thun und Minderheitsaktionärin  
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der Swiss School of Tourism and Hospitality in Passugg. Auch die Ecole Hôtelière de Lausanne 
(Fachhochschule) wurde von hotelleriesuisse gegründet. Wir sind zudem einer der drei 
Trägerverbände der Bildungs-OdA Hotel & Gastro formation, die Prüfungsträgerin und 
Anbieterin diverser Ausbildungen ist, die zu einem eidgenössischen Diplom respektive zu einem 
eidgenössischen Fachausweis führen. Jedes Jahr gibt es in der Branche ca. 3'200 
Lehrabschlüsse, ca. 800 Abschlüsse der höheren Berufsbildung, sowie ca. 600 
Hochschulabschlüsse. 
 

2. Anmerkungen zur Ausgangslage in der Branche 
 
Die Hotellerie lebt von der Mobilität von Menschen, und damit auch vom Austausch von 
Erfahrungen, Wissen und Ideen. Über die Hälfte der Hotelübernachtungen in der Schweiz geht 
auf das Konto von ausländischen Gästen. Knapp die Hälfte der Mitarbeitenden im Gastgewerbe 
sind Ausländer/-innen. Die schweizerische Hospitality-Ausbildung ist weltweit hochangesehen 
und übt eine starke Anziehungskraft auf internationale Bildungsinteressierte aus. Und viele 
einheimische Fachkräfte zieht es im Laufe ihres Berufslebens ins Ausland, um dort klassische 
Lehr- und Wanderjahre zu absolvieren. Dass Mitarbeitende auf diese Weise ihren Horizont 
erweitern, Fremdsprachen trainieren und Spezialkenntnisse erwerben, kommt der 
Leistungsfähigkeit der Branche sehr zugute. hotelleriesuisse engagiert sich daher stark im 
Bereich der internationalen Zusammenarbeit in der Bildung, insbesondere durch Aufbau eines 
internationalen Netzwerkes von Partnerschulen, unter anderem in Australien, China und Nepal. 
Zudem heisst der englischsprachige Bildungsgang HF der Swiss School of Tourism and 
Hospitality Studierende aus aller Welt willkommen. 
   
Was die staatlich geförderte Mobilität innerhalb von formaler berufsbezogener Bildung betrifft, 
stellt hotelleriesuisse jedoch einen enormen Nachholbedarf im Vergleich zu allgemeinbildenden 
Angeboten fest. Während z.B. Austauschprogramme von Schulen und Hochschulen gut 
institutionalisiert sind, stossen Bemühungen um die Unterstützung von vergleichbaren 
Formaten für Lernende sowie Studierende der höheren Fachschulen immer wieder auf 
Hindernisse.         
 
 

3. Anmerkung zu den einzelnen Punkten der Vorlage und des erläuternden Berichts 
 

• Ausgangslage 
 
hotelleriesuisse begrüsst, dass die revidierte Vorlage die internationale 
Bildungszusammenarbeit als Aufgabe betrachtet, die prinzipiell auf die ganze Welt ausgerichtet 
ist, und dass sie der Schweiz die Möglichkeit eröffnet, eigene Förderprogramme zu lancieren. 
Dadurch wird eine grössere Agilität geschaffen und die Möglichkeit ganz neuer Kooperationen 
eröffnet.  
 
Für die praktische Umsetzung zukünftiger Aktivitäten in der internationalen 
Bildungszusammenarbeit ist jedoch zu beachten, dass der europäische Raum naturgegeben 
von besonderer Bedeutung ist. Gleichzeitig ist jedes bundeseigene Programm davon abhängig, 
in Europa oder anderswo Partnerschaften mit entsprechenden (längerfristigen) Verpflichtungen 
einzugehen. Den zu Beginn des Erläuternden Berichts verwendeten Begriffen der «Autonomie» 
und «Flexibilität» sind damit auch unter den Bestimmungen des revidierten Gesetzes weiterhin 
Grenzen gesetzt. 
 
Der Bericht stellt die Teilnahme an EU-Bildungsprogrammen und den Betrieb eigener 
Förderprogramme als «alternative und gleichwertige Instrumente der Politik des Bundes» dar. 
Dies suggeriert eine Austauschbarkeit, die angesichts des wesenhaften Unterschieds der 
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beiden Ansätze nicht gegeben ist. Es handelt sich vielmehr um wertvolle, aber sehr 
unterschiedlich geartete Handlungsoptionen. Zudem ist es unabdingbar, dass die beiden 
Möglichkeiten nicht im Sinne eines «entweder – oder» zur Verfügung stehen, sondern sich 
ergänzen.  
 

• Art. 1 
 
Ein weiterer wichtiger, aber in der Vorlage nicht erwähnter, Zweck der internationalen 
Bildungszusammenarbeit besteht darin, im Ausland das Verständnis und die Wertschätzung für 
schweizerische Bildungsangebote zu fördern. Dies gilt ganz besonders für international weniger 
bekannte Produkte wie die Abschlüsse der höheren Berufsbildung.  
 
Buchstabe c ist daher wie folgt zu ergänzen: „der Bildungsraum Schweiz in seiner Qualität, 
Präsenz und Wettbewerbsfähigkeit gestärkt und weiterentwickelt wird“. 
 

• Art. 3 
 
Dass der Begriff „Bildung“ hier wesentlich weiter gefasst wird als im aktuellen Gesetz, ist sehr 
zu begrüssen. Den genannten Bildungsstufen und –bereichen tatsächlich einen vergleichbaren 
Zugang zur Mobilitätsförderung zu ermöglichen, ist eine Herausforderung, die es noch zu 
meistern gilt. 
 

• Art. 5 
 

Während unter Ziffer 2 festgelegt wird, dass nur solche Einzelpersonen für Stipendien in Frage 
kommen, die das Schweizer Bildungssystem durchlaufen haben, fehlt unter Ziffern 1 und 3 
(Beiträge für Institutionen und Organisationen im Bildungsbereich) die Voraussetzung einer 
nachweislichen Verbindung zur Schweiz. 
 
Bei der Formulierung «das Schweizer Bildungssystem durchlaufen haben» (Ziffer 2) ist unklar, 
um welchen Abschnitt des Systems es sich handelt, oder ob ein berufsqualifizierender 
Abschluss erreicht worden sein muss. Gemäss den Angaben im Erläuternden Bericht liegt die 
Formulierung «einen wesentlichen Teil ihrer Ausbildung in der Schweiz verbracht» näher.  
 
Im Erläuternden Bericht zu Ziffer 2 überrascht, dass zwischen Stipendienanwärter/-innen mit 
«mindestens zwei Jahren im Schweizer Hochschulsystem» und solchen, die sich für eine 
«Tertiärausbildung» im Ausland interessieren, unterschieden wird. Auch Hochschulen befinden 
sich auf der Tertiärebene. Ist mit dem zweiten Fall die höhere Berufsbildung gemeint, sollte dies 
deutlich gemacht werden. Zudem ist zu klären, ob es sich bei den mehr als zwei erforderlichen 
Jahren im schweizerischen Hochschulsystem um Studienjahre in der für das Stipendium 
relevanten Fachrichtung handeln muss.   
 

• Art. 6 
 
Unter Ziffer 2 ist die Voraussetzung definiert, dass die nationale Agentur die «Förderung der 
internationalen und nationalen Mobilität in der Bildung» zum Zweck haben muss. Die nationale 
Mobilität ist jedoch nicht Gegenstand des vorliegenden Gesetzes und findet im restlichen Text 
keinerlei Erwähnung. Die folgenden Ziffern lassen offen, ob der Kostenabgleich, die 
Berichterstattung usw. die Aufgaben der nationalen Agentur im Bereich der internationalen 
Bildungszusammenarbeit betreffen oder auch andere (national orientierte) Aktivitäten der 
Agentur. Wenn die nationale Agentur den Auftrag hat, die Koordination zwischen Akteuren 
innerhalb der Schweiz sowie zwischen nationaler und internationaler Mobilität sicherzustellen, 
ist dies im Gesetz ausdrücklich festzuhalten.  
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4. Zusammenfassung 

 
Im Grundsatz begrüsst hotelleriesuisse die Vorlage für das Bundesgesetz über die 
internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. Gegenüber dem aktuellen Gesetz 
ist sie deutlich umfassender und zugleich flexibler. Wie oben ausgeführt, ist der Text an einigen 
Stellen jedoch noch eindeutiger zu formulieren. Zudem stellt sich die Frage, wie die in der 
Vorlage ebenbürtig behandelten Bildungsbereiche in der Praxis tatsächlich einen fairen Zugang 
zu Förderungsmöglichkeiten erhalten können.  
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme und die wohlwollende Prüfung unserer Position. Für 
weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse 

 

 

 

 

Claude Meier Dr. Ueli Schneider 

Direktor Leiter Bildung  
Mitglied der Geschäftsleitung 

 
 
 
 
 
Kontakt:  Miriam Shergold 

Verantwortliche Bildungspolitik 
miriam.shergold@hotelleriesuisse.ch 
031 370 42 61 
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Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der 

Bildung (BIZMB) – Stellungnahme von Swiss Fintech Innovations 

Sehr geehrte Herren Hügli und Lagger 

Wir beziehen uns auf die am 13. Februar 2019 eröffnete Vernehmlassung betreffend Vorentwurf 

zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. 

Der Verband Swiss Fintech Innovations (SFTI, www.swissfintechinnovations.ch) vertritt die 

Interessen seiner Mitglieder im Bereich der Digitalisierung und Innovation in der Finanzindustrie. Die 

Arbeitsgruppe „Regulations“ beschäftigt sich mit Gesetzgebung und Regulation rund um Innovation 

und Digitalisierung in der Finanzindustrie. Da die eingangs erwähnte Vorlage indirekt auch unsere 

Kernthemen „Innovation“ und „Digitalisierung“ betrifft, nehmen wir hiermit gerne die Gelegenheit 

wahr, zur Vorlage kurz Stellung zu nehmen. 

Der SFTI befürwortet die generelle Zielsetzung der Vorlage, die Förderpolitik des Bundes durch eine 

flexiblere und kohärentere Ausgestaltung der Förderinstrumente im Bundesgesetz über die 

internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung (BIZMB) dahingehend zu verbessern, 

dass eine Reaktion auf ein sich rasch veränderndes Umfeld im Bildungsbereich in Zukunft möglich ist. 

Eine flexible Beteiligung an internationalen Bildungsprogrammen sowie die Initiierung bzw. 

Umsetzung von eigenen Programmen erachtet der SFTI insbesondere angesichts der rasanten 

weltweiten Entwicklungen im Bereich der Digitalisierung als eminent wichtig für die Schweiz, um den 

unabdingbaren Anschluss an das steigende Bildungsniveau anderer Staaten nicht zu verlieren und so 

die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz entsprechend gewährleisten zu können. 

Wir teilen die Einschätzung, dass es hierzu einerseits der Entkoppelung der Förderinstrumente von 

einer Beteiligung an den europäischen Bildungsprogrammen bedarf. Falls nämlich parallel zu oder 

anstelle der derzeit für die Schweiz relevanten EU-Programme andere internationale Programme 

entstehen sollten – was angesichts der bestehenden Dynamik im internationalen Bildungsbereich 

durchaus wahrscheinlich ist – muss eine Teilnahme der Schweiz daran möglichst rasch und 

problemlos realisiert werden können. Andererseits bedarf es der gesetzlichen Verankerung der 

Möglichkeit von eigenen Förderprogrammen. Diese beiden potentiellen Massnahmen (Assoziierung 

an internationalen Förderprogrammen sowie eigenständige Förderprogramme der Schweiz) müssen 

als alternative und gleichwertige Instrumente der Politik des Bundes zur Verfügung stehen. Aus 

denselben Überlegungen (insb. Gewährleistung der Wettbewerbsfähigkeit) erachtet es der SFTI als 

opportun, dass Stipendien in Zukunft nicht nur für die Ausbildung an europäischen, sondern auch an 

anderen ausgewählten Institutionen im Ausland vergeben werden können, falls dies für die 

Exzellenzförderung als zielführend erachtet wird. Auch in diesem Punkt ist die Vorlage zu begrüssen. 

Der SFTI unterstützt ferner ein weites Verständnis des Begriffs „Bildung“, sodass – wie dies die 

Vorlage vorsieht – auch internationale Zusammenarbeitsaktivitäten der sog. non-formalen Bildung 
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(Weiterbildung und ausserschulische Jugendarbeit) unterstützt werden können. Fraglich ist indes, 

wie der Begriff „Weiterbildung“ in Art. 2 Abs. 1 E-BIZMB konkret zu verstehen ist bzw. ob damit 

gleichwohl gewisse Einschränkungen verbunden sind, wie dies die Formulierung in Art. 3 lit. a E-

BIZMB suggeriert, oder ob vielmehr jede Form der Weiterbildung erfasst sein soll. Letzteres wäre 

nach Ansicht des SFTI zu begrüssen, da grundsätzlich jede Form der Weiterbildung – insbesondere 

auch diejenige von Erwachsenen bzw. berufstätigen Personen – geeignet ist, die Kompetenzen von 

Einzelpersonen zu stärken und zu erweitern. Dies ist gerade auch im Bereich der Digitalisierung und 

Innovation im Finanzbereich sehr dringend nötig. 

Schliesslich erachtet der SFTI auch die in der Vorlage beabsichtigten formalen Ergänzungen und 

begrifflichen Klärungen insbesondere zwecks Schaffung von mehr Rechtssicherheit als sinnvoll. 

 

Besten Dank für Ihre Kenntnisnahme und freundliche Grüsse 

 

Sig. Werner Wyss   Sig. Dr. Cornelia Stengel 
Mitglied der AG Fintech Regulations Mitglied der AG Fintech Regulations 
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Stellungnahme zur Vernehmlassung: Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit 

und Mobilität in der Bildung 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit 

und Mobilität in der Bildung Stellung zu nehmen. 

Swissmem ist der führende Verband für KMU und Grossfirmen der schweizerischen Maschinen-, 

Elektro- und Metall-Industrie (MEM-Industrie) und verwandter technologieorientierter Branchen. Swiss-

mem fördert die nationale und die internationale Wettbewerbsfähigkeit ihrer 1‘100 Mitgliedsfirmen 
durch eine wirkungsvolle Interessenvertretung, bedarfsgerechte Dienstleistungen, eine gezielte Ver-

netzung sowie eine arbeitsmarktgerechte Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

der MEM-Industrie.  

Die Schweizer MEM-Industrie ist eine facettenreiche und innovative Hightech-Branche, die in sämtli-

chen Lebens- und Wirtschaftsbereichen leistungsstarke Lösungen anbietet. Sie erwirtschaftet 7,1 Pro-

zent des Bruttoinlandproduktes (2018) und nimmt damit in der schweizerischen Volkswirtschaft eine 

Schlüsselstellung ein. Die Branche ist mit rund 320'000 Beschäftigten die grösste industrielle Arbeit-

geberin der Schweiz und leistet mit Ausfuhren im Wert von 69,7 Milliarden Franken 30 Prozent der ge-

samten Güterexporte. 60 Prozent der ausgeführten Güter der MEM-Industrie werden in die EU expor-

tiert. 
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Swissmem setzt sich stark für die Ausbildung Jugendlicher ein und übernimmt die Rolle einer Organi-

sation der Arbeitswelt von sieben beruflichen Grundbildungen. In der formalen Weiterbildung, insbe-

sondere der Höheren Berufsbildung, weist die MEM-Branche ein grosses Spektrum an Entwicklungs-

möglichkeiten auf. Swissmem engagiert sich auch hier als Trägerin von drei Berufsprüfungen, zwei 

höheren Fachprüfungen und sieben Fachrichtungen an höheren Fachschulen. Zusammen mit den So-

zialpartnern ist Swissmem ausserdem Trägerin eines Bildungszentrums mit formalen und nichtforma-

len Weiterbildungsangeboten. Mit der Swissmem Academy leistet die Branche einen wichtigen Beitrag 

in der nichtformalen Weiterbildung. 

Swissmem unterstützt die Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale Zusam-

menarbeit und Mobilität in der Bildung. Die Entkoppelung der Förderinstrumente von einer Beteili-

gung an den europäischen Bildungsprogrammen vergrössert den Handlungsspielraum und erhöht die 

Flexibilität bei der Förderung der internationalen Zusammenarbeit in der Bildung. Dies sollte die 

Schweiz aber nicht davon abhalten, sich weiterhin an den europäischen Programmen zu beteiligen, 

wenn immer dies möglich, sinnvoll und finanziell tragbar ist. Die Totalrevision schafft weder neue För-

dertatbestände, noch nimmt sie Finanzierungsentscheide vorweg, die von der Bundesversammlung im 

Rahmen der Beratung zur BFI-Botschaft getroffen werden müssen. Diese zwei Eckpunkte der Vorlage 

tragen entscheidend zur zustimmenden Haltung von Swissmem bei. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

Freundliche Grüsse 

  

Dr. Stefan Brupbacher 
Direktor 

Dr. Sonja Studer 
Bereichsleiterin Bildung 
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Staatssekretariat für Bildung, Forschung 

und Innovation SBFI 

Abteilung Bildungszusammenarbeit 

Einsteinstrasse 2 

3003 Bern 

 

jerome.huegli@sbfi.admin.ch 

gaetan.lagger@sbfi.admin.ch   

Zürich, 8. Mai 2019  

Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der 
Bildung 
 

Sehr geehrter Herr Hügli, 

Sehr geehrter Herr Lagger 

 

Im Namen des Verbands Schweizerischer Elektro-Installationsfirmen (VSEI) danken wir Ihnen für 

die Möglichkeit, zur Totalrevision des Bundesgesetzes über die die internationale Zusammenarbeit 

und Mobilität in der Bildung Stellung nehmen zu können. 

Der VSEI ist die Berufsorganisation für rund 2‘000 Elektro- und Telekommunikations-

Installationsfirmen mit über 40‘000 Mitarbeitenden. Jährlich schliessen ca. 3‘000 Lernende ihre 

Grundbildung in einem der VSEI-Berufe Elektroinstallateur/in, Montage-Elektriker/in, 

Telematiker/in und Elektroplaner/in ab. Die Ausbildung Elektroinstallateur/in EFZ gehört zu den 

zehn meist gewählten Grundbildungen. Mehr als 1‘300 Personen absolvieren jährlich eine Prüfung 

auf Niveau Berufsprüfung und höhere Fachprüfung. Damit ist die Branche eine der grössten 

Ausbildnerinnen im Bereich der technischen Berufe in der Schweiz.  

Der VSEI begrüsst die stärkere Förderung der internationalen Zusammenarbeit in der Bildung 

durch die Flexibilisierung bestehender Förderinstrumente. Er hält es aber für angezeigt, 

Individualstipendien in einem anderen Gesetz zu regeln. Zudem erachtet er die Totalrevision als 

günstige Gelegenheit, eidgenössische Bildungsgänge stärker international zu positionieren. 

Der VSEI empfindet es grundsätzlich als richtig, dass der Bundesrat die bestehenden 

Förderinstrumente so flexibilisieren will, dass sie einerseits nicht mehr an die europäischen 

Bildungsprogramme gekoppelt sind und andererseits dazu genutzt werden können, inhaltliche und 

formale Lücken zu schliessen. Es ist zudem zu begrüssen, dass die vorgeschlagenen Massnahmen 

nicht nur den akademischen, sondern auch den beruflichen Bildungsweg mitberücksichtigen. 

Fraglich scheint für den VSEI hingegen, ob es richtig ist, im selben Gesetz Kooperationsprojekte 

und -massnahmen als auch Individualstipendien zu behandeln. Natürlich erachtet es der VSEI als 

opportun, einzelnen Personen in Ausbildung eine Unterstützung zukommen zu lassen. In 

Anbetracht der finanzpolitischen Planbarkeit ist dies aber separat von der Förderung einzelner 

Projekte und Institutionen, die einem grösseren Kreis von Personen zugutekommen, zu regeln.  
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Art. 1 

Die internationale Zusammenarbeit in der Bildung soll dazu beitragen, dass: 

a. die Kompetenzen von Personen in Ausbildung gestärkt und erweitert werden. 

Art. 4 

d. Streichen 

Art. 5 

2 Streichen 

3 (…) 

4 Der Bund kann Beiträge für Einzelpersonen im Sinne von Artikel 3 Buchstabe a Institutionen 

und Organisationen im Bildungsbereich ausrichten, die sie nach vom Bundesrat vorgegebenen 

Kriterien an die Empfängerinnen und Empfänger weiterleiten verwenden. 

Weiter erachtet es der VSEI als sinnvoll, wenn das totalrevidierte Gesetz explizit auch auf die 

Anerkennung von eidgenössisch anerkannten Bildungsgängen im Ausland abzielen würde. Dies 

entspricht sowohl der Absicht des Bundesrats als auch des Parlaments, wie bspw. zuletzt die 

Annahme der Motion 18.3392 – „Höhere Fachschulen. Profil stärken, Qualität sichern, Attraktivität 

steigern.“ gezeigt hat.  

Art. 3 

cneu. Aktivitäten die zur grösseren Anerkennung von nationalen und internationalen 

Bildungsabschlüssen im In- und Ausland beitragen; 

cd. Unterstützung von Strukturen und Prozessen sowohl auf nationaler als auch auf 

internationaler Ebene mit dem Ziel, die Aktivitäten gemäss den Buchstaben a, b und c 

zu erleichtern und zu fördern. 

 

Wir danken Ihnen für die die Berücksichtigung unseres Anliegens. 

 

Freundliche Grüsse 

 

  

Simon Hämmerli Michael Rupp 

Direktion Öffentlichkeitsarbeit 
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Dipartimento federale dell’economia,  
della formazione e della ricerca DEFR 
 
Spedizione via E-Mail a:  
jerome.huegli@sbfi.admin.ch  
gaetan.lagger@sbfi.admin.ch 
 
 
 
Zurigo, 24 Maggio 2019 

 

Consultazione sulla Legge federale sulla cooperazione e la mobilità 

internazionali in materia di formazione (RS 414.51) 

 

Gentile Consigliere Federale Sig. Parmelin, 

Gentili Signore e Signori, 

 

Vi ringraziamo sentitamente per l’opportunita’ che ci e’ stata data di esprimere un parere sulla 

revisione totale della Legge federale sulla cooperazione e la mobilità internazionali in materia di 

formazione. 

Accogliamo con favore la formalizzazione in legge delle politiche in merito alla cooperazione ed alla 

mobilita’. Questo tema e’ di chiara centralita’ per la formazione in ambito accademico e professionale.  

A nostro avviso, questa operazione pone giustamente l’accento sulla necessita’ della Confederazione 

di poter gestire autonomamente i propri programmi, facendo uso delle proprie risorse finanziarie in 

maniera piu’ efficiente. 

Inoltre siamo in accordo con l’istituzione di un’ agenzia nazionale con mandato esecutivo specifico 

concernente gli strumenti di attuazione delle politiche presentate dalla legge, auspicando che questo 

renda le procedure inerenti a questa operazione il piu’ snelle ed efficienti possibili. 

Suggeriamo di approfondire le tematiche relative alla mobilita’ ed alla cooperazione nell’ambito della 

formazione di terzo livello. 

Notiamo con favore l’apertura a realta’ formative extra-europee, permettendo un raggio d’azione con 

minori restrizioni che gioca decisamente a vantaggio della Confederazione e dei suoi studenti ed 

insegnanti.  

Tuttavia, ci preme sottolineare la necessita’ per la Confederazione di non distanziarsi eccessivamente 

dai programmi di cooperazione e mobilita’ legati all’ Unione Europea. La partecipazione della 
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Confederazione al programma quadro Horizon Europe rimane di vitale importanza per il progresso 

della formazione e della ricerca svizzera.  

 

Pertanto, pur nell’ambito di una gestione ed organizzazione piu’ autonoma delle risorse nazionali, per 

ragioni culturali, storiche e geografiche, auspichiamo che i programmi condivisi con l’UE continuino a 

ricoprire un ruolo centrale e strategico nell’ambito della cooperazione e della mobilita’ internazionali. 

 

 

Cordiali saluti, 

 

___________________________ 

Carmen Faso  

Co-Presidente actionuni 



Berner Fachhochschule 
Rektorat 

Falkenplatz 24 
3012 Bern 

simon.stalder@bfh.ch 
www.bfh.ch 

Herr Bundesrat 
Guy Parmelin 
Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung WBF 

Per eMail an 
jerome.huegli@sbfi.ch und gaetan.lagger@sbfi.admin.ch 

20. Mai 2019

Bundesgesetz zur Internationalen Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung: Stel-
lungnahme der Berner Fachhochschule zur Vernehmlassung  

Sehr geehrter Herr Bundesrat, 

Die Berner Fachhochschule (BFH) dankt für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Ent-
wurf des total revidierten Bundesgesetzes vom 8. Oktober 1999 über die internationale 
Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung.  

In den Grundzügen unterstützen wir die Stellungnahme von swissuniversities, möchten 
aber den folgenden Punkt explizit anfügen:  

Die Beteiligung an internationalen Bildungsprogrammen und die Umsetzung eigener För-
derprogramme der Schweiz werden im Gesetzesentwurf als zwei gleichberechtigte Bei-
tragsarten aufgeführt und im erläuternden Bericht explizit als gleichwertig bezeichnet. 
Rein juristisch betrachtet macht diese Gleichwertigkeit Sinn und ermöglicht eine flexible 
Reaktion auf unvorhersehbare politische Veränderungen der Rahmenbedingungen (z.B. 
Brexit). Aus strategischer Perspektive ist die Teilnahme an den Bildungsprogrammen der 
EU jedoch höher zu gewichten und eine Vollassoziierung zwingend anzustreben.  

Die im erläuternden Bericht hervorgehobene hohe Beteiligung am aussereuropäischen Pro-
jektcall (Pilot internationale Förderprogramme) ist erfreulich, lässt aber in keiner Weise die 
Schlussfolgerung zu, schweizerische Hochschulen würden dieses und andere schweizeri-
sche Förderinstrumente der Vollassoziierung an das EU-Bildungsprogramm vorziehen.  

Die BFH sieht sich gleichzeitig zu ihrer regionalen Verankerung als Hochschule des euro-
päischen Bildungs- und Forschungsraumes. Es muss wieder möglich sein, gleichberechtigt 
in Kooperationsprojekten und Gremien zur Gestaltung und Weiterentwicklung des europäi-
schen Bildungs- und Forschungsraums mitarbeiten zu können (beispielsweise Digital Eu-
rope oder Erasmus Without Paper). 

Herzlichen Dank,  
Freundliche Grüsse 

Berner Fachhochschule 
sig. Prof. Dr. Herbert Binggeli 
Rektor 
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Eidgenössisches Departement für      20. Mai 2019 

Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 

Jérôme Hügli 

3001  Bern 

 

 

Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und  

Mobilität in der Bildung 
 

 

Sehr geehrter Herr Hügli 

 

Gerne nimmt der BCH, Berufsbildung Schweiz, die Möglichkeit wahr, um zum revidierten Bundesgesetz 

über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung Stellung zu nehmen. Für die 

Berufsbildung, die stets auch mit dem ausländischen Arbeitsmarkt in Verbindung steht, ist es wichtig und 

notwendig, dass die internationale Zusammenarbeit und Mobilität durch ein klares und zielführendes 

Gesetz geregelt wird. Das vorliegende Gesetz  erfüllt aus unserer Sicht diese Erwartungen vollumfänglich 

und wir können die Einführung vorbehaltlos unterstützen. 

 

Besonders betonen möchten wir Artikel 4, Absatz b, weil die internationale Zusammenarbeit der 

Verbände in der Entwicklung und Ausgestaltung der Berufsausbildungen dringend gefördert werden 

sollte. Eine Zusammenarbeit fördert die Qualität der Ausbildung und erleichtert auch die gegenseitige 

Anerkennung der Berufe. In diesem Bereiche ist das Potential noch lange nicht ausgeschöpft und das 

Gesetz kann diese Entwicklung erleichtern. 

 

Wir hoffen, dass die Umsetzung des vorliegenden Gesetzes die vielfältigen Möglichkeiten der 

internationalen Zusammenarbeit in voller Breite und ohne enge Auslegung unterstützen wird. 

 
Freundliche Grüsse 

 
Christoph Thomann 
 
 
Dr. Christoph Thomann 
Präsident BCH 
Berufsbildung Schweiz 
 
Haltenstrasse 142 
8706 Meilen 
0041 79 659 26 73 
cthomann@bch-fps.ch 
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Bern, den 24. Mai 2019  

 

 

Stellungnahme der Bildungskoalition NGO zum Bundesgesetz über die 

internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrte Herren Lagger und Hügli 

Die Bildungskoalition NGO bedankt sich für die Möglichkeit, im Rahmen des Vernehmlassungs-

verfahrens zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der 

Bildung Stellung zu nehmen.  

 

Einleitung  

Die Bildungskoalition NGO ist ein Zusammenschluss von über 30 grossen nationalen Nicht-

Regierungsorganisationen aus den Bereichen Jugend, Umwelt, Gesundheit, Entwicklung und 

Menschenrechte. Sie will den Anliegen von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen in der 

Bildungspolitik Gehör verschaffen und dabei die Bildung für eine nachhaltige Entwicklung in der 

Bildungslandschaft verankern. 

Um jungen Menschen in der Schweiz einen gleichberechtigten Zugang zu qualitativ hochwertiger 

Bildung zu geben, spricht sich die Bildungskoalition NGO grundsätzlich für die 

Wiederassoziierung der Schweiz an das Erasmus-Programm aus, auch im Sinne des Zieles 4, der 

Agenda 2030: «Inklusive, gleichberechtigte und hochwertige Bildung gewährleisten und 

Möglichkeiten lebenslangen Lernens für alle fördern», zu dessen Erreichung sich die Schweiz 

verpflichtet hat. 

Wir betrachten Mobilität in der Bildung nicht nur als gewinnbringend für die Berufschancen der 

teilnehmenden Menschen sondern insbesondere auch für die Stärkung der persönlichen und 



 

interkulturellen Kompetenzen, welche – im Sinne der politischen Bildung – für aktive, 

verantwortungsvolle StaatsbürgerInnen von grösster Bedeutung sind. Insbesondere ermöglicht 

Mobilität eine nachhaltige Entwicklung, namentlich durch die Förderung von Weltbürgerschaft 

(global citizenship), der Wertschätzung kultureller Vielfalt, der Menschenrechte sowie einer Kultur 

des Friedens und der Gewaltlosigkeit. 

Es profitieren keineswegs nur die teilnehmenden Menschen, sondern die Schweiz als Ganze: Sie 

gewinnt an Attraktivität in den wirtschaftlich bedeutsamen Bereichen Bildung, Forschung und 

Innovation. Darüber hinaus ist es für die Schweiz höchst relevant, sich mit ihren spezifischen 

Lösungen der politischen Partizipation, direkten Demokratie und der Stärke ihrer Vereins- und 

Verbandslandschaft international zu positionieren. Aufgrund dieser Überzeugung vertreten wir 

den Standpunkt, dass die Schweiz die notwendigen Investitionen, wieder vollwertige Partnerin in 

den Erasmus-Programmen zu werden, dringend vornehmen muss und keine risikoreichen, 

schmaleren Sonderlösungen verfolgen darf. Der gegenwärtig begangene Sonderweg riskiert nicht 

nur die Aufgabe langjähriger Partnerschaften, sondern benachteiligt auch den Austausch 

ausserhalb des Hochschulbereiches sowie in besonderem Masse Kooperationsprojekte gegenüber 

individuellem Austausch.  

Allgemeine Würdigung 

Die Bildungskoalition begrüsst es grundsätzlich, dass Zwecks Weiterführung der internationalen 

Mobilität gesetzliche Lücken geschlossen werden. Die sogenannte Schweizer Lösung ist 

gegenwertig Realität und darf nicht durch fehlende Grundlagen gefährdet werden. Denn sie 

könnte die Abschaffung von Fördermöglichkeiten in der Mobilität im Bildungs- und Jugendbereich 

zur Folge haben.  

Der Erläuternde Bericht erwähnt explizit, dass durch den Gesetzesentwurf nicht den Entscheiden 

über die Förderpolitik der kommenden Jahre vorgegriffen werden soll. Genau das ist der Natur 

des Gesetzes jedoch inhärent: Die dauerhafte Möglichkeit eines autonomen Schweizer Weges 

wird neu geschaffen. Während hierfür möglicherweise akut Sachzwänge bestehen, möchte die 

Bildungskoalition darauf hinweisen, dass aufgrund obiger inhaltlicher Argumentation eine 

vollwertige Zusammenarbeit im Rahmen von Erasmus unbedingt anzustreben ist. Im Sinne dieses 

Vorhabens besteht nach wie vor der politische Auftrag gemäss der angenommenen Motion 

17.3630 Vollassoziierung an Erasmus plus ab 2021, welche die Wiederaufnahme von 

Verhandlungen mit der EU zwecks der Vollassoziierung verlangt. Dieser Auftrag wurde unter 

Verweis auf die Umstände breiterer laufender Verhandlungen mit der EU und dem EU-internen 

Verhandlungsstand zu Erasmus bisher nicht umgesetzt. Dennoch besteht dieser politische Auftrag 

nach wie vor: Der vorgelegte Gesetzesentwurf darf nicht als weiteres Vehikel dienen, diese 

Verhandlungen unter vorgeschobenen Gründen zu verschieben oder zu verhindern. Darum ist es 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173630


 

prioritär, dass das Gesetz keine neuen Schwerpunkte vorsieht, welche den Zielsetzungen und 

Strukturen der EU Programme widersprechen und somit die Zusammenarbeit erschweren oder 

verunmöglichen.  

Die Bildungskoalition NGO möchte ergänzend anmerken, dass sie im Falle, dass eine 

Vollassoziierung nicht erreicht werden kann, die Weiterführung eines möglichst starken Schweizer 

Programmes unterstützt und mit einem ausreichenden finanziellen und programmatischen 

Spielraum ausgestatteten Mobilitätsprogramm Schadensminderung betreiben will: Diese ist für 

den Erhalt und die Entwicklung der Schweizer Bildungslandschaft sowie für die Erreichung des 

Zieles 4 der Agenda 2030 von vitaler Bedeutung. 

Titel: Inklusion des Begriffes der Jugend  

Laut dem Erläuternden Bericht verlangen es sowohl eine Modernisierung der Begrifflichkeiten, wie 

auch die Struktur der Schweizer Bildungspolitik, dass die Begriffe «Berufsbildung» und «Jugend» 

aus dem Titel gestrichen werden. Diesem Schluss kann die Bildungskoalition nicht beipflichten.  

Auch wenn wenigstens Art. 2 Abs. 2 die ausserschulische Jugendarbeit als Teil der Bildung 

anerkennt, ist die Verortung der Jugendarbeit im Bildungsbereich gerade in der Schweiz schwach 

und die non-formale und informale Bildung erfahren wenig Validierung aus dem formalen 

Bildungsbereich: 

Während die Berufsbildung wie die allgemeinen Bildungsangebote in den Zuständigkeitsbereich 

des SBFI fällt, wird die ausserschulische Jugendarbeit um BSV angesiedelt und somit ein 

struktureller Sonderfall. Folglich öffnet die Streichung der Jugend aus dem Titel Möglichkeiten zur 

Vergabe von Fördermitteln anhand eines engen Bildungsbegriffes, welche die Unterstützung von 

non-formalen und informalen Bildungsmassnahmen verhindern oder verringern könnte und die 

ausserschulische Jugendarbeit dadurch fundamental gefährdet. Bereits heute fällt in der Schweizer 

Lösung die in der EU bestehende 10-Prozent-Quote für die Finanzierung im Jugendbereich weg, 

weswegen eine weitere Schmälerung der Unterstützungsmöglichkeiten für die ohnehin chronisch 

unterfinanzierte Jugendarbeit unbedingt vermieden werden muss. In diesem Sinne ersucht die 

Bildungskoalition NGO, die Folgen der Streichung des Jugendbegriffes aus dem 

Gesetzesentwurfes erneut gründlich zu prüfen und die kohärente explizite Erwähnung im 

gesamten Gesetz in Betracht zu ziehen.  

Während die Berufsbildung in der Schweiz klar dem Bildungsbereich zuzurechnen ist, ist 

anzumerken, dass auch diese in der Schweizer Lösung bisher keineswegs ihrer Bedeutung gemäss 

prioritär behandelt wurde. Da gerade die Berufsbildung eine ausgewiesene Stärke der Schweiz 



 

ist, bitte wir Sie darum, auch hier zu prüfen, ob die Streichung einer expliziten Erwähnung im Titel 

nicht einer Vernachlässigung dieser Priorität gleichkommt.  

Art. 3 Bst. b: Breiter Kooperationsbegriff und Stärkung der 

Kooperationsaktivitäten 

Die Bildungskoalition NGO begrüsst es ausdrücklich, dass die Kooperationsaktivitäten im Art. 3 

Bst. b Einzug in das Gesetz erhielten. Nachdem solche jahrelang nur noch eingeschränkt möglich 

waren, zählt die Bildungskoalition NGO nun auf eine zügige Verbesserung der Situation. Hier ist 

insbesondere darauf zu achten, dass solche Kooperationsprojekte auch kleineren Entitäten offen 

stehen und auch deren Zielsetzungen unterstützt werden können.  

Im vollen Bewusstsein dafür, dass diese Regelungen auf Verordnungsebene getroffen werden, 

möchten wir im Hinblick auf deren Ausarbeitung darauf hinweisen, dass es im Falle einer 

Weiterführung einer Schweizer Lösung für alle betroffenen Bereiche von grosser Wichtigkeit ist, 

dass Kooperationsprojekte nicht nur im Rahmen der Finanzierung von Reise- , Unterkunfts- und 

Verpflegungskosten unterstützt werden. Darüber hinaus sollte, wie in den Schlüsselaktionen 3 von 

Erasmus+, auch beispielsweise die Erarbeitung relevanter Inhalte sowie deren Verbreitung 

förderfähig sein müssen, also auch Kosten für Arbeitsleistung und Sachaufwand verrechnet 

werden können. Nur so ist es möglich, eine nachhaltige Zusammenarbeit zu gewährleisten, 

welche über die physische Präsenz vor Ort hinausgeht. Des Weiteren ist es wichtig, dass 

multilaterale Projekte nicht weiterhin dazu gezwungen wären, sämtliche Treffen in der Schweiz 

abzuhalten, um förderfähig zu sein, was einen gleichberechtigen Austausch erschwert. 

Art. 4 Bst. d und e: Keine Schwerpunktsetzung zur Eliteförderung 

Der Erläuternde Bericht argumentiert einerseits, dass gegenwärtig begrenzt auf drei europäische 

Institutionen Stipendien vergeben werden und dies für weitere herausragende Institutionen 

ermöglicht werden müsste; und erwähnt andererseits mehrfach die Notwendigkeit einer 

verstärkten Exzellenzförderung. Diese Schwerpunktsetzung auf die Elitenförderung wird mit Art. 4 

Bst. d und e nun auf Gesetzesniveau gehoben, was für die Bildungskoalition NGO nicht 

nachvollziehbar ist. Wir schlagen daher die Streichung der beiden Buchstaben vor. 

Dies lässt sich sowohl inhaltlich als auch strukturell begründen. 

Mobilität und internationale Zusammenarbeit sind relevant für die Gesamtgesellschaft und deren 

Kohäsion. Eine solche Wirkung ist einzig möglich, wenn der Schwerpunkt der Förderung eine für 

alle zugängliche Mobilität ist und diese sich nicht auf die weitere Unterstützung von ohnehin schon 

privilegierten Institutionen und Individuen konzentriert. Die europäischen Förderprogramme haben 

deshalb für die neue Programmperiode ab 2021 grosse Anstrengungen unternommen, Mobilität 



 

inklusiver zu machen, um diese gewinnbringende Erfahrung auch jenen zu ermöglichen, welche 

grössere Mobilitätshindernisse antreffen. Dass die Schweiz einen diametral entgegengesetzten Weg 

gehen möchte, gefährdet nicht nur die Chancengleichheit in der Bildung und Jugendförderung, 

sondern erschwert auch erneut eine mögliche Wiedereingliederung in europäische 

Fördermechanismen, von deren Funktionsweise man sich durch priorisierte Exzellenzförderung 

mittelfristig immer weiter distanzieren würde. Diese Mechanismen sprechen den Zielen der 

Bildungskoalition NGO wider, welche eine Bildungspolitik der Inklusion und der Gleichberechtigung 

anstrebt, im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung zur Erreichung der Agenda 2030. 

Strukturell erscheint es uns problemlos möglich, im Rahmen von Art. 4 Abs. 1 Bst. c auch 

Massnahmen wie die Entsendung von StipendiatInnen an einzelne Institutionen zu inkludieren. Es 

ist für die Bildungskoalition NGO nicht schlüssig, weshalb für einen solch marginalen 

Programmbestandteil eine eigene gesetzliche Grundlage geschaffen werden soll, falls es sich 

hierbei nicht wie vermutet um den Versuch eines massiven Ausbaus der Eliteförderung handelt.  

Wir danken Ihnen für die wohlwollende Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen für Fragen 

jederzeit gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüssen, 

 

 

Die Bildungskoalition NGO 
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Amnesty International | Arbeitskreis Tourismus und Entwicklung | BirdLife Schweiz | Dachverband Offene 

Kinder- und Jugendarbeit Schweiz DOJ | Greenpeace | Helvetas Swiss Intercooperation | Incomindios 
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Schweiz | Pro Juventute | Pro Natura | Public Health Schweiz | Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der 

Jugendverbände SAJV | Schweizerische Flu ̈chtlingshilfe SFH | Schweizerische Herzstiftung | Schweizer 

Verband Studentischer Organisationen für Nachhaltigkeit VSN | Stiftung Kinderdorf Pestalozzi | Union 

der Schülerorganisationen der Schweiz und des Fürstentums Liechtenstein USO | Verband der Schweizer 

Studierendenschaften VSS | WWF Schweiz 
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http://www.bildungskoalition.ch/
mailto:info@bildungskoalition.ch


FH SCHWEIZ 
Konradstrasse 6 
Direkt beim HB/Sihlquai 
8005 Zürich 
Tel. +41 43 244 74 55 
mailbox@fhschweiz.ch 
 
www.fhschweiz.ch 
www.fhnews.ch 
www.fhjobs.ch 
www.fhmaster.ch 
www.fhlohn.ch 
www.fhprofil.ch 
www.titelumwandlung.ch 
www.steigeinsteigauf.ch 
www.stiftungfhschweiz.ch 

FH SCHWEIZ 
Dachverband Absolventinnen und 
Absolventen Fachhochschulen 
 

FH SUISSE 
Association faîtière des diplômés 
des Hautes Écoles Spécialisées 
  

FH SVIZZERA 
Associazione dei diplomati delle 
Scuole Universitarie Professionali 
  

FH SWITZERLAND 
Association of Graduates of 
Universities of Applied Sciences 

 

 

 
 
 
 
 
 
Eidgenössisches Departement für  
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
jerome.huegli@sbfi.admin.ch 
gaetan.lagger@sbfi.admin.ch   
 
 
 
 
Zürich, 22. Mai 2019 
 
 
 
Stellungnahme von FH SCHWEIZ zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit 
und Mobilität in der Bildung 
 
 
Sehr geehrter Herr Hügli, Sehr geehrter Herr Lagger 
 
Wir nehmen gerne Stellung im Vernehmlassungsverfahren zum Bundesgesetz über die internationale 
Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. 
 
FH SCHWEIZ ist die Dachorganisation der regionalen Organisationen der Absolventinnen und Absol-
venten von Fachhochschulen. FH SCHWEIZ zählt über 48 000 Mitglieder und vertritt die Interessen 
sämtlicher Absolventinnen und Absolventen der Fachhochschulfachbereiche Technik und Informati-
onstechnologie, Architektur, Bau- und Planungswesen, Chemie und Life Sciences, Land- und Forst-
wirtschaft, Wirtschaft und Dienstleistungen, Angewandte Psychologie, Angewandte Linguistik, Ge-
sundheit, Soziale Arbeit, Sport sowie Künste und Design. 
 
Als Dachverband aller Absolventinnen und Absolventen von Fachhochschulen begrüssen wir grund-
sätzlich alle Massnahmen, welche dazu beitragen, dass beispielsweise Schweizer Fachhochschulstu-
dierende während ihrer Ausbildung von einem Auslandaufenthalt profitieren dürfen.  
 
Wir erachten es als positiv, dass mit der Totalrevision und damit dem neuen Gesetz eine grössere 
Planungssicherheit entsteht. Die Abhängigkeit von der Beteiligung an den EU-Bildungsprogrammen 
verschwindet. Zudem wird der bereits heute praktizierte Ansatz von eigenen Schweizer Förderpro-
grammen als Alternative gleichwertig verankert. Im Zusammenhang mit den internationalen Unsicher-
heiten (Bsp. Brexit) ist eine gleichwertige gesetzliche Verankerung der Schweizer Lösung sinnvoll.  
 
Es ist wichtig, dass die Förderprogramme gut zugänglich und verständlich sind. Zudem muss die im 
Gesetz erwähnte Movetia, die Schweizerische Stiftung für die Förderung von Austausch und Mobilität, 
effizient arbeiten. Insbesondere die Qualität der Schweizer Alternative muss mindestens gleich hoch 
sein wie jene von Erasmus+ und das Bestreben, sich an Erasmus+ zu beteiligen, ist beizubehalten. 
 
Herzlichen Dank für die Kenntnisnahme. 
 
Freundliche Grüsse 

  
Christian Wasserfallen  Claudia Heinrich 
Präsident FH SCHWEIZ  Leiterin Public Affairs FH SCHWEIZ 

http://www.fhschweiz.ch/
mailto:jerome.huegli@sbfi.admin.ch
mailto:gaetan.lagger@sbfi.admin.ch
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Bern, den 24. Mai 2019  
 
 
Stellungnahme von Intermundo – Dachverband zur Förderung von 
Jugendaustausch zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und 
Mobilität in der Bildung 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 
Sehr geehrte Herren Lagger und Hügli 

Gerne nehmen wir am Vernehmlassungsverfahren zum Bundesgesetz über die 
internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung teil und überreichen hiermit 
unsere Stellungnahme. 

 

Intermundo ist der Schweizerische Dachverband zur Förderung von Jugendaustausch. 
Als Dachverband vertreten wir die wichtigsten Austauschorganisationen im 
nichtkommerziellen Bereich und fördern durch Vernetzung, Qualitätssicherung und 
Innovationen den Jugendaustausch in der Schweiz. Dabei sieht Intermundo den 
Jugendaustausch nicht nur als wichtigen Teil der persönlichen Entwicklung an, sondern 
als Teil der Bildung. Wir betrachten Mobilität in der Bildung nicht nur als gewinnbringend 
für die Berufschancen der teilnehmenden Menschen sondern insbesondere auch für die 
Stärkung der persönlichen und interkulturellen Kompetenzen, welche – im Sinne der 
politischen Bildung – für aktive, verantwortungsvolle StaatsbürgerInnen von grösster 
Bedeutung sind und einen völkerverbindenden, friendensstiftenden Charakter aufweisen. 



 

 

 

 

 

 

 

Jugendaustausch wird darüber hinaus immer in seiner reziproken Form beurteilt und 
gefördert, dass sowohl Jugendliche aus der Schweiz ins Ausland als auch aus dem 
Ausland in die Schweiz austauschen können. 

Vom Jugendaustausch profitieren nicht nur die an einem Programm direkt teilnehmenden, 
sondern auch Schulklassen, die einen ausländischen Austauschschüler in der Klasse 
haben oder das Quartier, die Peergroup, die von den Erfahrungen und Begegnungen mit 
der Mobilität Jugendlicher indirekt der Diskussion um Weltbilder, Werteverständnis usw. 
begegnet. 

 Darüber hinaus ist es für die Schweiz höchst relevant, sich mit ihren spezifischen 
Lösungen der politischen Partizipation, direkten Demokratie und der Stärke ihrer Vereins- 
und Verbandslandschaft international zu positionieren. Aufgrund dieser Überzeugung 
vertreten wir den Standpunkt, dass die Schweiz die notwendigen Investitionen, wieder 
vollwertige Partnerin in den Erasmus-Programmen zu werden, dringend vornehmen muss 
und keine risikoreichen, schmaleren Sonderlösungen verfolgen darf. Der gegenwärtig 
begangene Sonderweg riskiert nicht nur die Aufgabe langjähriger Partnerschaften, 
sondern benachteiligt auch den Austausch ausserhalb des Hochschulbereiches sowie in 
besonderem Masse Kooperationsprojekte gegenüber individuellem Austausch. 

Intermundo und seine Mitgliedorganisationen begrüssen die Totalrevision des 
Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. 
Durch die Klärung der Begrifflichkeiten, wirkt das Bundesgesetz verständlicher. Die 
Überarbeitung der Gesetzesgrundlage behebt Redundanzen und stärkt die Förderpolitik 
des Bundes indem die bestehenden Förderinstrumente flexibler und kohärenter 
ausgestaltet werden. Damit zeigt der Bundesrat sein Interesse für die Fortsetzung und 
Förderung der Beteiligung der Schweiz an den europäischen Bildungsprogrammen und 
unterstützt bestehende gut bewährte Programme im Bereich der Mobilität in allen 
Bildungsbereichen. 

Unsere Mitgliedorganisationen tragen mit zahlreichen und verschiedenen Formen von 
interkulturellen Austauschprojekten zur qualitativen Bildung und Kompetenzentwicklung 
bei und fördert auf diese Weise die Anschlussfähigkeit der Jugendlichen an den EU-
Bildungsraum und damit auch ihre Wettbewerbsfähigkeit (vgl. Zweck der internationalen 
Zusammenarbeit). 

Obwohl der erläuternde Bericht erwähnt, dass dem Entscheid über die Förderpolitik nicht 
vorgegriffen werden soll  versucht der Gesetzesentwurf mit der dauerhaften Möglichkeit 
eines autonomen Schwizer Weges, dies zu tun. Intermund plädiert deutlich dafür, dass 
eine vollwertige Zusammenarbeit im Rahmen von Erasmus unbedingt anzustreben ist. Im 
Sinne dieses Vorhabens besteht nach wie vor der politische Auftrag gemäss der 



 

 

 

 

 

 

 

angenommenen Motion 17.3630 Vollassoziierung an Erasmus plus ab 2021, welche die 
Wiederaufnahme von Verhandlungen mit der EU zwecks der Vollassoziierung verlangt.  

Dass die Handlungsoptionen des Bundes nicht starr an die Beteiligung an externen Akteuren 
gebunden sein sollen, ist nachvollziehbar. Intermundo betont jedoch, dass diese rechtliche 
Änderung nicht zukünftige Assoziierungen an EU-Bildungsprogrammen gefährden soll (wie etwa 
den Europäische Solidaritätskorps, die neue Initiative der Europäischen Union, die den in der 
Schweiz bewährten europäische Freiwilligendienst EVS abgelöst hat).  

Wir sprechen uns daher dagegen aus, dass das Gesetz neuen Schwerpunkte vorsieht, 
welche den Zielsetzungen und Strukturen der EU Programme widersprechen und somit 
die Zusammenarbeit erschweren oder verunmöglichen. 

Zusätzlich schlägt Intermundo vor, dass die mögliche Teilassoziierung, wie sie im erläuternden 
Bericht beschrieben wird, in der angepassten Rechtsgrundlage explizit im Art.4, bst. b 
ausformuliert wird. 

Sollte die anzustrebende Vollassozierung nicht erreicht werden können, ist es auch für 
Intermundo von grösster Wichtigkeit, dass die Weiterführung eines möglichst starken 
Schweizer Programmes unterstützt und mit einem ausreichenden finanziellen und 
programmatischen Spielraum ausgestatteten Mobilitätsprogramm Schadensminderung 
betrieben wird. 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Zweck der internationalen Zusammenarbeit 
Die internationale Zusammenarbeit in der Bildung soll dazu beitragen, dass: 
b. die Institutionen und Organisationen im Bildungsbereich in ihren Aktivitäten 
weiterentwickelt und stärker vernetzt werden; 

Mit Institutionen und Organisationen sollen auch NPO bzw. NGO 
eingeschlossen sein. Die Jahrzehnte an Erfahrungen und Engagement vieler 
Schweizer NPO in ihrer Austauschtätigkeit mit dem EU-Raum bilden für die 
Schweiz wichtige Ressourcen und sind förderungswürdig für nachhaltige 
Entwicklung im Bildungsbereich.  

Art. 2 Begriff und Geltungsbereich 
2 Dieses Gesetz gilt für die obligatorische Schule, die berufliche Grundbildung, die 
allgemeinbildenden Schulen auf der Sekundarstufe II, die höhere Berufsbildung, die 
Hochschulen, die Weiterbildung und die ausserschulische Jugendarbeit. 



 

 

 

 

 

 

 

Mit ausserschulischer Jugendarbeit sollen alle Formen ausserschulische 
Aktivitäten auch den Bereich frühe Kindheit und Jugend +24 umfassen. Die 
Förderung der Jugend gilt seit langem als Prävention und unterstützt die 
Integrationsfähigkeit einer für die Zukunft prägenden Generation (vgl. 
Kommunikation vom 13.2.2019 von SBFI). 

Art. 3 Förderbereiche 
Der Bund kann, unter Vorbehalt der von den zuständigen Organen des Bundes gefällten 
Entscheide zu Budget und Finanzplan, die internationale Zusammenarbeit in folgenden 
Bereichen fördern: 
b. internationale Kooperationsaktivitäten von Institutionen und Organisationen im 
Bildungsbereich mit dem Ziel, die Bildungsangebote zu entwickeln, die Vernetzung und 
den Erfahrungsaustausch zu unterstützen, einen qualifizierten und wettbewerbsfähigen 
Nachwuchs zu fördern sowie die Anerkennung und die Attraktivität des Schweizer 
Bildungssystems über die Landesgrenzen hinaus zu steigern. 

Uns ist die Sicherstellung wichtig, dass die Begriffe "Institutionen" oder 
"Organisationen im Bereich der Ausbildung" nicht zu eng gefasst sind. 
Organisationen, die im ausserschulischen Bereich jahrelange 
Bildungserfahrung (formal, non-formal/ausserschulisch) mit Kindern und 
Jugendlichen haben, sollen mitberücksichtigt werden (vgl. hierzu auch 
Rückmeldung zu 1. Abs., Art. 1b). 

 

Wir danken Ihnen für die wohlwollende Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen für 
Fragen jederzeit gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

 

 

Guido Frey 
Intermundo 
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Staatssekretariat für Bildung, Forschung 

und Innovation SBFI 

Einsteinstrasse 2 

3003 Bern 

 

 

Winterthur, 23. Mai 2019 

 

Stellungnahme zur Vernehmlassung “Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und 

Mobilität in der Bildung” (BIZMB) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken für die Einladung zur Stellungnahme und nehmen gerne zum Entwurf „Bundesgesetz über 

die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung” (BIZMB) Stellung.  

Der ODEC, Schweizerischer Verband der dipl. HF, ist der Dachverband aller Diplomierten HF mit 19 

Verbänden und vereint über 11‘000 Mitglieder. Der Verband ODEC ist der grösste Repräsentant der 

Absolventinnen und Absolventen Höherer Fachschulen, welcher alle Bereiche und Fachrichtungen 

vertritt.  

Wir begrüssen es, dass das Gesetz fast die gesamte Bildungslandschaft der Schweiz miteinbezieht.  

 

Art. 2 Begriffe und Geltungsbereich 

Abs. 2. Hier besteht eine Vermischung von Typen der Institute und der Bildung. 

Im vorangegangenen Absatz 1 wird definiert, dass es sich um Institutionen oder Organisationen 

handelt.  

Der Abs. 2 könnte wie folgt geändert werden: Dieses Gesetz gilt für Anbieter von obligatorischer 

Schulbildung, beruflicher Grundbildung, Allgemeinbildung auf Sekundarstufe II, höherer Berufsbildung, 

Hochschulbildung, Weiterbildung und ausserschulischer Jugendarbeit. 

So werden alle auf die Stufe des Typs der Bildung gestellt. 
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Art. 4 Beitragsarten 

Abs. 2. Es ist aus unserer Sicht fehl am Platz, die finanzielle Unterstützung einer einzelnen Institution 

namentlich in einem Gesetz zu verankern. Alle Institutionen und Organisationen sollen in diesem 

Gesetz gleich behandelt werden. Kein Blankoschein für eine einzelne Institution. Dieser Absatz soll 

gestrichen werden.  

 

Art. 5 Beitragsvoraussetzung 

Abs. 2. Den Textentwurf im Gesetz unterstützen wir. Jedoch beschränkt man sich im erläuternden 

Bericht bei Bildung in der Schweiz auf das Hochschulsystem. In der heutigen Zeit sollte dies 

„Tertiärsystem“ heissen. 

Abs. 3, Lit. b. Wie soll belegt werden, dass nicht durch andere Quellen finanziert werden kann? So wie 

es jetzt formuliert ist, besteht die Möglichkeit das Wort „kann“ immer als Ausschlusskriterium zu 

verwenden.  

 

Für die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir im Voraus bestens. Für weitere Informationen 

stehen wir gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

 

ODEC Schweizerischer Verband der dipl. HF 

 

 

Mirko Ganarin    Urs Gassmann 

Zentralpräsident   Geschäftsführer 
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Bern,	24.	Mai	2019	/	LME	
	
Stellungnahme der Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV) 
zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der 
Bildung 
	
Sehr	geehrter	Herr	Bundesrat	Parmelin	
Sehr	geehrte	Herren	Lagger	und	Hügli	

Die	Schweizerische	Arbeitsgemeinschaft	der	Jugendverbände	(SAJV)	bedankt	sich	für	die	Einladung,	im	Rahmen	
des	Vernehmlassungsverfahrens	zum	Bundesgesetz	über	die	internationale	Zusammenarbeit	und	Mobilität	in	der	
Bildung	Stellung	zu	nehmen.		

Einleitung		

Die	 SAJV	 als	 Dachorganisation	 von	 rund	 55	 Jugendorganisationen	 und	 als	 Sprachrohr	 der	 Jugend	 setzt	 sich	
gemeinsam	 mit	 ihren	 Mitgliedsorganisationen	 für	 Chancengerechtigkeit,	 Teilnahme	 und	 Unabhängigkeit	 von	
Kindern	und	Jugendlichen	in	allen	Lebensbereichen	ein.	Ein	prioritäres	Anliegen	ist	der	SAJV	die	gesellschaftliche	
Teilhaben	von	Kindern	und	Jugendlichen	und	damit	die	Stärkung	der	Zivilgesellschaft.	Wir	engagieren	uns	für	die	
Stärkung	 der	 Freiwilligenarbeit	 und	 für	 die	 Schaffung	 adäquater	 Partizipationsmöglichkeiten	 für	 verschiedene	
Alters-	und	Bedarfsgruppen	junger	Menschen.		

Im	Rahmen	dieser	Schwerpunktsetzung	setzt	sich	die	SAJV	seit	mehreren	Jahren	stark	für	die	Wiederassoziierung	
der	Schweiz	an	das	Erasmus-Programm	ein,	um	der	Schweizer	 Jugend	gleichberechtigten	Zugang	 zur	Mobilität	
zur	 ermöglichen.	 Wir	 betrachten	 Mobilität	 nicht	 nur	 als	 gewinnbringend	 für	 die	 Berufschancen	 der	
teilnehmenden	 Individuen,	 sondern	 insbesondere	 auch	 für	 die	 Stärkung	 der	 persönlichen	 und	 interkulturellen	
Kompetenzen,	 welche	 für	 aktive,	 verantwortungsvolle	 Staatsbürgerinnen	 von	 grösster	 Bedeutung	 sind.	 Es	
profitieren	keineswegs	nur	die	teilnehmenden	Individuen,	sondern	auch	die	Schweiz	als	Ganze	–	diese	gewinnt	
an	Attraktivität	in	den	wirtschaftlich	bedeutsamen	Bereichen	Bildung,	Forschung	und	Innovation.	Darüber	hinaus	
ist	es	für	die	Schweiz	höchst	relevant,	sich	mit	ihren	spezifischen	Lösungen	der	politischen	Partizipation,	direkten	
Demokratie	und	der	Stärke	 ihrer	Vereins-	und	Verbandslandschaft	 international	positionieren.	Aufgrund	dieser	



	

	

	
	
	

Überzeugung	vertreten	wir	den	Standpunkt,	dass	die	Schweiz	die	notwendigen	Investitionen,	wieder	vollwertige	
Partnerin	 in	 den	 Erasmus-Programmen	 zu	 werden,	 dringend	 vornehmen	 muss	 und	 keine	 risikoreichen,	
schmaleren	 Sonderlösungen	 verfolgen	 darf.	 Der	 gegenwärtig	 begangene	 Sonderweg	 riskiert	 nicht	 nur	 die	
Aufgabe	 langjähriger	 Partnerschaften,	 sondern	 benachteiligt	 auch	 den	 Austausch	 ausserhalb	 des	
Hochschulbereiches	 sowie	 in	 besonderem	 Masse	 Kooperationsprojekte	 gegenüber	 individuellem	 Austausch.	
Diese	 Position	 vertrat	 die	 SAJV	 seit	 2014	 nicht	 nur	 in	 ihren	 Aktivitäten	 zugunsten	 einer	 schnellstmöglichen	
Vollassoziierung	im	Rahmen	einer	Petition,	sondern	auch	bei	zahlreichen	Kommissionsanhörungen	zum	Thema.		

Allgemeine	Würdigung	

Die	SAJV	begrüsst	es	grundsätzlich,	dass	zwecks	der	Weiterführung	internationaler	Mobilität	gesetzliche	Lücken	
geschlossen	werden.	Die	 sogenannte	Schweizer	 Lösung	 ist	 gegenwertig	Realität	 und	darf	 nicht	durch	 fehlende	
Grundlagen	 gefährdet	werden,	was	 in	 der	Abschaffung	 von	 Fördermöglichkeiten	 in	 der	Mobilität	 im	Bildungs-	
und	Jugendbereich	gipfeln	könnte.		

Der	 Erläuternde	 Bericht	 erwähnt	 explizit,	 dass	 durch	 den	 Gesetzesentwurf	 nicht	 den	 Entscheiden	 über	 die	
Förderpolitik	der	kommenden	Jahren	vorgegriffen	werden	soll,	was	aber	leider	der	Natur	des	Gesetzes	inhärent	
ist:	 Die	 dauerhafte	 Möglichkeit	 eines	 autonomen	 Schweizer	 Weges	 wird	 neu	 geschaffen.	 Während	 hierfür	
möglicherweise	 akut	 Sachzwänge	bestehen,	möchten	die	 SAJV	 erneut	 darauf	 hinweisen,	 dass	 aufgrund	obiger	
inhaltlicher	 Argumentation	 eine	 vollwertige	 Zusammenarbeit	 im	 Rahmen	 von	 Erasmus	 unbedingt	 anzustreben	
ist.	Im	Sinne	dieses	Vorhabens	besteht	nach	wie	vor	der	politische	Auftrag	gemäss	der	angenommenen	Motion	
17.3630	Vollassoziierung	an	Erasmus	plus	ab	2021,	welche	die	Wiederaufnahme	von	Verhandlungen	mit	der	EU	
zwecks	der	Vollassoziierung	verlangt.	Dieser	Auftrag	wurde	unter	Verweis	auf	die	Umstände	breiterer	laufender	
Verhandlungen	 mit	 der	 EU	 und	 dem	 EU-internen	 Verhandlungsstand	 zu	 Erasmus	 bisher	 nicht	 umgesetzt.	
Nichtsdestotrotz	 darf	 der	 vorgelegte	Gesetzesentwurf	 nicht	 als	weiteres	 Vehikel	 dienen,	 diese	 Verhandlungen	
unter	vorgeschobenen	Gründen	zu	verschieben	oder	zu	verhindern.	Darum	ist	es	prioritär,	dass	das	Gesetz	keine	
neuen	Schwerpunkte	vorsieht,	welche	den	Zielsetzungen	und	Strukturen	der	EU	Programme	widersprechen	und	
somit	die	Zusammenarbeit	erschweren	oder	verunmöglichen.		

Ergänzend	 möchten	 wir	 anmerken,	 dass	 wir	 im	 unglücklichen	 Falle,	 dass	 eine	 Vollassoziierung	 nicht	 erreicht	
werden	 kann,	 die	 Weiterführung	 einer	 möglichst	 starken	 Schweizer	 Lösung	 unterstützen,	 um	 mit	 einem	 mit	
ausreichendem	 finanziellem	 und	 programmatischem	 Spielraum	 ausgestatteten	 Mobilitätsprogramm	
Schadensminderung	 betreiben	 zu	 können:	 Diese	 ist	 für	 den	 Erhalt	 der	 Schweizer	 Bildungslandschaft	 und	
Jugendarbeit	von	vitaler	Bedeutung.	

Titel:	Inklusion	des	Begriffes	der	Jugend		

Laut	 dem	 Erläuternden	 Bericht	 verlangt	 es	 sowohl	 eine	 Modernisierung	 der	 Begrifflichkeiten	 sowie	 auch	 die	
Struktur	 der	 Schweizer	 Bildungspolitik,	 dass	 sowohl	 Berufsbildung	 als	 auch	 Jugend	 aus	 dem	 Titel	 gestrichen	
werden.	Diesem	Schluss	kann	die	SAJV	mindestens	im	Jugendbereich	nicht	beipflichten.	Auch	wenn	wenigstens	
Art.	 2	 Abs.	 2	 des	 Gesetzesentwurfs	 die	 ausserschulische	 Jugendarbeit	 als	 Teil	 der	 Bildung	 anerkennt,	 ist	 die	
Verortung	 der	 Jugendarbeit	 im	 Bildungsbereich	 gerade	 in	 der	 Schweiz	 schwach	 und	 die	 non-formale	 und	
informale	Bildung	erfahren	wenig	Validierung	aus	dem	formalen	Bildungsbereich:	



	

	

	
	
	

Während	die	Berufsbildung	ebenso	wie	die	allgemeinen	Bildungsangebote	in	den	Zuständigkeitsbereich	des	SBFI	
fällt,	wird	die	ausserschulische	Jugendarbeit	 im	BSV	angesiedelt	und	somit	ein	struktureller	Sonderfall.	 Folglich	
öffnet	die	Streichung	der	Jugend	aus	dem	Titel	Möglichkeiten	zur	Vergabe	von	Fördermitteln	anhand	eines	engen	
Bildungsbegriffes,	welche	die	Unterstützung	von	non-formalen	und	informalen	Bildungsmassnahmen	verhindern	
oder	 verringern	 könnte	 und	 die	 ausserschulische	 Jugendarbeit	 dadurch	 fundamental	 gefährdet.	 Bereits	 heute	
fällt	 in	der	Schweizer	Lösung	die	 in	der	EU	bestehende	10%-Quote	für	die	Finanzierung	 im	Jugendbereich	weg,	
weswegen	 eine	 weitere	 Schmälerung	 der	 Unterstützungsmöglichkeiten	 für	 die	 ohnehin	 chronisch	
unterfinanzierte	Jugendarbeit	unbedingt	vermieden	werden	muss.		

In	diesem	Sinne	schlagen	wir	folgende	Änderung	des	vorgeschlagenen	Gesetzestitels	vor:	

Bundesgesetz	über	die	internationale	Zusammenarbeit	und	Mobilität	in	im	Bereich	der	Bildung	und	der	Jugend.	

Diese	Argumentation	gilt	nicht	nur	für	den	Titel,	sondern	auch	für	weitere	Ergänzungsvorschläge	mit	der	gleichen	
Begründung	 zwecks	Kohärenz	 im	ganzen	Gesetz.	 Zur	Übersichtlichkeit	 dieser	 Stellungnahme	erfolgen	diese	 im	
Detail	im	Anhang.		

Während	die	Berufsbildung	in	der	Schweiz	klar	dem	Bildungsbereich	zuzurechnen	ist,	ist	anzumerken,	dass	auch	
diese	in	der	Schweizer	Lösung	bisher	keineswegs	ihrer	Bedeutung	gemäss	prioritär	behandelt	wurde.	Da	gerade	
die	 Berufsbildung	 eine	 ausgewiesene	 Stärke	 der	 Schweiz	 ist,	 bitte	wir	 Sie	 darum,	 auch	 hier	 zu	 prüfen,	 ob	 die	
Streichung	einer	expliziten	Erwähnung	im	Titel	nicht	einer	Vernachlässigung	dieser	Priorität	gleichkommt.		

Art.	3	Bst.	b:	Breiter	Kooperationsbegriff	und	Stärkung	der	Kooperationsaktivitäten	

Die	 SAJV	 begrüsst	 es	 ausdrücklich,	 dass	 die	 Kooperationsaktivitäten	 im	 Art.	 3	 Bst.	 b	 Einzug	 in	 das	 Gesetz	
erhielten.	 Nachdem	 solche	 jahrelang	 nur	 noch	 eingeschränkt	 möglich	 waren,	 zählt	 die	 SAJV	 auf	 eine	 zügige	
Verbesserung	der	Situation.	Hier	ist	die	bereits	oben	vorgeschlagene	Erwähnung	des	Jugendbereiches	besonders	
wichtig,	 um	 abzusichern,	 dass	 solche	 Kooperationsprojekte	 auch	 kleineren	 Entitäten	 offen	 stehen	 und	 auch	
deren	Zielsetzungen	unterstützt	werden	können.		

Im	 vollen	 Bewusstsein,	 dass	 solche	 Regelungen	 auf	 Verordnungsebene	 getroffen	 werden,	 möchten	 wir	 im	
Hinblick	auf	die	Ausarbeitung	ebendieser	darauf	hinweisen,	dass	es	im	Falle	einer	Weiterführung	einer	Schweizer	
Lösung	für	alle	betroffenen	Bereiche	von	grosser	Wichtigkeit	ist,	dass	Kooperationsprojekte	nicht	nur	im	Rahmen	
der	Finanzierung	von	Reise-	 ,	Unterkunfts-	und	Verpflegungskosten	unterstützt	würden.	Darüber	hinaus	 sollte,	
wie	in	den	Schlüsselaktionen	3	von	Erasmus+,	auch	beispielsweise	die	Erarbeitung	relevanter	Inhalte	sowie	deren	
Verbreitung	förderfähig	sein	müssen,	also	auch	Kosten	für	Arbeitsleistung	und	Sachaufwand	verrechnet	werden	
können.	Nur	 so	 ist	 es	möglich,	 eine	nachhaltige	Zusammenarbeit	 zu	gewährleisten,	welche	über	die	physische	
Präsenz	 vor	 Ort	 hinausgeht.	 Des	 Weiteren	 ist	 es	 zentral,	 dass	 multilaterale	 Projekte	 nicht	 weiterhin	 dazu	
gezwungen	 wären,	 sämtliche	 Treffen	 in	 der	 Schweiz	 abzuhalten,	 um	 förderfähig	 zu	 sein,	 was	 einen	
gleichberechtigen	Austausch	erschwert.	

Art.	4	Bst.	d	und	e:	Keine	Schwerpunktsetzung	zur	Eliteförderung	

Der	 Erläuternde	 Bericht	 argumentiert	 einerseits,	 dass	 gegenwärtig	 begrenzt	 für	 drei	 europäische	 Institutionen	
Stipendien	vergeben	werden	und	dies	für	weitere	herausragende	Institutionen	ermöglicht	werden	müsste;	und	
erwähnt	 andererseits	 mehrfach	 die	 Notwendigkeit	 einer	 verstärkten	 Exzellenzförderung.	 Diese	



	

	

	
	
	

Schwerpunktsetzung	auf	die	Elitenförderung	wird	mit	Art.	4	Bst.	d	und	e	nun	auf	Gesetzesniveau	gehoben,	was	
für	die	SAJV	nicht	nachvollziehbar	ist.	Wir	schlagen	daher	die	Streichung	der	beiden	Buchstaben	vor.	Dies	lässt	
sich	sowohl	inhaltlich	als	auch	strukturell	begründen.	

Mobilität	und	internationale	Zusammenarbeit	sind	relevant	für	die	Gesamtgesellschaft	und	deren	Kohäsion.	Eine	
solche	Wirkung	 ist	einzig	möglich,	wenn	der	Schwerpunkt	der	Förderung	eine	 für	alle	zugängliche	Mobilität	 ist	
und	diese	sich	nicht	auf	die	weitere	Unterstützung	von	ohnehin	schon	privilegierten	Institutionen	und	Individuen	
konzentriert.	Die	europäischen	Förderprogramme	haben	deshalb	für	die	neue	Programmperiode	ab	2021	grosse	
Anstrengungen	unternommen,	Mobilität	inklusiver	zu	machen,	um	diese	gewinnbringende	Erfahrung	auch	jenen	
zu	 ermöglichen,	 welche	 grössere	 Mobilitätshindernisse	 antreffen.	 Dass	 die	 Schweiz	 einen	 diametral	
entgegengesetzten	 Weg	 gehen	 möchte,	 gefährdet	 nicht	 nur	 die	 Chancengleichheit	 in	 der	 Bildung	 und	
Jugendförderung,	 sondern	 erschwert	 auch	 erneut	 eine	 mögliche	 Wiedereingliederung	 in	 europäische	
Fördermechanismen,	 von	 deren	 Funktionsweise	 man	 sich	 durch	 priorisierte	 Exzellenzförderung	 mittelfristig	
immer	weiter	distanzieren	würde.	

Strukturell	erscheint	es	uns	problemlos	möglich,	 im	Rahmen	von	Art.	4	Abs.	1	Bst.	c	auch	Massnahmen	wie	die	
Entsendung	 von	 Stipendiat*innen	 an	 einzelne	 Institutionen	 zu	 inkludieren.	 Es	 ist	 für	 die	 SAJV	 nicht	 schlüssig,	
weshalb	für	einen	solch	marginalen	Programmbestandteil	eine	eigene	gesetzliche	Grundlage	geschaffen	werden	
soll,	 falls	 es	 sich	 hierbei	 nicht	 wie	 vermutet	 um	 den	 Versuch	 eines	massiven	 Ausbaus	 der	 Exzellenzförderung	
handelt.		

Wir	danken	Ihnen	für	die	wohlwollende	Berücksichtigung	unserer	Anliegen	und	stehen	für	Fragen	jederzeit	gerne	
zur	Verfügung.	

	

Mit	freundlichen	Grüssen,	

	 	 	 	 	 	

Andreas	Tschöpe	 	 	 	 	 Lea	Meister	

Geschäftsleiter	SAJV	 	 	 	 	 Bereichsleiterin	Politik	SAJV	
	

	 	



	

	

	
	
	

Anhang:	Weitere	Änderungsvorschläge	zur	Sichtbarmachung	des	Jugendbereichs	im	Gesetzesentwurf	

Art.	1	Zweck	der	internationalen	Zusammenarbeit		
Die	internationale	Zusammenarbeit	in	im	Bereich	der	Bildung	und	der	Jugend	soll	dazu	beitragen,	dass:	
(…)	
b.	die	Institutionen	und	Organisationen	im	Bildungs-	und	Jugendbereich	in	ihren	Aktivitäten	weiterentwickelt	und	
stärker	vernetzt	werden.	
(…)	
	
Art.	2	Begriff	und	Geltungsbereich		
1	Die	internationale	Zusammenarbeit	in	im	Bereich	der	Bildung	und	der	Jugend	im	Sinne	dieses	Gesetzes	umfasst	
die	 internationale	 Lernmobilität	 und	 die	 internationalen	 Kooperationen	 zwischen	 Institutionen	 und	
Organisationen	im	Bildungs-	und	Jugendbereich.	
(…)	
	
Art.	3	Förderbereiche	
(…)	
b.	 internationale	Kooperationsaktivitäten	von	 Institutionen	und	Organisationen	 im	Bildungs-	und	 Jugendbereich	
mit	 dem	 Ziel,	 die	 Bildungsangebote	 Angebote	 zu	 entwickeln,	 die	 Vernetzung	 und	 den	 Erfahrungsaustausch	 zu	
unterstützen,	einen	qualifizierten	und	wettbewerbsfähigen	Nachwuchs	zu	fördern	sowie	die	Anerkennung	und	die	
Attraktivität	der	Schweiz	des	Schweizer	Bildungssystems	über	die	Landesgrenzen	hinaus	zu	steigern;	
(…)	
	
Art.	4	Beitragsarten	
1	Der	Bund	kann	folgende	Beiträge	ausrichten:	
(…)	
c.	 Beiträge	 für	 Projekte	 und	 Aktivitäten	 der	 internationalen	 Zusammenarbeit,	 die	 die	 Programme	 gemäss	
Buchstaben	a	und	b	ergänzen	und	für	den	Bund	von	bildungs-	oder	jugendpolitischer	Bedeutung	sind.	
(…)	
f	 .	 Beiträge	 zur	 Finanzierung	 von	 Begleitmassnahmen,	 sofern	 der	 Bund	 diese	 nicht	 selber	 wahrnimmt,	
beispielsweise	für	Kontaktstellen,	Netzwerke	oder	spezifische	Initiativen,	die:		
1.	Aktivitäten	unterstützen,	die	mit	diesem	Gesetz	gefördert	werden,	oder	
2.	eine	Vertretung	der	Anliegen	der	Schweiz	im	Bildungs-	oder	Jugendbereich	auf	internationaler	
Ebene	ermöglichen.	
(…)	
	
Art.	5	Beitragsvoraussetzungen	
1	Die	Beiträge	gemäss	Artikel	 4	Absatz	1	Buchstaben	b,	 c	und	e	 können	einer	 Institution	oder	Organisation	 im	
Bildungs-	oder	Jugendbereich	auf	deren	Antrag	gewährt	werden,	wenn	die	Aktivität,	für	die	sie	vorgesehen	sind,	
folgende	Voraussetzungen	erfüllt:	
(…)	
b.	Sie	wird	von	einer	Institution	oder	Organisation	im	Bildungs-	oder	Jugendbereich	getragen,	die	Gewähr	bietet,	
dass	die	Beiträge	effizient	eingesetzt	werden	und	der	administrative	Aufwand	gering	gehalten	wird.	
(…)	



	

	

	
	
	

3	Die	Beiträge	nach	Artikel	4	Absatz	1	Buchstabe	f	können	 Institutionen	oder	Organisationen	 im	Bildungs-	oder	
Jugendbereich	auf	deren	Antrag	gewährt	werden,	wenn	die	Begleitmassnahme,	 für	die	sie	vorgesehen	sind,	die	
Voraussetzungen	nach	Absatz	1	Buchstaben	a	und	b	sowie	die	folgenden	Voraussetzungen	erfüllt:	
a.	Sie	entspricht	einem	ausgewiesenen	Bedürfnis	des	Bildungsraums	der	Schweiz.	
(…)	
4	 Der	 Bund	 kann	 Beiträge	 für	 Einzelpersonen	 im	 Sinne	 von	 Artikel	 3	 Buchstabe	 a	 an	 Institutionen	 und	
Organisationen	im	Bildungs-	oder	Jugendbereich	ausrichten,	die	sie	nach	vom	Bundesrat	vorgegebenen	Kriterien	
an	die	Empfängerinnen	und	Empfänger	weiterleiten.	
(…)	
	
Art.	6	
(…)	
2	Um	als	nationale	Agentur	bezeichnet	werden	zu	können,	muss	die	Institution	oder	Organisation	die	folgenden	
Voraussetzungen	erfüllen:	
a.	 Zu	 ihren	 Zwecken	 gehören	 die	 Förderung	 der	 internationalen	 Zusammenarbeit	 und	 der	 nationalen	 und	
internationalen	Mobilität	im	Bereich	der	Bildung	und	Jugend.	
(…)	
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Sehr geehrter Herr Bundesrat 

 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zum Bundesgesetz über die internationale 
Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung Stellung nehmen zu können.  

 
Die Schweizerische Konferenz der Höheren Fachschulen stimmt der vorgelegten 

Totalrevision des Bundesgesetzes vollumfänglich zu. 
 
 

Besten Dank für Ihre Kenntnisnahme. 
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Vermerk: Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und 
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Per Mail: jerome.huegli@sbfi.admin.ch und gaetan.lagger@sbfi.admin.ch 
 
 
 
 
Zürich, 24. Mai 2019 
 
 
 
 
Stellungnahme des SVEB zum Bundesgesetz über die internationale 
Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung 
 
 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Wir danken für die Möglichkeit, uns im Rahmen der Vernehmlassung zum Entwurf des 
Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung zu äussern. 

Der SVEB ist der gesamtschweizerische Dachverband der allgemeinen und beruflichen 
Weiterbildung. Wir engagieren uns für ein starkes, innovatives, professionelles und für alle 
zugängliches Weiterbildungssystem, das sich an den Bedürfnissen der Erwachsenen sowie von 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik orientiert. 

Über die Beteiligung am Schweizer Programm zu Erasmus+, die Leistungsvereinbarung mit dem 
SBFI sowie über SBFI-unterstütze Projekte in Südost-Osteuropa ist der SVEB stark in der 
internationalen Bildungszusammenarbeit engagiert. Seit über 60 Jahren sind wir zudem in 
internationalen Weiterbildungsnetzwerken aktiv und pflegen den Austausch mit 
Partnerorganisationen im Ausland. 
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1. Gesamteindruck 
Wir begrüssen die revidierte Gesetzesgrundlage, welche die bestehenden unabhängigen 
Förderinstrumente in der internationalen Bildungszusammenarbeit gesetzlich verankert.  
 
Wir begrüssen speziell, dass: 

• die Weiterbildung explizit als Bildungsbereich genannt wird (Art. 2);  
• die Grundlage zur Unterstützung von Bundesprogrammen, Projekten und 

Aktivitäten geschaffen wird, die nicht auf der Assoziierung an ein internationales 
Programm beruhen (Art. 4b und c);  

• die Zusammenarbeit mit einer nationalen Agentur gesetzlich ausdifferenziert wird 
(Art. 6). 

 
 
 
2. Änderungsantrag zu Artikel 1 
Der in Art. 1 definierte Zweck der internationalen Bildungszusammenarbeit ist 
ausschliesslich «nach innen» gerichtet. Die internationale Bildungszusammenarbeit soll im 
Inland einen Nutzen bringen. Diese Zielsetzung ist legitim, greift aber zu kurz. Die Praxis 
der internationalen Bildungszusammenarbeit der Schweiz weist in vielen Programmen und 
Projekten einen klaren «Aussenbezug» auf. Mit Schweizer Wissen und Erfahrungen wird die 
Entwicklung von Bildungssystemen im Ausland unterstützt. Damit wird eine äusserst 
wichtiger Beitrag zur wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung in den 
Partnerländern geleistet. 
 
Wir beantragen Art. 1 wie folgt zu ergänzen:  
 
«Art. 1, Zweck der internationalen Zusammenarbeit 
Die internationale Zusammenarbeit in der Bildung soll dazu beitragen, dass: 
[...] 
d. sich durch die Vermittlung von Schweizer Wissen und Erfahrungen Bildungssysteme im 
Ausland weiterentickeln.»  
 
 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Bei Fragen steht Ihnen 
Bernhard Grämiger gerne zur Verfügung: bernhard.graemiger@alice.ch, 044 319 71 61. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 

 
 

 
Matthias Aebischer 
Präsident SVEB 

Bernhard Grämiger 
Direktor SVEB 
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AEU), des Hautes Ecoles Pédagogiques (SSFE), et des 
Hautes Ecoles Spécialisées (fh-ch) 
  
 
 

Geschäftsstelle: Denise Martin, Hofmatt 42, 5112 Thalheim, Tel. +41 56 443 06 03 
info@konferenz-hochschuldozierende.ch  

 

 
Herrn 
Bundesrat 
Guy Parmelin 
Eidg. Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Schwanengasse 2 
3001 Bern 
 
per Mail an jerome.huegli@sbfi.admin.ch 
 
 
Bern, 24. Mai 2019 
 

Stellungnahme zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und 
Mobilität in der Bildung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrter Herr Hügli 

swissfaculty, die gemeinsame Dachorganisation der Dozierenden aller drei Hochschultypen, bedankt sich 
beim Eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF, dass sie zur 
Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung 
eingeladen wurde. swissfaculty begrüsst diese Totalrevision und möchte sich nur zu Art. 3a 
Förderbereiche äussern. 
 
Art. 3a: Zusätzlich zu den in der Aufzählung genannten Personen schlagen wir vor zu ergänzen: 
«Dozierende an Schweizer Hochschulen und das Hochschulpersonal» oder eine andere diesem Ziel 
entsprechende Formulierung zu wählen. 

Wie im Erläuternden Bericht zu Artikel 3a ausgeführt, geht es «um internationale Mobilitätsaktivitäten zu 
Bildungszwecken [...] von Lehrkräften und Berufsbildnern sowie des Personals von Bildungsinstitutionen 
in allen Bildungsbereichen.» Im Entwurf werden jedoch ausschliesslich Lehrkräfte der obligatorischen und 
der nachobligatorischen Schulen genannt. Ganz besonders im Hochschulbereich sind angesichts der 
Innovationsdynamik in der Lehre einerseits und der zunehmenden Internationalisierung und 
Studierendenmobilität andererseits internationale Mobilitätsaktivitäten zu Bildungszwecken auch 
unabhängig von den Möglichkeiten einzelner Institutionen höchst förderungswürdig. 

mailto:info@konferenz-hochschuldozierende.ch


  

Mit bestem Dank für die Möglichkeit, zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und 
Mobilität in der Bildung Stellung nehmen zu können, und freundlichen Grüssen 

 
Für den fh-ch, Verband der Fachhochschuldozierenden Schweiz 
Hervé Bourrier, Präsident 

 
 
Für die SGL, Schweizerische Gesellschaft für Lehrerinnen und Lehrerbildung 
Richard Kohler, Präsident 

 
 
Für die VSH-AEU, Vereinigung der Schweizerischen Hochschuldozierenden/ Association Suisse des 
Enseignant-e-s d’Université 
Christian Bochet, Präsident 
 

 



  
 

 

 Monsieur le Conseiller fédéral  

Guy Parmelin 

Département fédéral de l’économie, de la formation  
et de la recherche 

 

 

Envoi électronique à : 

jerome.huegli@sbfi.admin.ch 

gaetan.lagger@sbfi.admin.ch 

 

Berne, le 17 avril 2019 

 

 

Loi fédérale sur la coopération et la mobilité internationales en matière de 

formation : prise de position de swissuniversities  

 

Monsieur le Conseiller fédéral, 

 

swissuniversities vous remercie de pouvoir prendre position dans le cadre de la révision to-

tale de la Loi fédérale du 8 octobre 1999 relative à la coopération internationale en matière 

d'éducation, de formation professionnelle, de jeunesse et de mobilité.  

 

 

1. swissuniversities est favorable à la révision en cours et au projet de loi.  La révision 

et le projet de loi ne contiennent pas de changement problématique pour les hautes écoles. 

Il ressort en effet clairement de la documentation que la révision ne vise pas à créer de nou-

velles mesures d’encouragement, mais bien à adapter et à actualiser les instruments en in-

troduisant plus de souplesse et de cohérence. Le projet de loi corrige ainsi essentiellement 

des faiblesses sur le fond et sur la forme et précise certaines notions.  De la sorte, la loi de-

vient plus compréhensible. Globalement, le soutien de swissuniversities se fonde sur les 

deux principaux éléments ci-dessous : 

 

a. Une adaptation nécessaire du cadre légal 

Par cette révision, il s’agit d’adapter le cadre légal à la situation effective de la Suisse (avec 
le Swiss-European Mobility Programme - SEMP) et de détacher les instruments d’encoura-
gement de la participation aux programmes de formation européens. De l’avis de swissuni-
versities, il est pertinent de procéder à ces changements et de renforcer ainsi la cohérence 

de la politique d’encouragement de la coopération internationale en matière de formation.  

 

La révision du cadre légal est également nécessaire afin de prendre en compte les change-

ments géopolitiques actuels en lien avec la sortie du Royaume-Uni de l’Union européenne. 

Il est en effet crucial pour les hautes écoles suisses d’avoir un cadre légal permettant le 
soutien et le financement post-Brexit de la mobilité vers le Royaume-Uni. swissuniversities a 

déjà envoyé un courrier en ce sens en date du 16 janvier 2019 à l’attention de la Secrétaire 

d’État à la formation, à la recherche et à l’innovation, Madame Martina Hirayama. Dans ce 
courrier, swissuniversities demandait la révision de l’Ordonnance relative à la coopération 

Comité 

Prof. Dr. Michael O. Hengartner  

Président 

T +41 31 355 07 56 
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swissuniversities.ch 
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mailto:jerome.huegli@sbfi.admin.ch
mailto:gaetan.lagger@sbfi.admin.ch


  

  
 

2 

internationale en matière d'éducation, de formation professionnelle, de jeunesse et de mobi-

lité (OCIFM) afin de faire en sorte que le Royaume-Uni soit toujours éligible à recevoir des 

financements dans le cadre du SEMP. Cette question reste cependant ouverte d’ici l’entrée 
en vigueur de la nouvelle loi. 

 

b. Vers plus de flexibilité saluée par les hautes écoles 

La révision et le projet de loi introduisent plus de flexibilité dans la gestion des instruments 

d’encouragement et donnent à la Confédération une plus grande marge de manœuvre dans 
la mise en place des mesures d’encouragement. « Le but est de présenter les deux me-

sures – association à des programmes internationaux et financement de programmes lancés 

par la Suisse – comme deux instruments alternatifs et équivalents de la politique de la Con-

fédération » (Page 9, Point 1.2 - Rapport explicatif). Ceci est positif pour les hautes écoles 

suisses puisque le but ultime est de maintenir de la sorte « la position de pointe de la 

Suisse dans les domaines de la formation, de la recherche et de l’innovation et de position-

ner la Suisse comme un pôle scientifique et économique compétitif, reconnu à l’échelle in-

ternationale » (Page 18, Point 4 - Rapport explicatif). Voir également Article 1, let.  c : « La 

coopération internationale en matière de formation vise à consolider et développer la qualité 

et la compétitivité de l’espace suisse de formation ». 

 

Parmi les instruments d’encouragement proposés, le projet de loi fait référence à la possibi-
lité de financer la mobilité extra-européenne (Article 4, let. b). swissuniversities salue ce 

point car il s’agit d’un réel besoin des hautes écoles suisses. Les chiffres indiqués dans le 
rapport explicatif en lien avec l’appel à projets pilotes lancé en 2018 sont à ce titre expli-

cites.  

 

En disant ceci, swissuniversities rappelle malgré tout que les trois formes de mobilité natio-

nale/européenne/internationale sont complémentaires et ne doivent pas être mises en con-

currence. Ces trois formes de mobilité poursuivent des objectifs différents et des moyens 

suffisants doivent être réservés à ces trois formes de mobilité. 

 

D’une manière symbolique, swissuniversities relève le choix terminologique d’avoir introduit le mot 

« international » partout et d’avoir fait disparaître le mot « europe » de la loi, alors que ce dernier 

en était jusqu’à maintenant un point principal. Ceci est regrettable et perçu défavorablement. Dès 

lors, swissuniversities demande la réintroduction de l’importance de l’espace de la formation eu-

ropéenne dans la loi.  

 

 

2. swissuniversities insiste sur le fait que ce nouveau projet de loi ne doit pas com-

promettre une future association de la Suisse au prochain programme cadre européen 

de formation Erasmus+ pour la période 2021-2027. Pour les hautes écoles suisses, la 

voie de l’association reste le but. La solution transitoire suisse n’apporte qu’une réponse 
partielle. Le projet de loi et le rapport explicatif sont explicites sur le sujet et mentionnent 

que « la révision totale ne préjuge pas de la décision politique selon laquelle la politique 

d’encouragement durant la période à partir de 2021 reposera pour l ’essentiel sur une asso-

ciation aux programmes de formation de l ’UE ou des programmes lancés par la Suisse se-

ront financés avec les mêmes objectifs. » (Page 9, point 1.3 - Rapport explicatif). Il semble 

néanmoins important de souligner ce point. 

 



  

  
 

3 

En lien avec cet objectif, swissuniversities recommande d’intégrer dans le projet de loi - à 

l’article 4.1 - l’option d’une association partielle. Cette option est prévue dans le rapport ex-
plicatif (« Dans le cas hypothétique où la Suisse serait associée à un programme internatio-

nal uniquement pour un domaine spécifique, p. ex. celui de la mobilité universitaire (asso-

ciation partielle), la Confédération devra pouvoir conduire son propre programme dans les 

autres domaines, p. ex. celui de la formation professionnelle.  » - Page 13) et il serait impor-

tant qu’elle soit également mentionnée dans la loi afin d’avoir tous les scénarios couverts et 
la plus grande flexibilité possible. Dans ce sens, une proposition serait de modifier l’article 
4.1, let. b en supprimant la deuxième partie du texte : « des contributions pour mettre en 

œuvre des programmes initiés par la Confédération qui ne sont pas liés à une association à 
un programme international ; ces contributions sont accordées à condition que la Suisse ne 

soit pas associée à un programme international dans le même champ d’activité  ».  

 

Toujours en lien avec l’objectif d’association de la Suisse à Erasmus+, swissuniversities 
s’interroge si l’article 5.5 (« Le Conseil fédéral fixe les coûts imputables, le calcul, la limita-

tion dans le temps, ainsi que les procédures applicables aux contributions prévues à l’art. 4, 

al. 1. ») est véritablement conciliable avec cet objectif. Des précisions semblent néces-

saires. 

 

 

3. Concernant le contenu même du projet de loi, swissuniversities souhaite relever les 

quatre points suivants : 

 

a. Nouvelle terminologie 

La nouvelle terminologie utilisée « coopération et mobilité internationales en matière de for-

mation » est appropriée et pertinente. Cette terminologie offre une plus grande cohérence 

par rapport aux différents niveaux de formation en Suisse et permet d’englober les diffé-
rentes formes de   coopération internationale. Il est à rappeler que ce changement termino-

logique n’a aucune incidence sur le champ d’application par rapport à la pratique actuelle.  
 

b. Champ d’application et domaines soutenus (articles 2 & 3) 
Le champ d’application et les domaines soutenus par le projet de loi décrits aux articles 2 et 
3 conviennent bien. 

Il s’avèrerait en revanche nécessaire d’ajouter une définition du concept de « mobilité inter-

nationale à des fins de formation ». Pour les hautes écoles, une définition la plus large pos-

sible (semestres d’échanges, summer/winter schools, stages, etc.) est recommandée. 

 

c. Délégation de tâches à une agence nationale (section 3) 

La section 3 relative à l’agence nationale convient bien. 
 

d. « Des bourses individuelles pour suivre des formations d’excellence dans des institu-

tions sélectionnées hors de la Suisse » (article 4, let. d) 

La loi actuelle prévoit l’octroi de bourses uniquement pour des études dans des institutions 

européennes. L’ordonnance actuellement en vigueur prévoit que des bourses sont allouées 

pour des études de niveau master au Collège d’Europe de Bruges et de Natolin et pour des 

études doctorales à l’Institut universitaire européen de Florence. swissuniversities salue la 

nouvelle disposition qui permet à présent l ’octroi de bourses pour des études dans d’autres 

institutions d’excellence à l’étranger. La question demeure cependant de savoir sur quelles 

bases ces nouvelles institutions seront sélectionnées. Le rapport explicatif mentionne seule-

ment que « le Conseil fédéral fixera à nouveau dans l’ordonnance la liste exhaustive des 
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institutions concernées ainsi que les modalités d’octroi des bourses » (Page 14). Il semble 

là important d’établir cette liste en étroite collaboration avec les hautes écoles suisses.  
 

 

En conclusion, swissuniversities souhaite encore soulever le fait que les aspects financiers, 

l’avenir post SEMP et la gestion opérationnelle de la mobilité estudiantine restent des élé-
ments incertains qui ne sont pas traités dans le cadre de cette consultat ion. Une clarification 

la plus rapide possible est nécessaire pour les hautes écoles. Il s’agira ainsi de rester atten-
tif, d’anticiper et traiter ces points dans un avenir proche afin d’éviter une période de flotte-
ment. 

 

Je vous souhaite bonne réception de la prise de position de swissuniversities et vous remer-

cie de bien vouloir tenir compte de nos commentaires dans la rédaction de la version finale 

de la loi. 

 

Pour toutes questions, Madame Aude Pacton, Responsable du Domaine Relations Interna-

tionales de swissuniversities, se tient à votre entière disposition (aude.pacton@swissuniver-

sities.ch). 

 

Je vous prie de recevoir, Monsieur le Conseiller fédéral, l’expression de mes salutations dis-
tinguées. 

 

 

Prof. Dr. Michael O. Hengartner 

Président 

 

 

mailto:aude.pacton@swissuniversities.ch
mailto:aude.pacton@swissuniversities.ch
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Monsieur le Conseiller federal, 

Mesdames, Messieurs, 

Le Conseil suisse de la science (CSS) fait part de sa prise d� position dans le cadre de la procedure de 

consultation sur le projet de loi federale sur la cooperation et la mobilite internationale en matiere de 

formation. 

La presente est avalisee par le President du CSS, l'ensemble du Conseil ne se reunissant pas avant la 

fin du delai de consultation. 

Preambule 

Le present projet de loi permet de mettre a jour le cadre legal et de le rendre coherent face a la situation 

politique actuelle, notamment avec les solutions transitoires concernant la mobilite internationale indivi­

duelle mises en place durant la periode 2014 - 2020. De plus, gräce au projet de loi, la Suisse disposera 

d'une base legale pour mettre en reuvre a l'avenir des instruments d'encouragement de mobilite et 

cooperation extra-europeenne, tout en s'impliquant dans la participation a la politique europeenne de 
formation, de la recherche et d'innovation .. 

Le CSS est favorable a la revision totale de la loi dans son ensemble. Neanmoins, certains points de­

mandent des clarifications. Avant d'entrer en matiere sur ces derniers, il semble necessaire de rappeler 

brievement le contexte qui entoure les relations de la Suisse et !'Union europeenne pour comprendre 

les difficultes politiques auxquels la Suisse doit faire face. 

Contexte: les relations entre la Suisse et l'Union europeenne 

Durant l'annee 2014, avec l'acceptation de !'initiative populaire «Contre l'immigration de masse» et la 

non-signature du Protocole III concernant la Croatie, !'Union europeenne a suspendu la participation de 

la Suisse aux programmes Erasmus+, Horizon 2020 et MEDIA 1 Ainsi, la periode 2014 - 2016 a ete 

marquee par une grande incertitude pour le monde academique ainsi que pour le monde de la culture. 

Lors de la session parlementaire d'hiver en 2016, les Chambres ont adopte un projet de loi d'application 

pour la mise en reuvre de !'initiative populaire « Contre l'immigration de masse » qui respecte les ac­

cords bilateraux et qui a satisfait la Commission europeenne. En decembre 2016, le C_onseil federal a 

ratifie l'extension du Protocole III concernant la Croatie. Gräce a ces deux evenements, la Suisse a pu 

1 Participation aux programmes europeens Erasmus+, Horizon 2020 et MEDIA, Communique de presse du Conseil 
federal, 7 mars 2014, Berne, et Education - des programme au benefice des etudiants, 
Dossier du Departement federal des affaires etrangeres DFAE, Mission de la Suisse aupres del'UE, disponible sur 
https://www.eda.admin.ch/missions/mission-eu-brussels/fr/home/dossiers-prioritaires/education.html (Etat le 
06.05.2019). 
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etre a nouveau inteqralement associee, a partir du 1 er janvier 2017, au programme europeen de re­ 

cherche Horizon 2020.2 Toutefois, Ja participation de Ja Suisse aux programmes Erasmus+ et MEDIA 

n'a pas pu etre retablie, les neqociatlons ayant ete suspendues d'un commun accord entre Ja Commis­ 

sion europeenne et Ja Suisse.3 

Pour pallier a Ja non-participation de Ja Suisse a Erasmus+ et MEDIA, le Conseil federal a mis en place 

des mesures transitoires. Les credits pour la periode 2014 - 2017 destines initialement a couvrir la part 
de· la Suisse pour l'association a Erasmus+ ont ete realloues au financement de mesures transitoires 

pour cette rnerne periode, En 2017, l'Assernblee federale a arrete un credit de 114,5 millions de francs 

pour les activites internationales de rnobilite et cooperation pour Ja periode 2018 - 2020. II s'agit d'une 

solution visant a assurer une continuite des mesures d'encouragement mises en place durant Ja periode 

2014 - 2017. Le Conseil federal etait en effet d'avis qu'un accord sur l'association de Ja Suisse pour Ja 

periode 2018 - 2020 n'etait pas realisable." 

En ce qui concerne Je programme MEDIA, une solution transitoire a ete mise en place afin d'assurer Ja 

continuite dans des projets dejä arnorces ainsi que pour faciliter une reinteqration de Ja Suisse dans ce 

rnerne programme. Pour ce faire, Je Conseil federal a approuve en mars 2014 un versement annuel de 

5 millions de francs aux acteurs de la branche audiovisuelle.5 

Actuellement, Ja situation politique est incertaine. Les discussions exploratoires entre Ja Suisse et Ja 

Commission europeenne se poursuivent dans Je cadre d'une association a part entiere de Ja Suisse aux 
ge programmes-cadres europeens de recherche et d'innovation 2021 - 2027 ainsi qu'au programme 

Erasmus+ 2021 - 2027. Parallelernent, sur Je plan interieur, Je Conseil federai a lance une consultation 

sur Je texte de l'accord institutionnel pour definir Ja position a adopter concernant les points en suspens. 

Ces points concernent, d'une part, les mesures d'accompagnements et, d'autre part, Ja directive relative 

au droit des citoyens de l'Union.6 

Ace jour, il n'est donc pas possible de faire des pronostics concernant les suites qui seront donnees a 
l'accord institutionnel. En effet, les oppositions sont de diverses natures et proviennent d'horizons poli­ 

tiques differents. Or, un rejet du ledit accord pourrait avoir comme consequence une retroqradation du 

statut de participation de Ja Suisse au ge programme-cadre europeen de recherche et d'innovation 

2021 - 2027 ainsi qu'une non-participation a Erasmus+ 2021 - 2027, comme ce tat Je cas en 2014. 

A cela s'ajoute l'incertitude autour de !'initiative populaire «Pour une immigration rnoderee (initiative de 

limitation)»7 qui a abouti l'ete dernier, visant a denoncer l'accord sur Ja libre circulation des personnes 

(ALCP). Le 30 novembre 2018, Je Conseil federal a propose son rejet sans lui opposer de contre-projet.8 

Cette votation future pourrait a son tour compromettre les neqociations pour une participation de la 

Suisse aux programmes de recherche europeens et Erasmus+. 

Enfin, le Conseil federal a indique, dans sa reponse a l'interpellation 18.4283 de Beat Vonlanthen9, 

qu'un echec sur de l'accord-cadre exposerait Ja Suisse a un risque de non-participation aux programmes 

europeens. 

2 Participation de la Suisse aux programmes-cadres europeens de recherche et d'innovation (Horizon 2020 I Hori­ 
zon Europe), fiche d'information, 22 fevrier 2019, Secretariat d'Etat a la formation, a la recherche et a l'innovation 
SEFRI, Berne. 
3 Education - des proqremme au benefice des etudients, Dossier du Departement federal 'des affaires etranqeres 
DFAE, Mission de la Suisse aupres de l'UE, disponible sur https://www.eda.admin.ch/missions/mission-eu-brus­ 

sels/fr/home/dossiers-prioritaires/education.html (Etat le 06.05.2019). 
4 ldem. 
5 Europe Creetive (MEDIA/culture), fiche d'informations, mars 2018, Direction des affaires europeennes DAE, du 

Departement federal des affaires etranqeres DFAE, Berne. 
6 Politique europeenne - Le Conseil federal deciäe de lancer des consultations sur le texte de l'accord institutionnel, 

Cornrnunique de presse, 7 decernbre 2018, in Dossier Accord institutionnel : consultations, Direction des affaires 

europeennes DAE, Departement federa: des affaires etranqeres DFAE, Berne, https://www.eda.ad­ 
min.ch/dam/dea/fr/documents/startseite/Document%20complementaire.pdf (Etat le 06.05.2019). 
7 Aboutissement de l'lnitiative le 25.09.2018, reference FF2018 5837. 
8 Le Conseil federal oppose a la äenoncietion de la libre circulation des personnes, Cornrnunique de presse du 

Conseil federal, 30 novembre 2018, Berne. 
9 fnterpellation 18.4283, « Report de la conclusion de l'accord-cadre avec l'UE et erosion insidieuse c:le la voie 

bilaterale. Combien coüteraient les scenarios de rechange? », Beat Vonlanthen. 
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Outre aux considerations proprement politiques, une autre difficulte apparait dans les neqoclaticns pour 

une participation a Erasmus+, a savoir le coüt financier pour la Suisse. En effet, seien les dernieres 

informations a disposition, l'ensemble du budget pour le programme Erasmus+ sera significativement 

augmente par rapport a la precedente periode. La Commission europeenne a propose une enveloppe 

budqetaire de 30 milliards d'euros, alors que les deputes du Parlement europeen proposent quant a 

eux une enveloppe de 41 milliards d'euros a · prix constants de 2018, ce qui correspond a 46, 7 mil­ 

liards d'euros en prix courants.'? Les rnecanisrnes de calcul pour l'etablissernent de la quote-part finan­ 

eiere des pays associes ne sont pas encore connus. Neanrnoins, au vu des chiffres articules, il est tres 

vraisemblable que les coüts financiers pour une participation de la Suisse a Erasmus+ vont significati­ 

vement augmenter. 

Les chambres federales sont attentives a l'incertitude qui entoure les neqociations pour une participation 

de la Suisse a Erasmus+ 2021 - 2027 ainsi que l'augmentation des coüts. Ainsi, lors de la session 

d'hiver 2017, le Parlement a adopte la motion 17.3630 « Association apart entiere de la Suisse au 

programme Erasmus plus a partir de 2021 ». Celle-ci charge le Conseil federal d'ceuvrer afin que la 

Suisse soit pleinement associee au programme a partir de 2021.11 

Enfin, il est important de rappeler que rnalqre les efforts entrepris pour reinteqrer la Suisse au pro­ 

gramme Horizon 2020, la participation de la Suisse est encore en recul. «Les indicateurs les plus par­ 

lants a cet egard sont la baisse des participations suisses, qui ont chute de 3,2 % dans le 7e PCR a 

2,4 % dans Horizon 2020, le repli marquant des coordinations suisses, passant de 3,9 % a 2,6 %, ainsi 

que la diminution des financements alloues aux institutions de recherche suisses, passes de 4,3 % a 

3,5 % de l'ensemble des subventions enqaqees jusqu'a present dans Horizon 2020. » 12 

Analyse 

Au vu de ces defis, la necessite pour la Suisse d'elaborer une base legale afin qu'elle puisse mettre en 

ceuvre des programmes independarnrnent des instruments et des programmes europeens semble legi­ 

time. En effet, il est important de disposer d'une base legale qui permette aux acteurs concernes de 

" s'adapter a un environnement international changeant. De merne, d'un point vu formel, il etait neces­ 

saire que la loi soit reorqanisee pour qu'elle reponde aux exigences leqistiques. Ainsi, le CSS salue la 

volonte d'actualiser la politique d'encouragement de la Confederation par le biais d'une revision totale 

de la loi. 

Toutefois, la mise en place de cette nouvelle loi ne saurait compromettre une association future, a part 

entiere, de la Suisse aux programmes europeens. II est fondamental, pour la politique suisse de forma­ 

tion, de prendre part a la politique de formation de l'Union europeenne. C'est pourquoi les instruments 

de cette loi ne devraient etre, en aucun cas, consideres comme des alternatives aux programmes eu­ 

ropeens, 

Or, certains signes laissent a penser que le Conseil federal pourrait envisager de favoriser prioritaire­ 

ment une association a Horizon Europe au detrirnent d'une association a part entiere a Erasmus+ pour 

la rnerne periode. En effet, lors des debats parlementaires, concernant la motion 17.3630, « Association 

apart entiere de la Suisse au programme Erasmus plus a partir de 2021 », le Conseiller federal Johann 

Schneider-Amman informait les parlementaires de l'augmentation significative de l'apport financier de 

la Suisse pour l'association a Erasmus+ pour la periode 2021 - 2027 ainsi de ses doutes sur l'opportu­ 

nite d'adherer a l'ensemble des projets. 

II est certain que l'apport financier de la Suisse sera significativement plus eleve en comparaison avec 

la periode 2014 - 2020. Neanrnoins, il faut souligner que le programme Erasmus+ ne comprend pas 

10Legislative Obeservatory Europwan Parliament, Texte adopte du Parlement, tere lecture/lecture unique, 
2018/0191 (COD) 28/03/2019, disponible sur https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/sum-' 

mary.do?id=1580248&t=d&l=fr (Etat le 06.05.2019). . 
11 Motion 17.3630, « Association ä part entiere de la Suisse au programme Erasmus plus ä partir de 2021 », Com­ 

mission de la science, de l'education et de la culture du Conseil des Etats . 
. 12 La participation de la Suisse aux programmes-cadres europeens de recherche, Faits et chiffres 2018, Secretariat 

d'Etat ä la formation, ä la recherche et ä l'innovation SEFRI, Bern, p.57. 
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uniquement la rnobilite individuelle, mais egalement des activites de « Cooperation en rnatiere d'inno­ 

vation et d'echanqe de bonnes pratiques » ainsi que le « Soutien a la reforrne des politiques ».13 La 
participation des acteurs suisses concernes a ces activites est importante. En effet, ces actions visent 

a renforcer les alliances entre les etablissernents d'enseignement et les entreprises, a renforcer les 
partenariats strateqiques transnationaux ainsi que le dialogue avec les parties prenantes.14 Actuelle­ 

ment, les institutions suisses etant exclues, elles ne peuvent ni participer a l'elaboration de la politique, 

ni etre representees, ni etre influentes. 

II serait donc regrettable de mettre sur un pied d'eqalite les differentes solutions suisses pour la rnobilite 

individuelle et une association a part entiere pour Erasmus+, en les comparant sur la simple base des 

coüts effectifs. De meme, il est vain de croire que la Suisse puisse renoncer aux autres projets du 

programme Erasmus+ sans perdre en influence en termes de positionnement strateqique. 

De plus, il faut se garder de creer une hierarchisation entre la formation, d'une part, et la recherche et 

l'innovation, d'autre part. Ceci est particulierernent vrai au sujet des instruments de mobilite individuelle. 

lls doivent rester accessibles au plus grand nombre et ne pas etre restreints a une elite. Par ailleurs, le 

programme Erasmus+ 2021 - 2027 vise justement a inclure le plus grand nombre de personnes socia­ 

lement les moins favorisees." 

De surcroit, le present projet de loi ainsi que le rapport explicatif ne refletent pas explicitement la volonte 

de la motion 17.3630 adoptee par les deux chambres en 2017. En effet, le rapport explicatif ne men­ 

tionne quere la motion dans son argumentaire. II explique simplement que : 

« La revision totale ne piejuge pas de Ja tiecision politique selon laquel/e Ja politique ä'encou­ 

ragement durant Ja perioäe a partir de 2021 reposera pour l'essentiel sur une association aux 
programmes de formation de /'UE ou des programmes lences par Ja Suisse seront tiriences 

avec /es memes objectifs. L'adaptation des bases legales permettra uniquement ä'etendre Ja 

liberte d'action strategique sur Je plan /egislatif. » 16 

A ce stade, rien ne garantit que le gouvernement fera le necessaire pour que la Suisse soit pleinement 

associee aux programmes-cadres de recherche et innovations ainsi qu'au programme Erasmus+. 

Pour terminer, le present projet ne semble pas non plus concretiser /a Strategie internationale de Ja 

Suisse dans Je domaine formation, recherche et innovations adoptee par le Conseil federal le 4 juil­ 

let 2018. Celle-ci pröne de maintenir la position de pointe de la Suisse en encourageant la rnobilite et la 

cooperation internationale dans les domaines FRi. Pourtant, le maintien de cette position passe neces­ 

sairement par une association a part entiere aux programmes europeens. 

13 Dans le guide Erssmus+, Guide du programme elles sont appelees action cle n°2 et 3. 

Cf. Erasmus+, Guide du proqmmme, Version 2 (2019) : 15.01.2019, disponible sur https://ec.europa.eu/pro­ 
grammes/erasm us-pl us/resou rces/docu ments/erasm us-prog ram me-g u ide-2019 fr,. 
14 idem, pp. 13-14. 
15 

Legislative Obeservatory Europwan Parliament, Texte adopte du Parlement, 1 ere Jecture/Jecture unique, 
2018/0191(COD)- 28/03/2019. Cf. note de bas de page n°1D. 
16 

Rapport explicatif, Loi federale sur la cooperetion et la mobilite internationales en metiere de formation, Revi­ 
sion totale, (LCMJF; RS 414.51), fevrier 2019, Secretariat d'Etat a Ja formation, a Ja recherche et a J'innovation 
SEFRJ, Berne, pp. 9-10. 
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Commentaire par articles 

Article 1. But de la cooperation internationale 

A la lecture du titre et du contenu de cet article, nous comprenons que la rnobilite est comprise comme 

une forme parmi d'autres de cooperation internationale. Or, nous regrettons que la mobilite ne soit pas 

mise en avant comme un but per se. Nous sommes d'avis que la rnobilite doit etre un instrument pe­ 

renne, independamment des autres formes eUou instruments de cooperation internationale. En la clas­ 

sant parmi les differentes formes de cooperations, il existe le risque que cette mesure soit restreinte 

pour des raisons de financement ou rneme delaissee pour favoriser d'autres instruments. Dans ce cas, 

l'acces ne serait pas garanti ä l'ensemble des parties prenantes. t.'interet d'encourager la rnobilite 

comme un instrumentper se ne se fonde pas uniquement sur son utilite directe pour le perfectionnement 

de connaissances acaderniques eUou linguistiques. La rnobilite est notamment importante pour les par­ 

ties prenantes dans leur developpernent personnel. 

D'un point de vue formel, l'emploi du mot « cornpetitivite » ä l'article 1, let. c, avec les connotations 

economiques qui s'y attachent, ne semble pas opportun dans un tel contexte. II serait preferable d'em­ 

ployer le mot « attractivite » afin que l'idee de promotion de l'espace suisse de formation ressorte dans 

l'esprit de la loi. 

Article 2. definition et champs d'application 

Nous sommes favorables ä ce que le champ d'application de la loi soit devolu aux divers domaines de 

formation, notamment l'ecole obligatoire, la formation professionnelle initiale, les ecoles d'enseignement 

general du deqre secondaire II ainsi que la formation continue. 

Article 3. Domaines soutenus 

A l'art. 3, let. a, nous sommes de l'avis que la notion de « personne en formation » n'inclut pas les 

personnes en formation continue puisque de facto ces personnes ont une activite professionnelle. De 

plus, l'interpretation faite dans le rapport explicatif ne semble pas l'inclure. Nous estimons que la forma­ 

tion continue va gagner en importance avec l'essor de la nurnerisation de l'econornie. En effet, de nom­ 

breux emplois sont susceptibles d'evoluer eUou disparaitre. Dans un tel contexte, la formation continue 

devient un outil essentiel pour la prosperite de la Suisse dans un environnement economique chan­ 

geant. 

A la lecture du contenu de la let. c, ainsi que de son commentaire, nous considerons que la formulation 

de cette phrase est peu claire. S'agit-il de promouvoir des « best practices » dans la rnobilite internatio­ 

nale ainsi que dans la cooperation internationale? Des precisions sont necessaires. 

Article 4. Types de soutien 

La deuxierne phrase de la let. b, de l'alinea 1, peut etre problernatique dans l'eventualite d'une associa­ 

tion partielle aux programmes europeens. En effet, dans ce cas de figure, l'association partielle ernpe­ 

cherait de financer d'autres mesures. C'est pourquoi nous proposons de supprimer la deuxierne phase. 

b. des contributions pour mettre en ceuvre des programmes inities par la Contederetion qui 

ne sont pas lies a une association a un programme international.; oes oontributions sont 

aooordees a oondition que m Suisse ne soit pas assooiee a un programme international 

dans !e meme ohamp d'aotivite. 

L'art. 4, al. 1, let. d, vise ä promouvoir l'excellence par la possibilite d'octroyer des bourses speciales ä 
des individus pour effectuer des echanges avec des institutions etranqeres selectionnees. Comment 

les criteres d'octroi seront-ils etablis? Quel est le groupe cible? Qui sera' en charge d'octroyer ces 

bourses? Quelle sera la duree de ces bourses? La liste de ces institutions sera-t-elle restrictive ou 

extensive ? . 

Au vu de ce qui precede, il est evident que ces questions trouveront une reponse dans l'ordonnance 

d'application. Le CSS est d'avis que les criteres d'octroi, outre celui enonce ä l'art. 5, al. 2, ä savoir que 

la personne sollicitant la bourse doit avoir effectue au moins deux ans dans le systerne universitaire 
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suisse ou avoir un fort lien avec la Suisse, devraient etre regles au niveau de la loi. De merne, l'organe 

cornpetent pour delivrer ces bourses devrait etre mentionne dans la loi. 

l.'alinea 3 explicite que le Conseil federal definit les institutions selectionnees conformernant aux let. d 

et let. e. II serait souhaitable que le Conseil federal elabore cette liste en collaboration avec les parties 

prenantes telles que les hautes ecoles et universitss, et que cette collaboration soit inscrite dans l'or­ 

donnance. Enfin, pour plus de clarte, il faudrait preciser qu'il s'agit des lettres b, d, e, et f de l'alinea 1. 

Article 5. Conditions d'octroi 

L'alinea 5 peut etre contradictoire au vu d'une association a part entiere a des proqrarnrnes europeens 
et/ou internationaux prevus a l'art. 4, al. 1, let. a. En effet, si la Suisse participe a des programmes 

europeens/internationaux eile ne peut fixer les criteres enonces a cet almea. C'est pourquoi il faudrait 

specifier dans l'alinea qu'il s'agit des contributions prevues a l'art. 4, al. 1, let. b a f, en excluant les 
contributions prevues a l'art. 4, al 1, let. a. 

Article 6 

Nous souhaiterions que cet article presente des clarifications concernant la gouvernance de Movetia. 

En effet, l'alinea 4 ne fait que mentionner qu'elle doit rendre des comptes sur sa gestion et sa compta­ 

billte. II serait souhaitable que les notions explicites de coordination et processus apparaissent dans 

l'article. De merne, des evaluations periodiques doivent etre definies au niveau de la loi. Enfin, l'alinea 2, 

let. b, devrait mentionner « les ressources et les processus », en lieu et place de la notion de « capa­ 

cite ». La notion de capacite pouvant signifier differentes choses comme, par exemple, la capacite fi­ 

nanciere, la capacite en personnel, la capacite en infrastructure. 

Remarque finale 

De rnaniere generale, il y a de nombreux criteres, notions et procedures concernant les art. 4, 5, 6 qui 

seront definis dans l'ordonnance d'application. Nous esperons que celle-ci fera l'objet d'une consulta­ 
tion. 
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Le Conseil suisse de la science formule les recommandations suivantes au Conseil federal: 

Soumettre l'ordonnance d'application a une consultation au vu de l'importance des criteres de 

mise en ceuvre reqles au niveau de l'ordonnance; 

CEuvrer a ce que la Suisse soit associee a part entiere au programme Erasmus+ et respecter 

ainsi la volonte de la motion 17 .3630 ; 

S'employer a la mise en osuvre de la Strategie internationale de la Suisse dans le domaine 

formation, recherche et innovation dans le domaine de la rnobilite internationale ; 

Clarifier les processus et la gouvernance et prevoir des evaluations periodiques de la fondation 

Movetia; 

Prendre en campte les remarques et modifications suqqerees dans le commentaire par article. 

En esperant que cette intervention vous sera utile, nous vous adressons, Monsieur le Conseiller federat, 

Mesdames, Messieurs, nos salutations distinquees. 

G rd Folkers 

P esident du CSS 

Pour toutes informations, priere de contacter : 

Conseil Suisse de la Science 

Secretariat 

Einsteinstrasse 2 

CH-3003 Bern 

Tel.: +41 58 463 00 48 

Fax: +41 58 463 95 47 

swr@swr.admin.ch 
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Universitäre Medizin Schweiz – Haus der Akademien, Laupenstrasse 7, Postfach, CH-3001 Bern – www.unimedsuisse.ch 

Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und 
Forschung WBF 
Herrn Guy Parmelin 
Bundeshaus Ost 
3003 Bern 

E-Mail: jerome.huegli@sbfi.admin.ch und
gaetan.lagger@sbfi.admin.ch

Ort, Datum: Bern, 1. Mai 2019 Direktwahl: 031 306 93 86 
Ansprechpartnerin: Rahel Zainhofer E-Mail: rahel.zainhofer@unimedsuisse.ch 

Vernehmlassung zur Totalrevision des Bundesgesetzes über die internationale Zusammenarbeit 
und Mobilität in der Bildung (BIZMB, SR 414.51) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Totalrevision des Bundesgesetztes über die internationale Zu-
sammenarbeit und Mobilität in der Bildung Stellung nehmen zu können.  

Der Verband Universitäre Medizin Schweiz (unimedsuisse) befürwortet die Totalrevision und stimmt der 
Vorlage zu. 

Wir möchten darauf hinweisen, dass für unimedsuisse eine politische Lösung zentral ist, die den Schwei-
zer Universitäten eine gleichberechtigte Teilnahme in u.a. europäischen Bildungs- wie auch Forschungs-
programmen gewährleistet. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unseres Anliegens und stehen Ihnen bei Fragen gerne zur 
Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

Bertrand Levrat 
Präsident Universitäre Medizin Schweiz 

mailto:jerome.huegli@sbfi.admin.ch
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Staatssekretariat für Bildung, 

Forschung und Innovation SBFI 

Einsteinstrasse 2 

3003 Bern 

Bern, 24. Mai 2019 

Stellungnahme des Verbandes der Schweizer Studierendenschaften (VSS-UNES-USU) 

zum Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Parmelin 

Sehr geehrte Herren Hügli und Lagger 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Verband der Schweizer Studierendenschaften (VSS) bedankt sich für die Möglichkeit, dass 

die Studierenden durch die Teilnahme an diesem Vernehmlassungsverfahren zum 

Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung Stellung 

nehmen können. 

Einleitung 

Der VSS vertritt auf eidgenössischer Ebene die Studierendenschaften von Fachhochschulen, 

Pädagogischen Hochschulen, kantonalen Universitäten und Eidgenössischen Technischen 

Hochschulen. Die wichtigsten Ziele sind Chancengleichheit im Hochschulzugang und 

Demokratisierung der Hochschulen. 

Im Rahmen dieser Schwerpunktsetzung setzt sich der VSS seit mehreren Jahren stark für die 

volle Wiederassoziierung der Schweiz an das Erasmus-Programm ein, um den Schweizer 

Studierenden gleichberechtigten Zugang zur Mobilität zu ermöglichen. Wir betrachten Mobilität 

nicht nur als gewinnbringend für die Berufschancen der teilnehmenden Individuen, sondern 

insbesondere auch für die Stärkung der persönlichen und interkulturellen Kompetenzen, 

welche für aktive, verantwortungsvolle Staatsbürgerinnen von grösster Bedeutung sind. Es 

profitieren keineswegs nur die teilnehmenden Individuen, sondern auch die Schweizer 

Gesellschaft als Ganzes – diese gewinnt an Attraktivität in den wirtschaftlich bedeutsamen

Bereichen Bildung, Forschung und Innovation. Darüber hinaus ist es für die Schweiz höchst 

relevant, sich mit ihren spezifischen Lösungen der politischen Partizipation, direkten 

Demokratie und der Stärke ihrer Vereins- und Verbandslandschaft international zu 

positionieren. Aufgrund dieser Überzeugung vertreten wir den Standpunkt, dass die Schweiz 

die notwendigen Investitionen, wieder vollwertige Partnerin in den Erasmus-Programmen zu 

werden, dringend vornehmen muss und keine risikoreichen, schmaleren Sonderlösungen 
verfolgen darf. Der gegenwärtig begangene Sonderweg riskiert nicht nur die Aufgabe 

langjähriger Partnerschaften, sondern benachteiligt auch den Austausch ausserhalb des 

Hochschulbereiches sowie in besonderem Masse Kooperationsprojekte gegenüber 

individuellem Austausch. Gerade die Initiative «Europäische Universitäten» der Europäischen 
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Union, die auch an das europäische Förderprogramm gebunden ist, bietet grosse Chancen für 

Studierende und Hochschulen. Schweizer Universitäten und Studierende sind momentan von 

dieser Möglichkeit der Teilnahme ausgeschlossen und können nicht von dieser 

Zusammenarbeit profitieren. Die Teilnahme ist wahrscheinlich längerfristig an die Teilnahme 

am Erasmus-Programm gebunden und die Schweiz schadet der Qualität ihrer Hochschulen, 

wenn sie an Kooperationsprojekte dieser Art nicht teilnehmen kann. Die Position einer 

Wiederassoziierung an die Erasmusprogramme hat der VSS nicht nur in seinen Aktivitäten 

zugunsten einer schnellstmöglichen Vollassoziierung im Rahmen einer Petition gemeinsam mit 

der SAJV, sondern auch bei zahlreichen Veranstaltungen und Aktionen sowie Gesprächen mit 

dem SBFI bekräftigt.  

Allgemeine Würdigung 

Der VSS begrüsst es grundsätzlich, dass zwecks der Weiterführung internationaler Mobilität 

gesetzliche Lücken geschlossen werden. Die sogenannte Schweizer Lösung ist gegenwärtig 

Realität und darf nicht durch fehlende Grundlagen gefährdet werden, was in der Abschaffung 

von Fördermöglichkeiten in der Mobilität im Bildungs- und Jugendbereich gipfeln könnte.  

Der erläuternde Bericht erwähnt explizit, dass durch den Gesetzesentwurf nicht den 

Entscheiden über die Förderpolitik der kommenden Jahren vorgegriffen werden soll, was aber 

leider der Natur des Gesetzes inhärent ist: Die dauerhafte Möglichkeit eines autonomen 

Schweizer Weges wird neu geschaffen. Während hierfür möglicherweise akute Sachzwänge 

bestehen, möchte der VSS erneut darauf hinweisen, dass aufgrund obiger inhaltlicher 

Argumentation eine vollwertige Zusammenarbeit im Rahmen von Erasmus unbedingt 

anzustreben ist. Im Sinne dieses Vorhabens besteht nach wie vor der politische Auftrag 

gemäss der angenommenen Motion 17.3630 Vollassoziierung an Erasmus plus ab 2021, 

welche die Wiederaufnahme von Verhandlungen mit der EU zwecks der Vollassoziierung 

verlangt. Dieser Auftrag wurde unter Verweis auf die Umstände breiterer laufender 

Verhandlungen mit der EU und dem EU-internen Verhandlungsstand zu Erasmus bisher nicht 

umgesetzt. Nichtsdestoweniger darf der vorgelegte Gesetzesentwurf nicht als weiteres Vehikel 

dienen, diese Verhandlungen unter vorgeschobenen Gründen zu verschieben oder zu 

verhindern. Darum ist es prioritär, dass das Gesetz keine neuen Schwerpunkte vorsieht, 

welche den Zielsetzungen und Strukturen der EU Programme widersprechen und somit die 

Zusammenarbeit erschweren oder verunmöglichen. Der VSS möchte noch einmal darauf 

hinweisen, dass die Etablierung einer Schweizer Lösung im neuen Gesetz, die Entscheidung 

für oder gegen eine Wiederassoziierung an Erasmus, nicht vorwegnehmen darf. 

Der VSS fordert deshalb, dass im Fall, wenn eine Vollassoziierung nicht erreicht werden kann, 

die Ein- oder Weiterführung und der Ausbau einer starken Schweizer Lösung unterstützt 

werden soll. Durch ein mit ausreichendem finanziellem und programmatischem Spielraum 

ausgestattetes Mobilitätsprogramm könnte Schadensminderung betrieben werden: Dies ist für 

den Erhalt der Qualität der Schweizer Bildungslandschaft von essentieller Bedeutung.  

 

Das Erasmus+-Programm ab 2021 wird höchstwahrscheinlich ein grösseres Budget haben als 

bis anhin, die Schweizer Lösung sollte also auch mehr Mittel zur Verfügung stehen um 

ebenfalls mehr jungen Menschen die Möglichkeit zu bieten von internationaler Mobilität 

profitieren zu können. 
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Art. 3 Bst. b: Breiter Kooperationsbegriff und Stärkung der Kooperationsaktivitäten 

Der VSS begrüsst es ausdrücklich, dass die Kooperationsaktivitäten im Art. 3 Bst. b Einzug in 

das Gesetz erhielten. Nachdem solche nun jahrelang nur noch eingeschränkt möglich waren, 

zählt der VSS nun auf eine zügige Verbesserung der Situation. 

Im vollen Bewusstsein, dass solche Regelungen auf Verordnungsebene getroffen werden, 

möchten wir im Hinblick auf die Ausarbeitung ebendieser darauf hinweisen, dass es im Falle 

einer Weiterführung einer Schweizer Lösung für alle betroffenen Bereiche von grosser 

Wichtigkeit ist, dass Kooperationsprojekte nicht nur im Rahmen der Finanzierung von Reise- , 

Unterkunfts- und Verpflegungskosten unterstützt würden. Darüber hinaus sollte, wie in den 

Schlüsselaktionen 3 von Erasmus+, auch beispielsweise die Erarbeitung relevanter Inhalte 

sowie deren Verbreitung förderfähig sein müssen, also auch Kosten für Arbeitsleistung und 

Sachaufwand verrechnet werden können. Nur so ist es möglich, eine nachhaltige 

Zusammenarbeit zu gewährleisten, welche über die physische Präsenz vor Ort hinausgeht. 

Des Weiteren ist es zentral, dass multilaterale Projekte nicht weiterhin dazu gezwungen wären, 

sämtliche Treffen in der Schweiz abzuhalten, um förderfähig zu sein, was einen 

gleichberechtigen Austausch erschwert. 

Art. 4 Bst. b: Möglichkeit bieten für nationale Programme auch im Falle einer 

Assoziierung an Erasmus+ 

Wie im erläuternden Bericht geschrieben, soll der vorliegende Gesetzesentwurf keinen Einfluss 

auf die allfällige Assoziierung an Erasmus+ haben. Der VSS nimmt deshalb mit Unverständnis 

zur Kenntnis, dass im vorgeschlagenen Gesetzestext bei Art. 4 Bst. B geschrieben steht: “[…] 
solche Beiträge sind nur möglich, sofern die Schweiz nicht an ein internationales Programm im 

gleichen Tätigkeitsbereich assoziiert ist”. 
 

Seit 2018 gibt es einen innovativen Fonds für Projekte ausserhalb Europas, welcher das SBFI 

zusammen mit Movetia etabliert hat und der auf grosses Interesse bei Bildungsorganisationen 

gestossen ist. Auch im Fall einer Wiederassoziierung an Erasmus+ sollten solche Fördermittel 

immer noch möglich sein und nicht von Gesetz wegen per se ausgeschlossen werden. 

 

Der VSS schlägt daher vor, die oben zitierte Stelle zu streichen und es daher gesetzlich 

zu ermöglichen, eigene Bundesprogramme auch im Falle einer Assoziierung 

umzusetzen. Diese Entweder-oder-Situation, welche im Gesetzesentwurf beschrieben wird, 

spielt die beiden Lösungen gegeneinander aus und nimmt daher Einfluss auf die Diskussion 

einer möglichen Assoziierung. Um dieser Entscheidung nicht vorzugreifen, müsste also 

unserer Meinung nach der zweite Teil von Art. 4 Bst. B gestrichen werden. 

Art. 4 Bst. d und e: kein Schwerpunkt auf die Elitenförderung 

Der erläuternde Bericht argumentiert, dass gegenwärtig begrenzt für drei europäische 

Institutionen Stipendien vergeben werden und dies für weitere herausragende Institutionen 

ermöglicht werden müsste, und erwähnt hingegen mehrfach die Notwendigkeit einer 

verstärkten Exzellenzförderung. Die Elitenförderung wird mit Art. 4 Bst. d und e nun auf 
Gesetzesniveau gehoben, was für den VSS nicht nachvollziehbar ist. Der VSS schlägt daher 

die Streichung der beiden Buchstaben vor.  
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Mobilität und internationale Zusammenarbeit sind wichtig für das Individuum, aber besonders 

auch für die Gesamtgesellschaft und deren Kohäsion. Eine solche Wirkung ist einzig möglich, 

wenn der Schwerpunkt der Förderung eine für alle zugängliche Mobilität ist und diese sich 

nicht auf die weitere Unterstützung von ohnehin schon privilegierten Institutionen und 

Individuen konzentriert. Die europäischen Förderprogramme haben deshalb für die neue 

Programmperiode ab 2021 grosse Anstrengungen unternommen, Mobilität inklusiver zu 

machen, um diese gewinnbringende Erfahrung auch jenen zu ermöglichen, welche grössere 

Mobilitätshindernisse antreffen. Dass die Schweiz einen entgegengesetzten Weg gehen 

möchte, gefährdet nicht nur die Chancengleichheit in der Bildung, sondern erschwert erneut 

eine mögliche Wiedereingliederung in europäische Fördermechanismen, von deren 

Funktionsweise man sich durch priorisierte Exzellenzförderung mittelfristig immer weiter 

distanzieren würde. 

Strukturell erscheint es uns problemlos möglich, im Rahmen von Art. 4 Abs. 1 Bst. c auch 

Massnahmen wie die Entsendung von StipendiatInnen an einzelne Institutionen zu inkludieren. 

Es ist für den VSS nicht schlüssig, weshalb für einen solch marginalen Programmbestandteil 

eine eigene gesetzliche Grundlage geschaffen werden soll, falls es sich hierbei nicht wie 

vermutet um den Versuch eines massiven Ausbaus der Exzellenzförderung handelt.  

Wir danken Ihnen für die wohlwollende Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen für 

Fragen jederzeit gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

Verband der Schweizer Studierendenschaften 

Francesco Bee  Nino Wilkins 

Vorstandsmitglied  Co-Präsident 

Dossier Internationales 
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